
375

I N H A L T

Tag Seite

5321

Herausgegeben von der Niedersächsischen Staatskanzlei
Verlag und Druck: Umweltdruckhaus Hannover GmbH, Klusriede 23, 30851 Langenhagen, Telefon 0511 475767-0, Telefax 0511 475767-19,
www.umweltdruckhaus.de. Erscheint nach Bedarf. Laufender Bezug und Einzelstücke können durch den Verlag bezogen werden. Bezugspreis
pro Jahr 56,30 € (einschließlich 3,68 € Mehrwertsteuer und einschließlich 9,20 € Portokostenanteil). Bezugskündigung kann nur 6 Wochen vor
Jahresende schriftlich erfolgen. Einzelnummer je angefangene 8 Seiten 1,05 €. ISSN 0341-3497. Abonnementservice: Nils Lohmann, Telefon 0511
475767-22, Telefax 0511 475767-19, E-Mail: abo@umweltdruckhaus.de.
Einzelverkaufspreis dieser Ausgabe 6,30 € einschließlich Mehrwertsteuer zuzüglich Versandkosten.

37628. 6. 2022 Gesetz zur Neufassung des Niedersächsischen Krankenhausgesetzes . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
21065 (neu), 21065

388
28. 6. 2022 Gesetz zur Änderung des Niedersächsischen Gesetzes zur Förderung des Klimaschutzes und zur Minde-

rung der Folgen des Klimawandels sowie zur Änderung weiterer Gesetze  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
28010, 22510 01, 21072, 28200, 28200 04, 23100

39428. 6. 2022 Niedersächsisches Kulturfördergesetz (NKultFöG) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
22100 (neu)

39929. 6. 2022 Gesetz zur Änderung des Niedersächsischen Abgeordnetengesetzes  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
11110 03

40029. 6. 2022 Gesetz zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
20411, 20412, 20600

40329. 6. 2022 Gesetz zur Änderung des Niedersächsischen Rettungsdienstgesetzes  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
21062 01

40429. 6. 2022 Gesetz über Grundstücksgeschäfte im Bereich der Landwirtschaft (NGrdstLwG)  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
78310 (neu), 78310 02, 78310, 79100 01

405
29. 6. 2022 Gesetz zur Änderung des Niedersächsischen Katastrophenschutzgesetzes und des Niedersächsischen Brand-

schutzgesetzes  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
21100 01, 21090

41229. 6. 2022 Gesetz zum Staatsvertrag zur Änderung des Glücksspielstaatsvertrags 2021 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
21013 (neu), 21013

418
29. 6. 2022 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über ein Sonderprogramm zur Wirtschaftsförderung des Landes Nieder-

sachsen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
77000 01

419
29. 6. 2022 Gesetz zur Änderung des Niedersächsischen Gesetzes zur Durchführung der Marktüberwachung von har-

monisierten Bauprodukten  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
21072

42029. 6. 2022 Gesetz zur Änderung des Niedersächsischen Straßengesetzes . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
92100 01

421
28. 6. 2022 Verordnung zur Änderung der Verordnung über sachliche Zuständigkeiten für die Verfolgung und Ahndung

von Ordnungswidrigkeiten  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
20120

422
28. 6. 2022 Verordnung zur Änderung der Allgemeinen Zuständigkeitsverordnung für die Gemeinden und Landkreise

zur Ausführung von Bundesrecht  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
20300

76. Jahrgang Ausgegeben in Hannover am 5. Juli 2022 Nummer 21



Nds. GVBl. Nr. 21/2022, ausgegeben am 5. 7. 2022

376

G e s e t z
zur Neufassung des Niedersächsischen 

Krankenhausgesetzes

Vom 28. Juni 2022

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Niedersächsisches Krankenhausgesetz (NKHG)

E r s t e r  T e i l

Allgemeine Vorschriften

§ 1

Errichtung und Unterhaltung von Krankenhäusern, 
Anwendungsbereich

(1) 1Die Landkreise und kreisfreien Städte haben die Kran-
kenhausversorgung der Bevölkerung im Rahmen der Da-
seinsvorsorge als Aufgabe des eigenen Wirkungskreises nach
Maßgabe des § 2 und des Krankenhausplans sicherzustel-
len. 2Sie haben eigene Krankenhäuser zu errichten und zu
unterhalten, soweit die Krankenhausversorgung nicht durch
andere Träger gewährleistet wird. 3Bei der Sicherstellung der
Krankenhausversorgung durch die Landkreise und kreisfreien
Städte sollen eine gebietsübergreifende Zusammenarbeit an-
gestrebt und die Krankenhausversorgung aufeinander abge-
stimmt werden. 4Bei der Sicherstellung der Versorgung der
Bevölkerung mit Krankenhausleistungen durch die Land-
kreise und kreisfreien Städte handelt es sich um eine Dienst-
leistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse im
Sinne des Artikels 106 Abs. 2 Satz 1 des Vertrages über die
Arbeitsweise der Europäischen Union.

(2) Dieses Gesetz gilt für alle Krankenhäuser im Sinne des
§ 3 Nr. 1 sowie regionale Gesundheitszentren im Sinne des
§ 3 Nr. 12.

§ 2

Ziele

(1) 1Ziel des Gesetzes ist die Sicherstellung einer qualita-
tiv hochwertigen, patienten- und bedarfsgerechten Versorgung
der Patientinnen und Patienten mit leistungsfähigen, digital
ausgestatteten und eigenverantwortlich wirtschaftenden Kran-
kenhäusern, die auch die besonderen Bedürfnisse von Men-
schen mit Demenz und Menschen mit unterschiedlichsten
Behinderungen berücksichtigt. 2Die Qualität der Patienten-
behandlung sowie die Patientensicherheit werden durch die
Zulassung von Krankenhäusern im Rahmen der bedarfsori-
entierten und an Versorgungsstufen orientierten prospektiven
Krankenhausplanung, die finanzielle Förderung von Kranken-
häusern, Qualitätsvorgaben sowie die Gewährleistung der
Rechte der Patientinnen und Patienten im Zusammenhang
mit der Krankenhausbehandlung sichergestellt. 

(2) Zur Stärkung einer qualitativ hochwertigen und wirt-
schaftlichen wohnortnahen sektorenübergreifenden Versor-
gung sollen an geeigneten Standorten regionale Gesundheits-
zentren gefördert werden; ein Standort kann insbesondere
geeignet sein, wenn dort ein Krankenhaus der Grund- und
Regelversorgung nicht oder nicht mehr besteht.

(3) 1Die Zusammenarbeit der Krankenhäuser untereinan-
der, mit den niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten, Psycho-
therapeutinnen und Psychotherapeuten sowie mit den sons-
tigen Einrichtungen des Gesundheits- und Sozialwesens,
insbesondere mit den nachsorgenden Pflege- und Betreuungs-
einrichtungen sowie den regionalen Gesundheitszentren, und
die Herstellung eines nahtlosen Übergangs zwischen den
Versorgungsbereichen sowie ein Entlassmanagement und re-
gionale Versorgungs- und Weiterbehandlungsnetzwerke sol-
len gefördert werden. 2Die Kooperation von Krankenhäusern

zur krankenhausübergreifenden Versorgung soll erleichtert
werden.

(4) Ziel des Gesetzes ist ferner die flächendeckende Ge-
währleistung der Aus-, Fort- und Weiterbildung in den ärzt-
lichen und anderen Heilberufen und den Gesundheitsfach-
berufen in den Krankenhäusern in enger Zusammenarbeit
mit den daran Beteiligten.

§ 3

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Gesetzes ist

1. Krankenhaus:

ein Krankenhaus im Sinne des § 2 Nr. 1 des Kranken-
hausfinanzierungsgesetzes (KHG) mit Ausnahme der in
§ 3 Satz 1 KHG genannten Krankenhäuser sowie der
Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen im Sinne des
§ 107 Abs. 2 des Fünften Buchs des Sozialgesetzbuchs
(SGB V);

  2. Plankrankenhaus:

ein Krankenhaus, das in den Krankenhausplan aufge-
nommen ist (§ 108 Nr. 2 SGB V);

  3. Allgemeinkrankenhaus:

ein Krankenhaus, das Leistungen für Patientinnen und
Patienten aller Altersstufen und bei verschiedenen Krank-
heiten, Leiden oder Körperschäden erbringt;

  4. Fachkrankenhaus:

ein Krankenhaus, das auf die Feststellung, Linderung
oder Heilung bestimmter Krankheiten, Leiden oder Kör-
perschäden spezialisiert ist oder grundsätzlich nur Leis-
tungen für Patientinnen und Patienten bestimmter Al-
tersstufen erbringt;

  5. Krankenhausträger:

natürliche oder juristische Person oder rechtsfähige Per-
sonengesellschaft, die ein Krankenhaus im eigenen Na-
men und auf eigene Rechnung betreibt;

  6. Trägerwechsel:

jeder Wechsel des Krankenhausträgers im Sinne der Num-
mer 5; ein Trägerwechsel liegt auch im Fall einer Um-
wandlung eines Krankenhausträgers im Sinne des § 1
Abs. 1 Nr. 1, 2 oder 3 des Umwandlungsgesetzes (UmwG)
oder bei einem Wechsel der anteiligen Eigentumsver-
hältnisse oder einem Mehrheitswechsel bei den Gesell-
schaftsanteilen eines Krankenhausträgers vor;

  7. Fachabteilung:

eine fachlich unabhängige, abgrenzbare und organisato-
risch eigenständige Organisationseinheit innerhalb des
Krankenhauses, die überwiegend für ein bestimmtes
Fachgebiet genutzt wird und von einer fachlich nicht
weisungsgebundenen Ärztin oder einem fachlich nicht
weisungsgebundenen Arzt mit entsprechender Facharzt-
bezeichnung geleitet wird; für Abteilungen, die Patien-
tinnen und Patienten behandeln, bei denen Psycho-
therapie angezeigt ist, können neben der Ärztin oder
dem Arzt Psychologische Psychotherapeutinnen oder
Psychologische Psychotherapeuten sowie Kinder- und
Jugendpsychotherapeutinnen oder Kinder- und Jugend-
psychotherapeuten bestellt werden, die bei der Unter-
suchung und Behandlung dieser Patientinnen und Pa-
tienten eigenverantwortlich und selbständig tätig sind;
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  8. Pflegestation:

Raum oder Gruppe von Räumen, in dem oder in denen
Patientinnen und Patienten untergebracht, gepflegt, be-
handelt und verpflegt werden;

9. Bettenzimmer:

Raum innerhalb einer Pflegestation, der überwiegend
für die Unterbringung von Patientinnen und Patienten
bestimmt ist;

10. Versorgungsstufe:

Grad der Intensität der in einem bestimmten Allgemein-
krankenhaus möglichen medizinischen Versorgung von
Patientinnen und Patienten, gegliedert in

Versorgungsstufe I: Grund- und Regelversorgung,

Versorgungsstufe II: Schwerpunktversorgung sowie

Versorgungsstufe III: Maximalversorgung;

11. Versorgungsregion:

ein räumlich abgegrenzter Bereich, für den der Versor-
gungsbedarf differenziert dargestellt und ausgewiesen
wird, welche Plankrankenhäuser mit welcher Bettenzahl
und fachlichen Ausrichtung diesen Bedarf decken sollen;

12. regionales Gesundheitszentrum:

eine zentrale regionale Einrichtung zur sektorenüber-
greifenden wohnortnahen medizinischen Versorgung von
Patientinnen und Patienten, in der verschiedene Leis-
tungserbringende ihrer Tätigkeit interdisziplinär und
interprofessionell nachgehen können; Mindestvoraus-
setzung für ein regionales Gesundheitszentrum sind
eine tägliche Erreichbarkeit von 24 Stunden, Angebote
zur ambulanten fachärztlichen Versorgung sowie die
Verfügbarkeit einer bettenführenden Pflegeeinheit auch
im Sinne des Elften Buchs des Sozialgesetzbuchs, wo-
bei sich bereits vorhandene Leistungserbringende ein-
schließlich niedergelassener Ärztinnen und Ärzte im
Rahmen eines Gesamtkonzeptes einbringen können; die
Ausgestaltung des Angebotes orientiert sich an den je-
weiligen regionalen Bedürfnissen und Möglichkeiten.

§ 4

Mitwirkung der Beteiligten

(1) 1Bei dem für Gesundheit zuständigen Ministerium wird
ein Planungsausschuss gebildet, der das Ministerium in Fra-
gen der Krankenhausplanung, bei der Aufstellung des Inves-
titionsprogramms und hinsichtlich der Auswahl geeigneter
Standorte für ein regionales Gesundheitszentrum berät. 2Dem
Planungsausschuss gehören

1. die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände
Niedersachsens mit drei Vertreterinnen oder Vertretern,

2. die Niedersächsische Krankenhausgesellschaft mit drei
Vertreterinnen oder Vertretern,

3. die Landesverbände der gesetzlichen Krankenkassen und
die Ersatzkassen gemeinsam mit vier Vertreterinnen oder
Vertretern,

4. die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung — Landes-
verband Nordwest — mit einer Vertreterin oder einem
Vertreter und

5. der Landesausschuss des Verbands der privaten Kranken-
versicherung mit einer Vertreterin oder einem Vertreter

als unmittelbar Beteiligte (§ 7 Abs. 1 Satz 2 KHG) an. 3Mit je
einer Vertreterin oder einem Vertreter mit beratender Stim-
me nehmen an den Sitzungen des Planungsausschusses teil

1. die Ärztekammer Niedersachsen,

2. die Kassenärztliche Vereinigung Niedersachsen,

3. die oder der Landespatientenschutzbeauftragte,

4. das für Raumordnung zuständige Ministerium,

5. das für das Rettungswesen zuständige Ministerium,

6. das für Hochschulen zuständige Ministerium,

7. das Niedersächsische Landesamt für Bau und Liegen-
schaften und

8. der Niedersächsische Pflegerat.
4Den Vorsitz führt das für Gesundheit zuständige Ministeri-
um. 5Die einzelnen unmittelbar Beteiligten nach Satz 2 kön-
nen ein Votum im Planungsausschuss jeweils nur einheit-
lich abgeben; für die Beteiligten nach Satz 2 Nr. 3 gilt § 211 a
SGB V entsprechend. 6Der Planungsausschuss tagt nicht öf-
fentlich; Beschlüsse können außerhalb von Sitzungen auch
im Umlaufverfahren gefasst werden. 7Das für Gesundheit
zuständige Ministerium kann bestimmen, dass alle oder ein-
zelne Vertreterinnen oder Vertreter per Videokonferenztech-
nik an der Sitzung des Planungsausschusses teilnehmen
können, soweit dies technisch möglich ist. 8Die Personen,
die die in den Sätzen 2 und 3 genannten Stellen im Pla-
nungsausschuss vertreten, sind, auch nach Beendigung ih-
rer Tätigkeit, verpflichtet, über die ihnen im Rahmen ihrer
Tätigkeit im Planungsausschuss mitgeteilten Informationen,
insbesondere Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse der Kran-
kenhausträger, Verschwiegenheit zu wahren; dies gilt nicht
im Verhältnis zur entsendenden Stelle sowie für Tatsachen,
die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Ge-
heimhaltung bedürfen. 9Die in Satz 8 genannten Personen
sind vor Beginn ihrer Tätigkeit im Planungsausschuss von dem
für Gesundheit zuständigen Ministerium zur Verschwiegen-
heit besonders zu verpflichten; die Verpflichtung ist akten-
kundig zu machen. 10Der Planungsausschuss gibt sich eine
Geschäftsordnung, die mindestens Regelungen zu Form und
Frist der Einladung, zum näheren Verfahren bei Beschlüssen
im Umlaufverfahren sowie zu der Form der Niederschrift
und der Frist für ihre Erstellung und Genehmigung enthält. 

(2) Die an der Krankenhausversorgung Beteiligten (§ 7
Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 KHG) sind neben den unmittelbar
Beteiligten (Absatz 1 Satz 2) die in Absatz 1 Satz 3 genann-
ten Stellen sowie

1. der Christliche Gewerkschaftsbund Deutschlands, Landes-
verband Niedersachsen,

2. der DBB Beamtenbund und Tarifunion, Landesbund Nie-
dersachsen,

3. der Deutsche Gewerkschaftsbund, Landesbezirk Nieder-
sachsen — Bremen — Sachsen-Anhalt,

4. die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrts-
pflege in Niedersachsen,

5. die Psychotherapeutenkammer Niedersachsen,

6. die Unternehmerverbände Niedersachsen,

7. der Marburger Bund — Landesverband Niedersachsen.

(3) 1Mit den unmittelbar Beteiligten (Absatz 1 Satz 2) sind
bei der Aufstellung und Fortschreibung des Krankenhaus-
plans und bei der Aufstellung des Investitionsprogramms
einvernehmliche Regelungen anzustreben. 2Erzielt der Pla-
nungsausschuss in seinen Beratungen kein Einvernehmen,
so ist auf einer weiteren Sitzung erneut zu beraten mit dem
Ziel, einvernehmliche Regelungen herbeizuführen. 3Danach
entscheidet das für Gesundheit zuständige Ministerium
über die Aufstellung oder Fortschreibung ohne weitere Mit-
wirkung des Planungsausschusses.

Z w e i t e r  T e i l

Krankenhausplanung

§ 5

Krankenhausplan

(1) 1Das für Gesundheit zuständige Ministerium stellt einen
Krankenhausplan auf und schreibt diesen, insbesondere zur
Anpassung an den tatsächlichen Bedarf, fort. 2Dabei kann es
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jeweils Sachverständige hinzuziehen. 3Der Krankenhaus-
plan und seine Fortschreibungen werden von der Landesre-
gierung beschlossen. 4Vor dem Beschluss ist dem Landtag
jeweils Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 5Der Kran-
kenhausplan sowie seine Fortschreibungen sind im Nieder-
sächsischen Ministerialblatt und auf der Internetseite des für
Gesundheit zuständigen Ministeriums zu veröffentlichen.

(2) Der Krankenhausplan dient der Verwirklichung der in
§ 2 genannten Ziele und enthält

1. eine Krankenhauszielplanung, die im Rahmen des Kran-
kenhausfinanzierungsgesetzes, insbesondere unter Be-
achtung der §§ 1 und 6 KHG, die Ziele festlegt, auf deren
Verwirklichung der Plan ausgerichtet ist,

2. eine Bedarfsanalyse, die eine Beschreibung des zu ver-
sorgenden Bedarfs der Bevölkerung enthält,

3. eine Krankenhausanalyse, die eine Beschreibung der Ver-
sorgungsbedingungen bei den in den Plan aufgenomme-
nen Krankenhäusern enthält, sowie

4. die Festlegung der durch Feststellungsbescheide nach § 6
zu treffenden Versorgungsentscheidung darüber, mit wel-
chen Krankenhäusern der festgestellte Bedarf der Bevöl-
kerung versorgt werden soll und welche Versorgungs-
aufträge die einzelnen Krankenhäuser dabei jeweils er-
füllen sollen.

(3) 1Im Krankenhausplan sind im Rahmen der Kranken-
hauszielplanung dessen Grundsätze und Ziele festzulegen.
2Der Krankenhausplan muss die Ziele der Raumordnung be-
achten, die Grundsätze und die sonstigen Erfordernisse der
Raumordnung berücksichtigen und eine ortsnahe Notfall-
versorgung gewährleisten. 3Die Empfehlungen des Gemein-
samen Bundesausschusses zu den planungsrelevanten Qua-
litätsindikatoren nach § 136 c Abs. 1 SGB V sind Bestandteil
des Krankenhausplans.

(4) 1Im Rahmen der Bedarfsanalyse und der Krankenhaus-
analyse sind auch die voraussichtlichen Entwicklungen des
Bedarfs und der Krankenhausversorgung darzustellen. 2Als
weitere Planungskriterien sollen die Entwicklung der Fall-
zahlen und Inzidenzen, der Verweildauer sowie der ambu-
lanten medizinischen Versorgung, die demografische Ent-
wicklung und sektorenübergreifende Versorgungsangebote
berücksichtigt werden.

(5) 1Der Krankenhausplan legt die zur Erreichung seiner
Ziele und zur Umsetzung der Vorgaben des Krankenhausfi-
nanzierungsgesetzes erforderlichen Allgemeinkrankenhäu-
ser und Fachkrankenhäuser, gegliedert nach den Standorten,
der Zahl der Planbetten und teilstationären Plätze und den
Fachrichtungen, sowie die Ausbildungsstätten nach § 2
Nr. 1 a KHG fest. 2Die räumliche Gliederung erfolgt in acht
Versorgungsregionen. 3Jedes Plankrankenhaus wird einer der
drei Versorgungsstufen nach § 3 Nr. 10 zugeordnet oder als
Fachkrankenhaus eingestuft. 4Jeder Versorgungsregion muss
mindestens ein Krankenhaus der Versorgungsstufe II oder III
zugeordnet sein. 5Das für Gesundheit zuständige Ministeri-
um kann auf Antrag des Krankenhausträgers mit diesem
eine Zielvereinbarung zum Erreichen der nächsthöheren
Versorgungsstufe abschließen und darin zeitlich befristete
Abweichungen von den in der Verordnung nach § 34 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 für diese Versorgungsstufe festgelegten Anforde-
rungen an ein Krankenhaus zulassen. 6Abweichend von
Satz 3 kann ein bestehendes Allgemeinkrankenhaus zur
kurzstationären Versorgung mit einer in der Verordnung
nach § 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 festzulegenden maximalen Bet-
tenzahl als regionales Gesundheitszentrum oder im Zusam-
menhang mit einem solchen in den Krankenhausplan ohne
Zuordnung zu einer Versorgungsstufe aufgenommen wer-
den.

(6) Hat ein Krankenhaus auch für die Versorgung der Be-
völkerung anderer Versorgungsregionen wesentliche Bedeu-
tung, so ist die Krankenhausplanung für die betroffenen

Versorgungsregionen insoweit aufeinander abzustimmen;
§ 6 Abs. 2 KHG bleibt im Übrigen unberührt.

(7) In den Krankenhausplan sind auch die Hochschulkli-
niken einzubeziehen, soweit sie der allgemeinen Versorgung
der Bevölkerung dienen.

(8) Der Krankenhausplan kann, insbesondere für einzelne
Fachrichtungen sowie für die Ausweisung von Einrichtungen
mit besonderen Aufgaben von Zentren und Schwerpunkten
im Sinne des § 2 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 des Krankenhausent-
geltgesetzes, durch Krankenhausfachpläne ergänzt werden;
diese sind Teil des Krankenhausplans.

(9) Bei der Versorgungsentscheidung wird der verlässli-
chen Teilnahme eines Krankenhauses an der Notfallversor-
gung besonders Rechnung getragen.

(10) 1Ein Krankenhaus kann in den Krankenhausplan auf-
genommen werden, wenn es bedarfsgerecht, leistungsfähig
und kostengünstig im Sinne des § 1 Abs. 1 KHG ist. 2Das
Krankenhaus muss den Anforderungen entsprechen, die nach
dem Stand der Erkenntnisse der Wissenschaft an ein Kran-
kenhaus der betreffenden Art zu stellen sind; es muss insbe-
sondere

1. jederzeit eine ausreichende Zahl an zur Leitung geeigne-
ten Ärztinnen und Ärzten sowie Fachärztinnen und Fach-
ärzten verfügbar halten und

2. die erforderliche weitere personelle sowie räumliche und
medizinisch-technische Ausstattung besitzen,

und es muss die Gewähr für die Dauerhaftigkeit der zu er-
bringenden ärztlichen und pflegerischen Leistungen bieten.

§ 6

Aufnahme in den Krankenhausplan

(1) Die Feststellung der Aufnahme eines Krankenhauses
in den Krankenhausplan erfolgt auf Antrag des Krankenhaus-
trägers durch schriftlichen oder elektronischen Bescheid
nach § 8 Abs. 1 Satz 3 KHG des für Gesundheit zuständigen
Ministeriums. 

(2) 1Der Bescheid enthält mindestens 

1. den Namen und den Standort des Krankenhauses und
seiner Betriebsstätten,

2. die Bezeichnung, die Rechtsform und den Sitz des Kran-
kenhausträgers sowie bei Unternehmen die Inhaber der
Anteile mit den jeweiligen Mehrheitsverhältnissen,

3. die vorzuhaltenden Fachabteilungen,

4. die Anzahl der Planbetten je Fachabteilung,

5. die zugewiesene Versorgungsstufe oder die Einstufung
als Fachkrankenhaus.

2Für Ausbildungsstätten nach § 2 Nr. 1 a KHG gilt Satz 1
sinngemäß.

(3) 1Der Bescheid kann mit Nebenbestimmungen nur ver-
sehen werden, soweit dies

1. im Rahmen der Verwirklichung der in § 1 KHG oder in
§ 2 genannten Ziele oder

2. zur Erreichung der Ziele des Krankenhausplans

erforderlich ist. 2Unter den Voraussetzungen des Satzes 1
können Auflagen auch nachträglich aufgenommen, geändert
oder ergänzt werden. 3Vor der nachträglichen Aufnahme von
Auflagen ist das Benehmen mit den unmittelbar Beteiligten
im Sinne des § 4 Abs. 1 Satz 1 herzustellen.

(4) Die unmittelbar Beteiligten im Sinne des § 4 Abs. 1
Satz 1 erhalten jeweils eine Kopie der Bescheide.

(5) Die Anfechtungsklage einer oder eines Dritten gegen
einen Bescheid nach Absatz 1 Satz 1 hat keine aufschieben-
de Wirkung.
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§ 7

Ausscheiden aus dem Krankenhausplan

(1) 1Ein Krankenhaus kann ganz oder teilweise aus dem
Krankenhausplan herausgenommen werden, wenn es die
Voraussetzungen nach § 5 Abs. 10 für eine Aufnahme in den
Krankenhausplan nicht nur vorübergehend nicht oder nicht
mehr erfüllt. 2Ein Krankenhaus ist ganz oder teilweise aus
dem Krankenhausplan herauszunehmen, wenn es

1. den ihm zugewiesenen Versorgungsauftrag nicht nur
vorübergehend nicht oder nicht in ausreichendem Maße
erfüllt oder

2. den Betrieb länger als drei Monate eingestellt hat.

(2) 1Wechselt die Trägerschaft eines in den Krankenhaus-
plan aufgenommenen Krankenhauses, so ist es aus dem
Krankenhausplan herauszunehmen. 2Bei einem Formwechsel
nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 UmwG ist der neue Träger durch eine
Änderung des Bescheides nach § 8 Abs. 1 Satz 3 KHG fest-
zustellen.

(3) Die Herausnahme aus dem Krankenhausplan wird
durch schriftlichen oder elektronischen Bescheid nach § 8
Abs. 1 Satz 3 KHG des für Gesundheit zuständigen Ministe-
riums festgestellt.

D r i t t e r  T e i l

Förderung

§ 8

Aufbringung der Finanzierungsmittel

(1) 1Die Finanzierungsmittel für die Förderung von Inves-
titionskosten nach § 9 Abs. 1 KHG sind zu 60 Prozent vom
Land und zu 40 Prozent von den in § 1 Abs. 1 Satz 1 genann-
ten Kommunen aufzubringen. 2Die Finanzierungsmittel für die
Förderung nach § 9 Abs. 2 und 3 KHG sind zu 66 2/3 Prozent
vom Land und zu 33 1/3 Prozent von den in § 1 Abs. 1 Satz 1
genannten Kommunen aufzubringen. 3Abweichend von Satz 2
sind die in den Grenzen des § 9 Abs. 2 Nr. 2 KHG zu bewilli-
genden Fördermittel für Erwerb, Erschließung, Miete und Pacht
von Grundstücken zu 60 Prozent vom Land und zu 40 Pro-
zent von den in § 1 Abs. 1 Satz 1 genannten Kommunen auf-
zubringen.

(2) 1Die Höhe der Finanzierungsmittel richtet sich nach
dem jeweiligen Haushaltsplan des Landes. 2Unverzüglich
nach Aufstellung des Entwurfs des Haushaltsplans gibt das
für Gesundheit zuständige Ministerium der Arbeitsgemein-
schaft der kommunalen Spitzenverbände Niedersachsens
Gelegenheit, zu der beabsichtigten Gesamtfördersumme des
Investitionsprogramms für das folgende Jahr und zu der
Höhe der Pauschalmittel nach § 11 Abs. 1 Stellung zu neh-
men. 3Das für Gesundheit zuständige Ministerium soll bis
zum 1. Oktober eines jeden Jahres den Gesamtbetrag bekannt
geben, den die in § 1 Abs. 1 Satz 1 genannten Kommunen
für das folgende Jahr voraussichtlich aufzubringen haben.
4Bis zum 1. Mai des folgenden Jahres soll das Land den in
§ 1 Abs. 1 Satz 1 genannten Kommunen den jeweils auf sie
entfallenden Betrag bekannt geben. 5Finanzierungsmittel,
die über den nach Satz 3 bekannt gegebenen Betrag hinaus-
gehen, haben die Kommunen erst im übernächsten Jahr auf-
zubringen.

(3) 1Die von den in § 1 Abs. 1 Satz 1 genannten Kommu-
nen aufzubringenden Finanzierungsmittel werden durch eine
Umlage je zur Hälfte nach der Einwohnerzahl und der Um-
lagekraftmesszahl erhoben. 2Umlagekraftmesszahl ist

1. bei den Landkreisen jeweils die Summe der Umlagegrund-
lagen für die Kreisumlage,

2. bei den kreisfreien Städten jeweils die Summe aus der
Steuerkraftmesszahl und 90 Prozent der Schlüsselzuwei-
sungen.

(4) 1Die Umlage ist jährlich aufgrund der Daten festzuset-
zen, die der Berechnung der Finanzausgleichsleistungen für
das laufende Haushaltsjahr zugrunde liegen. 2Abweichun-
gen vom Krankenhausplan (§ 5) und vom Investitionspro-
gramm (§ 9) sind bei der Festsetzung der Umlage für das
nächste Haushaltsjahr zu berücksichtigen. 3§ 21 Abs. 1 Satz 1,
Abs. 4 Satz 1 und Abs. 5 Satz 1 des Niedersächsischen Ge-
setzes über den Finanzausgleich gilt entsprechend.

§ 9

Investitionsprogramm

1Das Investitionsprogramm wird jeweils für ein Haushalts-
jahr von dem für Gesundheit zuständigen Ministerium auf-
gestellt und von der Landesregierung beschlossen. 2Vor dem
Beschluss ist dem Landtag Gelegenheit zur Stellungnahme
zu geben. 3Das Investitionsprogramm ist im Niedersächsi-
schen Ministerialblatt und auf der Internetseite des für Ge-
sundheit zuständigen Ministeriums zu veröffentlichen.

§ 10

Einzelförderung

(1) 1Den Krankenhausträgern werden zur Finanzierung
von Maßnahmen im Sinne des § 9 Abs. 1 und 2 KHG Förder-
mittel bewilligt. 2Die Förderung nach § 9 Abs. 1 KHG kann
auch in der Weise erfolgen, dass die Bewilligungsbehörde
gegenüber dem Krankenhausträger der Verwendung eines
Darlehens oder von Eigenmitteln zur Finanzierung einer för-
derungsfähigen Investition zustimmt und Fördermittel in
Höhe der Zinsen, Tilgung und Verwaltungskosten für das
Darlehen oder in Höhe der Kapitalkosten bewilligt.

(2) 1Investitionen nach § 9 Abs. 1 und 2 KHG werden auf
Antrag des Krankenhausträgers durch einen Festbetrag bis
zur Höhe der festgestellten förderungsfähigen Kosten geför-
dert. 2Liegen die tatsächlich angefallenen förderungsfähigen
Kosten unterhalb des Festbetrages, so ist der Unterschieds-
betrag dem Krankenhausträger zu belassen, wenn er die Ver-
wendung dieser Mittel für weitere als förderungsfähig aner-
kannte Investitionsmaßnahmen nachweist.

(3) 1Die Errichtung von Pflegestationen wird nach § 9 Abs. 1
KHG nur gefördert, wenn in den zugehörigen Bettenzim-
mern planmäßig jeweils nicht mehr als zwei Betten aufge-
stellt werden sollen. 2Bei Umbaumaßnahmen bestehender
Pflegebereiche soll eine Förderung nur erfolgen, wenn in
den zugehörigen Bettenzimmern, soweit dies möglich ist,
planmäßig jeweils nicht mehr als zwei Betten aufgestellt
werden sollen. 3Bei Neubaumaßnahmen muss, bei Umbau-
maßnahmen soll gewährleistet werden, dass intensivmedizi-
nische Behandlungsmöglichkeiten sowie Isolationsmöglich-
keiten für infektiöse Patientinnen und Patienten für das ge-
samte Krankenhaus in ausreichendem Umfang bestehen oder
im Rahmen der geförderten Maßnahme geschaffen werden.

(4) Als Investitionskosten gelten nicht die Kosten des Er-
werbs oder der Anmietung bereits betriebener und im Kran-
kenhausplan aufgenommener Krankenhäuser.

§ 11

Pauschale Förderung

(1) Pauschalbeträge nach § 9 Abs. 3 KHG (Pauschalmittel)
werden bewilligt

1. für die Wiederbeschaffung von Anlagegütern mit einer
durchschnittlichen Nutzungsdauer von mehr als 3 und
bis zu 15 Jahren (kurzfristige Anlagegüter) sowie

2. für kleine bauliche Maßnahmen, bei denen die voraus-
kalkulierten förderungsfähigen Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten für das einzelne Vorhaben die in der
Verordnung nach § 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 festzulegende
Wertgrenze nicht übersteigen.
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(2) Die Pauschalmittel setzen sich zusammen aus

1. einer Grundpauschale nach der Zahl der Planbetten so-
wie einer Grundpauschale nach der Zahl der teilstationä-
ren Plätze, wobei der Ausgangsbetrag der jeweiligen
Grundpauschale gestuft nach Versorgungsstufen sowie
zusätzlich für Fachrichtungen mit besonders hohen Vor-
haltekosten um einen in der Verordnung nach § 34 Abs. 1
Satz 1 Nr. 3 festzulegenden Betrag erhöht oder mit einem
darin festzulegenden Faktor vervielfältigt werden kann;
werden einem Krankenhaus Fördermittel für eine Maß-
nahme im Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 1 KHG bewilligt, kann
der Ausgangsbetrag der jeweiligen Grundpauschale für
die Dauer eines in der Verordnung nach § 34 Abs. 1 Satz 1
Nr. 3 festzulegenden Zeitraums um einen darin festzu-
legenden Betrag abgesenkt werden,

2. einer Leistungspauschale, die insbesondere die Zahl der
stationär behandelten Personen und den Werteverzehr
des Anlagevermögens berücksichtigt, und

3. einem Zuschlag zur Förderung der für Ausbildungsstät-
ten nach § 2 Nr. 1 a KHG notwendigen Investitionen.

(3) Die in der Verordnung nach § 34 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 3
und 4 bestimmten Beträge sind in Abständen von zwei Jah-
ren an die durchschnittliche Kostenentwicklung der Investi-
tionen nach Absatz 1 anzupassen.

(4) 1Wenn es zur Erhaltung der Leistungsfähigkeit des
Krankenhauses im Rahmen seiner Aufgaben nach dem
Krankenhausplan erforderlich ist, kann das für Gesundheit
zuständige Ministerium auf Antrag des Krankenhausträgers
nach Anhörung des Planungsausschusses die Grundpau-
schalen nach Absatz 2 Nr. 1 abweichend von den durch Ver-
ordnung nach § 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 bestimmten Beträgen
bewilligen. 2Der Krankenhausträger hat durch Unterlagen zu
belegen, dass die Voraussetzungen nach Satz 1 vorliegen.

(5) 1Die Pauschalmittel sind vom Krankenhausträger bis
zur zweckentsprechenden Verwendung Zins bringend anzu-
legen. 2Zinserträge, Erträge aus der Veräußerung von durch
Pauschalmittel geförderten kurzfristigen Anlagegütern so-
wie Ersatzleistungen wegen des Untergangs oder der Be-
schädigung von durch Pauschalmittel geförderten kurzfris-
tigen Anlagegütern sind den Fördermitteln entsprechend
dem Förderanteil zuzuführen. 3Werden die Pauschalmittel
entgegen Satz 1 nicht Zins bringend angelegt, so hat der
Krankenhausträger einen Betrag in Höhe der Zinsen, die bei
einem Zinssatz von einem Prozentpunkt über dem jeweili-
gen Basiszinssatz (§ 247 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) an-
gefallen wären, den Fördermitteln zuzuführen. 4Das Land kann
eine Vereinfachung der Berechnung der Zinsen zulassen.

§ 12

Förderung bei Schließung oder Umstellung von
Krankenhäusern oder Krankenhausabteilungen

(1) Zur Erleichterung der Schließung von Krankenhäu-
sern, die den Betrieb ganz oder teilweise einstellen und ganz
oder teilweise aus dem Krankenhausplan herausgenommen
wurden, und zur Umstellung von Krankenhäusern oder
Krankenhausabteilungen auf andere Aufgaben (Umwandlung)
sind auf Antrag des Krankenhausträgers nach § 9 Abs. 2
Nrn. 5 und 6 KHG Ausgleichszahlungen zu bewilligen, so-
weit diese erforderlich sind, um die Schließung oder Um-
wandlung zu unterstützen oder unzumutbare Härten bei der
Schließung oder der Umwandlung zu vermeiden.

(2) 1Berücksichtigt werden insbesondere

1. unvermeidbare Kosten für die Abwicklung von Verträgen,

2. Kosten eines Sozialplans, zu dessen Aufstellung der Kran-
kenhausträger verpflichtet ist,

3. angemessene Aufwendungen für den Ausgleich oder die
Milderung wirtschaftlicher Nachteile, die den im Kran-
kenhaus Beschäftigten infolge der Schließung oder Um-

wandlung entstehen, soweit diese nicht im Rahmen
eines Sozialplans ausgeglichen werden,

4. Investitionen zur Umwandlung in eine Einrichtung für
andere medizinische oder soziale Aufgaben, insbesonde-
re der ambulanten, der sektorenübergreifenden oder der
palliativen Versorgung, in ein regionales Gesundheits-
zentrum, in ein Hospiz, in eine stationäre Pflegeeinrich-
tung oder in eine Einrichtung der stationären Rehabili-
tation, soweit diese nicht anderweitig öffentlich geför-
dert werden.

2Bei Umwandlung des Krankenhauses in eine Einrichtung
für andere medizinische oder soziale Aufgaben können nur
Investitionen berücksichtigt werden, die erforderlich sind,
um die vorhandenen Gebäude und Einrichtungen für die
neue Zweckbestimmung nutzbar zu machen.

(3) Die Höhe der Förderung richtet sich nach dem jeweili-
gen Haushaltsplan des Landes.

(4) Die Ausgleichszahlungen werden als Pauschale geleis-
tet; hierfür wird die Zahl, um die sich die Planbetten durch
die Schließung oder Umwandlung vermindern, mit dem in
der Verordnung nach § 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 festzulegen-
den Betrag vervielfältigt.

§ 13

Ausgleich für Eigenmittel

(1) 1Sind in einem Krankenhaus bei Beginn der Förderung
aufgrund der Aufnahme in den Krankenhausplan mit Eigen-
mitteln des Krankenhausträgers beschaffte, der Abnutzung
unterliegende Anlagegüter vorhanden, deren regelmäßige
Nutzungsdauer zu diesem Zeitpunkt noch nicht abgelaufen
ist, so ist dem Krankenhausträger bei Ausscheiden aus dem
Krankenhausplan auf Antrag ein dem Anteil der Eigenmittel
entsprechender Ausgleich für die Abnutzung während der
Zeit der Förderung zu bewilligen. 2Dies gilt auch für förde-
rungsfähige Investitionsmaßnahmen, die mit Zustimmung
des für Gesundheit zuständigen Ministeriums aus Eigenmit-
teln des Krankenhausträgers finanziert worden sind. 3Eigen-
mittel im Sinne der Sätze 1 und 2 sind nur Mittel aus dem
frei verfügbaren Vermögen des Krankenhausträgers. 4Bei An-
wendung der Sätze 1 und 2 bleiben Abschreibungen unbe-
rücksichtigt, die auf Investitionen entfallen, die mit anderen
öffentlichen Mitteln finanziert worden sind.

(2) Ein Ausgleichsanspruch entfällt, soweit aufgrund der
Aufnahme in den Krankenhausplan eine Ersatzinvestition
gefördert wurde und die Mittel oder ihr Gegenwert im Zeit-
punkt des Ausscheidens des Krankenhauses aus dem Kran-
kenhausplan noch im Vermögen des Krankenhausträgers
vorhanden sind.

(3) 1Der Krankenhausträger ist verpflichtet, die für die Be-
urteilung eines Ausgleichsanspruchs notwendigen Angaben
zu machen und Nachweise vorzulegen. 2Lässt sich der Aus-
gleichsbetrag nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand
feststellen, so kann dieser pauschaliert werden.

§ 14

Zweckbindung der Förderung, Nebenbestimmungen

(1) Der Krankenhausträger hat die Fördermittel dem Zweck
der Förderung entsprechend sowie sparsam und wirtschaft-
lich zu verwenden.

(2) 1Der Krankenhausträger hat die Notwendigkeit der In-
vestitionen, die Erforderlichkeit ihres Umfangs sowie deren
Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit darzulegen und zu bele-
gen. 2Er hat auf Verlangen die Folgekosten darzulegen und
Wirtschaftlichkeitsberechnungen vorzulegen.

(3) Soweit das Land Einzelförderung nach § 10 für Anla-
gegüter geleistet hat, sind die Erträge aus deren Veräußerung
oder die Ersatzleistungen wegen deren Untergangs oder Be-
schädigung anteilig an das Land abzuführen.
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(4) Die Bewilligung der Fördermittel kann mit Nebenbe-
stimmungen verbunden werden, soweit diese zur Sicherstel-
lung einer zweckentsprechenden Verwendung der Förder-
mittel oder zur Erreichung der Ziele des Krankenhausfinan-
zierungsgesetzes, dieses Gesetzes oder des Krankenhausplans
erforderlich sind.

(5) 1Soweit Anlagegüter nicht nur für die stationäre Kran-
kenhausversorgung verwendet werden, ist die bewilligte
Förderung zu kürzen. 2Der Anteil der anderweitigen Ver-
wendung kann geschätzt werden. 3Auf die Kürzung kann in
besonderen Fällen, insbesondere unter Berücksichtigung der
Ziele des Krankenhausfinanzierungsgesetzes, dieses Geset-
zes oder des Krankenhausplans, ganz oder teilweise verzich-
tet werden.

(6) 1Die Bewilligungsbehörde kann vor der Auszahlung der
Fördermittel verlangen, dass Sicherheit für einen möglichen
Erstattungsanspruch geleistet wird, insbesondere durch die
Bestellung von Grundpfandrechten. 2Dies gilt nicht bei pau-
schaler Förderung nach § 11 und bei Auszahlungen an eine
der Kommunalaufsicht unterliegende Körperschaft oder An-
stalt des öffentlichen Rechts.

§ 15

Überwachung der Verwendung der Fördermittel

(1) 1Die ordnungsgemäße Verwendung der Fördermittel
ist von der zuständigen Behörde zu überwachen. 2Der Kran-
kenhausträger hat der zuständigen Behörde insoweit unent-
geltlich die erforderlichen mündlichen oder schriftlichen
Auskünfte zu erteilen. 3Ist ein Krankenhaus durch Angehö-
rige der wirtschaftsprüfenden oder steuerberatenden Berufe
oder einer Wirtschaftsprüfungs- oder Steuerberatungsgesell-
schaft geprüft worden und wird in dem Abschlussbericht
die ordnungsgemäße Verwendung der Fördermittel bestä-
tigt, so ist dieser Abschlussbericht bis zum 1. September des
nächsten Jahres bei der zuständigen Behörde vorzulegen.
4Dem Abschlussbericht steht bei freigemeinnützigen Kran-
kenhäusern ein entsprechender Bericht der Bischöflichen
Finanzkammer oder der Betriebswirtschaftlichen Beratungs-
stelle des Diakonischen Werks gleich; Satz 2 gilt entsprechend.

(2) Die von der zuständigen Behörde mit der Überwachung
beauftragten Personen sind befugt, während der üblichen
Geschäftszeit

1. die für den Betrieb eines aufgrund der Aufnahme in den
Krankenhausplan geförderten Krankenhauses oder Kran-
kenhausteils genutzten Grundstücke und Räume, soweit
diese nicht ausschließlich zu Wohnzwecken genutzt wer-
den, zu betreten,

2. dort Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen, in die
geschäftlichen Unterlagen Einsicht zu nehmen sowie die
Ärztinnen und Ärzte und das Krankenhauspflege- und
-verwaltungspersonal zu befragen.

(3) Eine für den nach Absatz 1 auskunftspflichtigen Kran-
kenhausträger handelnde Person kann die Auskunft auf sol-
che Fragen verweigern, deren Beantwortung sie selbst oder
eine der in § 383 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 der Zivilprozessord-
nung bezeichneten Personen (Angehörige) der Gefahr straf-
rechtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde.

(4) Der Landesrechnungshof ist berechtigt, während der
üblichen Geschäftszeit die zweckentsprechende Verwen-
dung der Fördermittel an Ort und Stelle zu prüfen, die Un-
terlagen einzusehen und Auskünfte einzuholen.

(5) Der Krankenhausträger hat Maßnahmen nach den Ab-
sätzen 2 und 4 zu dulden. 

§ 16

Widerruf von Förderbescheiden

1Ein Förderbescheid ist mit Wirkung für die Zukunft zu
widerrufen, wenn das Krankenhaus aus dem Krankenhaus-

plan ausscheidet. 2Der Förderbescheid kann auch mit Wir-
kung für die Vergangenheit widerrufen werden, soweit im
Zeitpunkt des Ausscheidens

1. der bewilligte Betrag noch nicht zweckentsprechend
verwendet wurde oder

2. die regelmäßige Nutzungsdauer der geförderten Anlage-
güter noch nicht abgelaufen ist.

3Von dem Widerruf kann abgesehen werden, wenn das
Krankenhaus im Einvernehmen mit dem für Gesundheit zu-
ständigen Ministerium aus dem Krankenhausplan ausschei-
det. 4Im Übrigen bleibt § 49 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes unberührt.

§ 17

Folgen des Trägerwechsels

1Wechselt der Träger eines geförderten Krankenhauses
und wird das Krankenhaus auf Antrag nach § 6 Abs. 1 des
neuen Trägers in den Krankenhausplan aufgenommen, so
gehen die Rechte und Pflichten des bisherigen Trägers nach
diesem Gesetz und aus den auf seiner Grundlage erlassenen
Bescheiden auf den neuen Träger über. 2Der bisherige Kran-
kenhausträger ist verpflichtet, noch nicht verwendete För-
dermittel dem neuen Krankenhausträger zu überlassen.

V i e r t e r  T e i l

Notfallversorgung, Meldepflichten

§ 18

Notfallversorgung

(1) Krankenhäuser nehmen an der Notfallversorgung teil,
wenn und soweit dies sozialversicherungsrechtlich verein-
bart ist.

(2) Die Träger von Krankenhäusern, die an der Notfallver-
sorgung teilnehmen, haben sicherzustellen, dass diese in
der Lage sind, Notfallleistungen entsprechend der verein-
barten Notfallversorgungsstufe im Sinne des § 136 c Abs. 4
SGB V zu erbringen. 

(3) 1Die Behandlung von Notfallpatientinnen und Notfall-
patienten hat Vorrang vor nicht dringend medizinisch not-
wendigen Behandlungen und Eingriffen. 2Die Zuweisung von
Notfallpatientinnen und Notfallpatienten durch den Ret-
tungsdienst erfolgt unter Nutzung eines vom für Gesundheit
zuständigen Ministerium festgelegten digitalisierten Verfah-
rens im Rahmen der jeweiligen Versorgungsaufträge. 3Der
Krankenhausträger nutzt das Verfahren nach Satz 2 für die
Erfüllung seiner Verpflichtung nach § 6 Abs. 5 Satz 2 des
Niedersächsischen Rettungsdienstgesetzes, einschließlich
der Meldung ausnahmsweise nicht vermeidbarer vorüberge-
hender Versorgungsengpässe. 4Eine klinische Erstversorgung
von Notfallpatientinnen und Notfallpatienten hat der Kran-
kenhausträger bei Gefahr für Leib und Leben stets zu ge-
währleisten. 

§ 19

Alarm- und Einsatzplan, Notfallplan

1Für jedes Krankenhaus, das an der Notfallversorgung teil-
nimmt, hat der Krankenhausträger für die Bewältigung eines
Notfalls mit einer Vielzahl von Verletzten und Erkrankten
einen Alarm- und Einsatzplan aufzustellen und jedes Jahr
bis zum 31. März fortzuschreiben. 2Der Alarm- und Einsatz-
plan muss Maßnahmen zur Ausweitung der Aufnahme- und
Behandlungskapazitäten vorsehen; er bedarf insoweit des
Einvernehmens der unteren Katastrophenschutzbehörde, in
deren Bezirk das Krankenhaus liegt. 3Die unteren Katastro-
phenschutzbehörden, deren Bezirke im Einzugsbereich des
Krankenhauses liegen, der kommunale Träger des Rettungs-
dienstes, in dessen örtlichem Zuständigkeitsbereich das
Krankenhaus liegt, das Land als Träger der Luftrettung und
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die benachbarten Krankenhäuser sind über den Alarm- und
Einsatzplan und dessen Fortschreibung zu unterrichten.
4Außerdem muss jedes Krankenhaus einen Notfallplan für
Schadensereignisse innerhalb des Krankenhauses haben.
5Der Krankenhausträger hat sicherzustellen, dass jedes Kran-
kenhaus regelmäßig interne Übungen durchführt und, wenn
es an der Notfallversorgung teilnimmt, an Katastrophen-
schutzübungen sowie an Übungen des Rettungsdienstes zur
Bewältigung von Großschadensereignissen teilnimmt.

§ 20

Meldepflichten

1Die Träger nach § 108 SGB V zugelassener Krankenhäu-
ser haben auf Anforderung des für Gesundheit zuständigen
Ministeriums, soweit dies für Zwecke des Katastrophen-
schutzes, des Zivilschutzes, des öffentlichen Gesundheits-
dienstes, insbesondere des Infektionsschutzes, oder für an-
dere Zwecke der Gefahrenabwehr erforderlich ist, jeweils
die aktuelle Behandlungskapazität, die intensivmedizini-
sche Behandlungskapazität mit und ohne maschineller Beat-
mungsmöglichkeit sowie weitere Belegungsdaten des Kran-
kenhauses zu melden. 2Das für Gesundheit zuständige Minis-
terium legt mit der Anforderung jeweils Inhalt, Zeitpunkt,
Umfang und Dauer der Meldepflicht nach Satz 1 sowie das
dafür anzuwendende Meldeverfahren fest und bestimmt die
Stelle, an die die Meldung zu richten ist.

F ü n f t e r  T e i l

Patientenschutz und Patientensicherheit

§ 21

Fehlermeldesystem

(1) 1In jedem Krankenhaus hat der Krankenhausträger ein
Fehlermeldesystem einzuführen. 2Das Fehlermeldesystem muss
für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einfach zugänglich
sein. 3Das Fehlermeldesystem muss gewährleisten, dass die
Meldungen anonym erfolgen können. 4Den Personen, die
eine Meldung abgeben, dürfen daraus keine Nachteile ent-
stehen. 5Der Krankenhausträger hat alle Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter in geeigneter Form über die Erreichbarkeit
des Fehlermeldesystems zu informieren. 

(2) 1Der Krankenhausträger hat sicherzustellen, dass die
Meldungen mit dem Ziel einer fortlaufenden Verbesserung
der Patientenversorgung ausgewertet werden. 2Meldungen,
die auf eine besondere Gefährdung der Patientensicherheit
schließen lassen, hat der Krankenhausträger dem für Ge-
sundheit zuständigen Ministerium unverzüglich mitzuteilen.

(3) Soweit ein Krankenhaus nach bundesrechtlichen Vor-
schriften (§ 135 a Abs. 2 Nr. 2 und § 136 a Abs. 3 Satz 1 SGB V)
ein Fehlermeldesystem durchzuführen hat, ergänzen die Re-
gelungen in den Absätzen 1 und 2 die betreffenden Bestim-
mungen.

(4) Das für Gesundheit zuständige Ministerium gibt Hand-
lungsempfehlungen für die Einrichtung und Durchführung
von Fehlermeldesystemen heraus.

§ 22

Patientenfürsprecherin oder Patientenfürsprecher

(1) 1Für jedes Krankenhaus hat der Krankenhausträger
mindestens eine Patientenfürsprecherin oder einen Patien-
tenfürsprecher und eine Stellvertreterin oder einen Stellver-
treter zu berufen; sie müssen natürliche Personen sein und
über die für die Aufgabenerfüllung erforderliche Zuverläs-
sigkeit und Fachkunde, insbesondere ausreichende Erfah-
rungen im Sozial- oder Gesundheitswesen, verfügen. 2Be-
rufen werden kann nicht, wer in einem Dienst- oder Be-
schäftigungsverhältnis zum Krankenhausträger steht oder
diesem in anderer Weise, insbesondere als Organ oder Mit-

glied eines Organs, angehört. 3Die berufenen Personen werden
ehrenamtlich tätig und sind bei der Ausübung ihres Amtes
keinen Weisungen unterworfen. 4Die Berufung erfolgt grund-
sätzlich jeweils für drei Jahre. 5Eine Abberufung ist nur aus
wichtigem Grund zulässig. 6Die berufenen Personen sind
vom Krankenhausträger bei Aufnahme ihrer Tätigkeit über
ihre Weisungsungebundenheit aufzuklären sowie über ihre
Aufgaben, Befugnisse und Rechte zu informieren.

(2) Die Patientenfürsprecherin oder der Patientenfürspre-
cher hat insbesondere die Aufgabe,

1. das Vertrauensverhältnis zwischen den Patientinnen und
Patienten sowie ihren Angehörigen einerseits und dem
Krankenhausträger sowie dem im Krankenhaus beschäf-
tigten Personal andererseits zu fördern,

2. Beschwerden und Anliegen von Patientinnen und Patien-
ten sowie ihren Angehörigen entgegenzunehmen, an die
zuständige Stelle des Krankenhauses weiterzuleiten so-
wie das von dort Veranlasste (Absatz 3 Nr. 3) der Person,
von der die Beschwerde oder das Anliegen kam, mitzu-
teilen,

3. die Patientinnen und Patienten sowie ihre Angehörigen
über andere zuständige Stellen zu unterrichten,

4. den Krankenhausträger, die zuständige Stelle des Kran-
kenhauses und das für Gesundheit zuständige Ministeri-
um unverzüglich über Hinweise auf erhebliche Mängel
der vom Krankenhaus erbrachten Leistungen zu unter-
richten,

5. den zuständigen Stellen des Krankenhauses sowie dem
Krankenhausträger regelmäßig und bei besonderem An-
lass auch im Einzelfall über ihre oder seine Tätigkeit
mündlich oder schriftlich zu berichten und dem Kran-
kenhausträger jährlich einen schriftlichen Erfahrungsbe-
richt vorzulegen,

6. regelmäßige Sprechstunden im Krankenhaus einzurich-
ten und auch sonst sicherzustellen, dass Mitteilungen
ihr oder ihm zugehen.

(3) Der Krankenhausträger hat die Patientenfürsprecherin
oder den Patientenfürsprecher zu unterstützen, insbesondere
indem er sicherstellt, dass das Krankenhaus

1. die von ihr oder ihm vorgebrachten Beschwerden und
Anliegen zügig und nachvollziehbar bearbeitet und sie
oder ihn sowie die betroffene Patientin oder den betroffe-
nen Patienten und deren oder dessen Angehörige unver-
züglich über das Veranlasste unterrichtet,

2. die Patientinnen und Patienten frühzeitig in geeigneter
Form über Namen, die Aufgaben und Befugnisse sowie
die Erreichbarkeiten der Patientenfürsprecherin oder des
Patientenfürsprechers unterrichtet und, soweit dies aus
gesundheitlichen Gründen erforderlich ist, Patientinnen
oder Patienten bei der Kontaktaufnahme mit der Patien-
tenfürsprecherin oder dem Patientenfürsprecher unter-
stützt,

3. ihr oder ihm die zur Erfüllung der Aufgaben erforderli-
chen Auskünfte erteilt und ihr oder ihm Zugang zum
Krankenhaus und zu den Patientinnen und Patienten ge-
währt, soweit keine überwiegenden betrieblichen oder
gesundheitlichen Gründe entgegenstehen,

4. ihr oder ihm geeignete Räume im Krankenhaus für die
Sprechstunde und eine geeignete technische Ausstattung
zur Verfügung stellt,

5. ihr oder ihm eine angemessene Aufwandsentschädigung
für ihre oder seine Tätigkeit leistet,

6. ihr oder ihm in angemessenem Umfang Fortbildungen
anbietet und die hierfür anfallenden Kosten übernimmt,

7. sie oder ihn auf ihre oder seine Pflichten hinweist.

(4) 1Personenbezogene Daten der Patientinnen und Patien-
ten sowie ihrer Angehörigen dürfen nur mit deren Einwilli-
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gung vom Krankenhaus oder Krankenhausträger an die
Patientenfürsprecherin oder den Patientenfürsprecher oder
von dieser oder diesem an Dritte übermittelt werden. 2Die
Patientenfürsprecherin oder der Patientenfürsprecher darf
die ihr oder ihm bei ihrer oder seiner Tätigkeit bekannt ge-
wordenen Geheimnisse auch nach Beendigung ihrer oder
seiner Tätigkeit nicht unbefugt offenbaren.

(5) 1Die oder der Landespatientenschutzbeauftragte gibt
Handlungsempfehlungen für die Patientenfürsprecherin-
nen und Patientenfürsprecher heraus. 2Die Handlungsemp-
fehlungen sollen unter Beteiligung der betroffenen Interes-
senverbände erstellt werden und Erfahrungen aus der Praxis
berücksichtigen.

(6) 1Die Patientenfürsprecherin oder der Patientenfürspre-
cher legt der oder dem Landespatientenschutzbeauftragten
bis zum 1. März eines jeden Jahres einen schriftlichen Erfah-
rungsbericht vor. 2Die oder der Landespatientenschutzbe-
auftragte wertet die Erfahrungsberichte aus und berichtet
darüber dem Landtag schriftlich bis zum 30. September ei-
nes jeden Jahres. 3Die oder der Landespatientenschutzbeauf-
tragte berät die Patientenfürsprecherinnen und Patienten-
fürsprecher.

(7) Soweit ein Krankenhaus wegen § 135 a Abs. 2 Nr. 2
SGB V ein patientenorientiertes Beschwerdemanagement durch-
zuführen hat, ergänzen die Regelungen in den Absätzen 1
bis 4 die betreffenden Bestimmungen.

§ 23

Demenzbeauftragte oder Demenzbeauftragter

(1) 1Für jedes Krankenhaus hat der Krankenhausträger ab
dem 1. Juli 2023 mindestens eine Demenzbeauftragte oder
einen Demenzbeauftragten zu berufen; diese müssen natür-
liche Personen sein und über die für die Aufgabenerfüllung
erforderliche Zuverlässigkeit und Fachkunde, insbesondere
ausreichende Erfahrungen im Sozial- oder Gesundheitswe-
sen, verfügen. 2Zur oder zum Demenzbeauftragten kann eine
ehrenamtlich tätige oder beim Krankenhausträger beschäf-
tigte Person berufen werden. 3Die berufene Person ist bei der
Ausübung ihres Amtes keinen Weisungen unterworfen. 4Die
Berufung erfolgt bei ehrenamtlich tätigen Demenzbeauftrag-
ten grundsätzlich jeweils für drei Jahre. 5Eine Abberufung
ist nur aus wichtigem Grund zulässig. 6§ 22 Abs. 1 Satz 6 gilt
entsprechend. 7Das für Gesundheit zuständige Ministerium
kann ein Krankenhaus auf Antrag von der Pflicht befreien,
wenn die Berufung einer oder eines Demenzbeauftragten im
Einzelfall ausnahmsweise wegen der fachlichen Ausrich-
tung, des zu erwartenden geringen Anteils von Patientinnen
und Patienten mit Demenz oder der Größe des Krankenhau-
ses nicht erforderlich ist; vor der Entscheidung ist der Pati-
entenfürsprecherin oder dem Patientenfürsprecher des Kran-
kenhauses Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(2) Die oder der Demenzbeauftragte hat insbesondere die
Aufgabe,

1. das Vertrauensverhältnis zwischen den Patientinnen und
Patienten mit Demenz sowie ihren Angehörigen einer-
seits und dem Krankenhausträger sowie dem im Kran-
kenhaus beschäftigten Personal andererseits zu fördern,

2. sich gegenüber den zuständigen Stellen des Krankenhau-
ses für eine ganzheitlich ausgerichtete Versorgung einzu-
setzen, die die besonderen Bedürfnisse von Patientinnen
und Patienten mit Demenz berücksichtigt,

3. Projekte, Arbeitskreise, Qualitätszirkel oder andere For-
men der Zusammenarbeit, die insbesondere dazu dienen,
die Sensibilität für Demenzerkrankungen zu erhöhen
und die Versorgung betroffener Patientinnen und Patien-
ten zu verbessern, als Angebote für das im Krankenhaus
beschäftigte Personal einzuführen und zu begleiten,

4. Patientinnen und Patienten, Angehörige, Pflegekräfte so-
wie Ärztinnen und Ärzte zu beraten,

5. das mit der Patientenversorgung beschäftigte Personal
und ehrenamtlich Tätige zu schulen, 

6. regelmäßige Sprechstunden im Krankenhaus einzurich-
ten und auch sonst sicherzustellen, dass ihr oder ihm
Mitteilungen zugehen und

7. gegenüber dem Krankenhausträger und den zuständigen
Stellen des Krankenhauses darauf hinzuwirken, dass
notwendige Informationen im Zusammenhang mit der
Krankenhausbehandlung der Patientinnen und Patienten
mit Demenz ihnen sowie ihren Angehörigen unverzüg-
lich zugehen.

(3) Der Krankenhausträger hat die Demenzbeauftragte oder
den Demenzbeauftragten zu unterstützen, insbesondere in-
dem er sicherstellt, dass das Krankenhaus

1. die von ihr oder ihm vorgebrachten Anliegen zügig und
nachvollziehbar bearbeitet und sie oder ihn unverzüg-
lich über das Veranlasste unterrichtet,

2. die Patientinnen und Patienten frühzeitig in geeigneter
Form über Namen, die Aufgaben und Befugnisse sowie
die Erreichbarkeiten der oder des Demenzbeauftragten
unterrichtet, 

3. ihr oder ihm die zur Erfüllung der Aufgaben erforderli-
chen Auskünfte erteilt,

4. ihr oder ihm eine angemessene Aufwandsentschädigung
für ihre oder seine Tätigkeit leistet, wenn die Person eh-
renamtlich tätig ist,

5. ihr oder ihm geeignete Räume im Krankenhaus für die
Sprechstunde und eine geeignete technische Ausstattung
zur Verfügung stellt,

6. ihr oder ihm in angemessenem Umfang Fortbildungen
anbietet und die hierfür anfallenden Kosten übernimmt
und

7. sie oder ihn auf ihre oder seine Pflichten hinweist.

(4) 1Personenbezogene Daten der Patientinnen und Patien-
ten sowie ihrer Angehörigen dürfen vom Krankenhaus oder
Krankenhausträger nur mit deren Einwilligung an die De-
menzbeauftragte oder den Demenzbeauftragten oder von
dieser oder diesem an Dritte übermittelt werden. 2Die oder
der Demenzbeauftragte darf die ihr oder ihm bei ihrer oder
seiner Tätigkeit bekannt gewordenen Geheimnisse auch nach
Beendigung ihrer oder seiner Tätigkeit nicht unbefugt offen-
baren.

(5) 1Die oder der Landespatientenschutzbeauftragte gibt
Handlungsempfehlungen für die Demenzbeauftragten her-
aus. 2Die Handlungsempfehlungen sollen unter Beteiligung
der betroffenen Interessenverbände erstellt werden und Er-
fahrungen aus der Praxis berücksichtigen.

§ 24

Konferenzen

(1) 1In jedem Krankenhaus sind regelmäßig Konferenzen
durchzuführen, um Entwicklungen in der Patientenversor-
gung zu beobachten und Risiken frühzeitig zu erkennen
(Morbiditäts- und Mortalitätskonferenzen). 2Die Konferen-
zen sollen mindestens einmal im Monat stattfinden.

(2) Teilnehmerinnen und Teilnehmer einer Konferenz
nach Absatz 1 sind insbesondere für jede Fachrichtung des
Krankenhauses jeweils die leitende Ärztin oder der leitende
Arzt und die leitende Pflegefachkraft.

(3) 1Gegenstand der Konferenzen sind

1. die Erörterung von Todesfällen und besonderen Krank-
heitsverläufen sowie

2. die Bewertung der Morbiditäts- und Mortalitätsstatisti-
ken des Krankenhauses
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mit dem Ziel einer fortlaufenden Verbesserung der Patien-
tenversorgung. 2An der Erörterung nach Satz 1 Nr. 1 sind die
Angehörigen der beteiligten Berufsgruppen und Fachrich-
tungen zu beteiligen.

(4) Jedes Krankenhaus bestimmt in einem Leitfaden insbe-
sondere die Organisation und den Ablauf der Morbiditäts-
und Mortalitätskonferenzen sowie die weitere Behandlung
der Ergebnisse.

§ 25

Arzneimittelkommission

(1) 1In jedem Krankenhaus hat der Krankenhausträger
eine Arzneimittelkommission zu bilden. 2In geeigneten Fäl-
len kann für mehrere Krankenhäuser eine gemeinsame Arz-
neimittelkommission gebildet werden.

(2) 1Mitglieder der Arzneimittelkommission sind insbe-
sondere die Leiterin oder der Leiter der Krankenhausapotheke
oder der krankenhausversorgenden Apotheke sowie für jede
Fachrichtung des Krankenhauses jeweils die leitende Ärztin
oder der leitende Arzt und die leitende Pflegefachkraft. 2Die
Leitung obliegt

1. der Leiterin oder dem Leiter der Krankenhausapotheke
oder der krankenhausversorgenden Apotheke oder

2. einer Krankenhausärztin oder einem Krankenhausarzt,
die oder der in Arzneimittelfragen besonders erfahren ist.

3Die Arzneimittelkommission tagt mindestens zweimal im
Jahr. 4Sie gibt sich eine Geschäftsordnung.

(3) Die Arzneimittelkommission hat insbesondere die Auf-
gabe,

1. eine Arzneimittelliste, in der die für den laufenden Ver-
brauch im Krankenhaus bestimmten Arzneimittel aufge-
führt sind, nach medizinischen, pharmazeutischen und
wirtschaftlichen Aspekten unter Berücksichtigung von
Gesichtspunkten der Arzneimittelsicherheit zu erstellen
und fortzuschreiben und

2. das ärztliche und pflegerische Personal in Fragen der
Arzneimittelversorgung und der Arzneimitteltherapiesi-
cherheit zu beraten und zu unterstützen.

(4) 1Der Krankenhausträger stellt sicher, dass die Arznei-
mittelkommission über alle im Krankenhaus zur Anwen-
dung kommenden Arzneimittel, die nicht in der Arznei-
mittelliste nach Absatz 3 Nr. 1 enthalten sind, unter Angabe
der Gründe für die Anwendung unterrichtet wird. 2Dies gilt
auch für die Durchführung von klinischen Studien mit Arz-
neimitteln.

§ 26

Stationsapothekerin oder Stationsapotheker

(1) 1Der Krankenhausträger hat sicherzustellen, dass in je-
dem Krankenhaus in ausreichender Zahl Apothekerinnen
oder Apotheker als Beratungspersonen für die Stationen ein-
gesetzt werden (Stationsapothekerinnen oder Stationsapo-
theker). 2Ihr Einsatz erfolgt grundsätzlich in Präsenz. 3Der
Krankenhausträger bestimmt anhand der Größe und der Fach-
richtung der Stationen und der von ihnen erbrachten Leis-
tungen, in welchem Umfang Stationsapothekerinnen oder
Stationsapotheker jeweils für die vorhandenen Fachrichtun-
gen beratend tätig sein sollen; dabei sind Fachrichtungen
besonders zu berücksichtigen, in denen besonders häufig

1. die Arzneimittelversorgung anzupassen ist,

2. verschiedene Infusionen nebeneinander oder nacheinan-
der angewendet werden,

3. mehrere Medikamente nebeneinander eingesetzt werden
oder

4. neuartige Behandlungen stattfinden.

(2) 1Die Stationsapothekerin oder der Stationsapotheker
hat die Aufgabe, im Rahmen der Zusammenarbeit mit ärztli-
chem und pflegerischem Personal zu einer sicheren, zweck-
mäßigen sowie wirtschaftlichen Arzneimitteltherapie und
damit zu einer effizienteren Betriebsführung beizutragen.
2Zur Aufgabe nach Satz 1 gehört

1. die Prüfung der für eine Patientin oder einen Patienten
vorgesehenen Medikamente auf Wechselwirkungen, auf
ihre Risiken und Nebenwirkungen sowie auf risikoärmere
Alternativen,

2. die umgehende Prüfung nach der Aufnahme der Patien-
tin oder des Patienten im Krankenhaus, inwieweit ihr
oder sein Medikationsplan an die Arzneimittelliste des
Krankenhauses anzupassen ist,

3. die pharmazeutische Beratung des ärztlichen und pflege-
rischen Personals, das an der stationären Behandlung der
Patientin oder des Patienten beteiligt ist.

3Im Übrigen soll durch Beratung darauf hingewirkt werden,
dass

1. Arzneimittel und apothekenpflichtige Medizinprodukte
in der versorgenden Apotheke ordnungsgemäß angefor-
dert werden,

2. Arzneimittel und apothekenpflichtige Medizinprodukte
ordnungsgemäß gelagert und verwendet werden,

3. notwendige Maßnahmen zur Patientensicherheit und zur
Arzneimittelsicherheit getroffen werden.

(3) Zur Stationsapothekerin oder zum Stationsapotheker
sollen nur Personen bestimmt werden, welche die Weiterbil-
dung im Fachgebiet Klinische Pharmazie abgeschlossen oder
bereits begonnen haben.

(4) Verfügt das Krankenhaus nicht über eine eigene Kran-
kenhausapotheke, so soll die Sicherstellung der Aufgabe
nach den Absätzen 1 und 2 im Vertrag nach § 14 Abs. 3 oder 4
des Apothekengesetzes mit der krankenhausversorgenden
Apotheke geregelt werden.

§ 27

Unterstützung bei berufsbezogenen Belastungen

(1) Jedes Krankenhaus hat einen Plan zur Unterstützung
des mit der Patientenversorgung beschäftigten Personals bei
der Bewältigung der damit verbundenen berufsbezogenen
Belastungen zu erstellen.

(2) Der Plan soll einzelfallbezogene und allgemeine Maß-
nahmen zur Unterstützung des Personals vorsehen.

(3) Die in dem Plan vorgesehenen Maßnahmen sind un-
verzüglich nach der Aufstellung einzuführen.

§ 28

Aufnahme und Entlassung 
von Patientinnen und Patienten

(1) 1Der Krankenhausträger hat sicherzustellen, dass bei
Aufnahme einer Patientin oder eines Patienten im Kranken-
haus geprüft wird, ob

1. eine Patientenverfügung vorliegt,

2. eine Betreuerin oder ein Betreuer bestellt wurde,

3. eine Vorsorgevollmacht erteilt wurde oder

4. die Patientin oder der Patient aufgrund einer Behinderung
Unterstützungsleistungen, insbesondere technischer oder
persönlicher Hilfen, bedarf.

2Der Krankenhausträger stellt sicher, dass Patientinnen und
Patienten bereits im Vorfeld der Aufnahme frühzeitig über
die Prüfung nach Satz 1, den Ablauf der Aufnahme im Übri-
gen und das Verfahren nach Absatz 2 unterrichtet sowie um
Übermittlung dafür jeweils relevanter Informationen gebe-
ten werden.
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(2) Liegen bei Aufnahme einer Patientin oder eines Patien-
ten Anhaltspunkte dafür vor, dass sie oder er an Demenz er-
krankt ist, so hat der Krankenhausträger sicherzustellen,
dass darüber, vorbehaltlich der Einwilligung der Patientin
oder des Patienten, ein medizinischer Befund erhoben und
die oder der Demenzbeauftragte über diesen unterrichtet wird.

(3) 1Liegen bei Aufnahme einer Patientin oder eines Pati-
enten Anhaltspunkte für das Erfordernis von Unterstüt-
zungsleistungen aufgrund einer Behinderung vor, so ist der
Krankenhausträger verpflichtet, diese Leistungen zu koordi-
nieren. 2Den besonderen Belangen und Bedürfnissen von
Menschen mit Behinderungen ist bei der medizinischen Be-
handlung sowie im Rahmen der sonstigen Betreuung im Kli-
nikalltag in angemessener Weise Rechnung zu tragen.

(4) Der Krankenhausträger hat sicherzustellen, dass das
Krankenhaus Patientinnen und Patienten sowie ihre Ange-
hörigen frühzeitig über das Entlassmanagement informiert
und beim Übergang in die Versorgung nach der Kranken-
hausbehandlung unterstützt; § 39 Abs. 1 a SGB V bleibt un-
berührt.

S e c h s t e r  T e i l

Aufsicht

§ 29

Aufsichtsbehörden

(1) Aufsichtsbehörde ist das für Gesundheit zuständige
Ministerium.

(2) 1Das für Gesundheit zuständige Ministerium wird er-
mächtigt, durch Verordnung die Aufsicht oder einzelne Auf-
sichtsbefugnisse auf eine nachgeordnete Behörde seines
Geschäftsbereichs zu übertragen und insoweit die Zustän-
digkeiten näher zu regeln, soweit dies zur sachgerechten Er-
füllung der Aufgaben erforderlich ist. 2In diesem Fall wird
das für Gesundheit zuständige Ministerium oberste Auf-
sichtsbehörde und übt die Fachaufsicht über die nachgeord-
nete Behörde aus.

(3) In der Verordnung nach Absatz 2 Satz 1 kann auch be-
stimmt werden, dass bestimmte Anzeige- und Berichts-
pflichten nach § 31 entweder nur gegenüber der obersten
Aufsichtsbehörde oder nur gegenüber der nachgeordneten
Behörde oder gegenüber beiden zu erfüllen sind.

§ 30

Aufsicht

(1) Die Aufsichtsbehörde überwacht, dass die Kranken-
häuser und ihre gemeinschaftlichen Einrichtungen mit Aus-
nahme der Hochschulkliniken sowie ihre Träger ihre Tätig-
keit im Einklang mit den Vorschriften dieses Gesetzes sowie
den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften aus-
üben.

(2) 1Die in Absatz 1 genannten Stellen sind verpflichtet,
der Aufsichtsbehörde die für die Durchführung der Aufsicht
erforderlichen Auskünfte zu erteilen und auf Verlangen ein-
zelne Unterlagen vorzulegen. 2Die Aufsichtsbehörde ist be-
fugt, während der üblichen Geschäftszeit

1.  die für den Betrieb des Krankenhauses oder der Einrich-
tung genutzten Grundstücke und Räume, soweit diese
nicht ausschließlich zu Wohnzwecken genutzt werden,
zu betreten,

2. dort Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen und

3. Einsicht in die den Betrieb des Krankenhauses oder der
Einrichtung betreffenden Schriftstücke und Datenträger
zu nehmen;

der Träger des Krankenhauses oder der Einrichtung hat die-
se Maßnahmen zu dulden. 3Zur Abwehr einer erheblichen
Gefahr für die öffentliche Sicherheit ist der Zutritt auch au-
ßerhalb des in Satz 2 genannten Zeitraums und jederzeit

auch zu Räumen, die ausschließlich zu Wohnzwecken ge-
nutzt werden, zu gestatten; insoweit wird das Grundrecht
der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 des
Grundgesetzes) eingeschränkt. 4Die in Absatz 1 genannten
Stellen haben sicherzustellen, dass sie für die Aufsichtsbe-
hörde jederzeit über eine Funktions-E-Mail-Adresse erreich-
bar sind.

(3) 1Soweit Krankenhäuser, ihre gemeinschaftlichen Ein-
richtungen oder ihre Träger ihre Tätigkeit nicht im Einklang
mit den Vorschriften dieses Gesetzes oder den aufgrund die-
ses Gesetzes erlassenen Vorschriften ausüben, kann die Auf-
sichtsbehörde gegenüber dem Träger des Krankenhauses
oder der gemeinschaftlichen Einrichtung die Anordnungen
treffen, die zur Durchsetzung seiner Pflichten erforderlich
sind, und diese Anordnungen nach den allgemeinen voll-
streckungsrechtlichen Vorschriften durchsetzen. 2Die An-
fechtungsklage gegen eine Anordnung hat keine aufschie-
bende Wirkung.

§ 31

Anzeige- und Berichtspflichten

(1) Der Krankenhausträger oder eine von ihm beauftragte
Person zeigt der Aufsichtsbehörde schriftlich oder elektro-
nisch mindestens drei Monate vorher

1. die Einstellung des Krankenhausbetriebes,

2. die Schließung einer Fachabteilung oder

3. den Wechsel des Krankenhausträgers

an.

(2) Der Krankenhausträger oder eine von ihm beauftragte
Person zeigt der Aufsichtsbehörde unverzüglich schriftlich
oder elektronisch an, wenn

1. die Patientenfürsprecherin oder der Patientenfürsprecher
oder die stellvertretende Patientenfürsprecherin oder der
stellvertretende Patientenfürsprecher,

2. die oder der Demenzbeauftragte,

3. die Leiterin oder der Leiter der Arzneimittelkommission,

4. eine Stationsapothekerin oder ein Stationsapotheker 

berufen oder abberufen werden, spätestens jedoch am Tag
nach der Berufung oder Abberufung. 

(3) Der Krankenhausträger oder eine von ihm beauftragte
Person legt der Aufsichtsbehörde für jedes Krankenhaus
spätestens bis zum 31. März eines jeden Jahres einen Bericht
für das vorausgegangene Kalenderjahr vor, der Angaben ent-
hält

1. zur Anzahl und zum Ergebnis der Auswertung der Feh-
lermeldungen nach § 21 Abs. 2 Satz 1,

2. zur Information der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
über die Erreichbarkeit des Fehlermeldesystems nach § 21
Abs. 1 Satz 5,

3. zur Anzahl der durchgeführten Konferenzen nach § 24
Abs. 1 Satz 1,

4. zur Anzahl der Sitzungen der Arzneimittelkommission nach
§ 25 Abs. 2 Satz 3 und

5. zur Anzahl der eingesetzten Stationsapothekerinnen und
Stationsapotheker im Jahresmittel. 

S i e b e n t e r  T e i l

Datenverarbeitung

§ 32

Datenübermittlung 
durch das Landesamt für Statistik

Das Landesamt für Statistik Niedersachsen übermittelt
dem für Gesundheit zuständigen Ministerium für Zwecke
der Krankenhausplanung und Krankenhausfinanzierung
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jährlich die Daten, die es ihm nach § 7 der Krankenhaussta-
tistik-Verordnung übermitteln darf, sowie die Daten, die die
Krankenhausträger dem für Gesundheit zuständigen Minis-
terium nach § 28 Abs. 2 Satz 4 KHG zu übermitteln haben.

§ 33

Datenverarbeitung
durch das für Gesundheit zuständige Ministerium

(1) 1Das für Gesundheit zuständige Ministerium darf per-
sonenbezogene Daten der Krankenhausträger oder der Per-
sonen, die ein vertretungsberechtigtes Organ eines Kranken-
hausträgers bilden, und der von einem Krankenhausträger
beauftragten Personen verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung
seiner Aufgaben nach den Vorschriften des Zweiten und
Dritten Teils dieses Gesetzes, des Krankenhausfinanzie-
rungsgesetzes und der aufgrund dieser Gesetze erlassenen
Verordnungen (Krankenhausplanung und Förderung) erfor-
derlich ist. 2Personenbezogene Daten

1. der in Satz 1 genannten Personen,

2. der Träger gemeinschaftlicher Einrichtungen von Kranken-
häusern oder der Personen, die ein vertretungsberechtig-
tes Organ eines solchen Trägers bilden,

3. der Patientenfürsprecherinnen und Patientenfürsprecher
sowie deren Stellvertreterinnen und Stellvertreter,

4. der Demenzbeauftragten sowie deren Stellvertreterinnen
und Stellvertreter,

5. der Stationsapothekerinnen und Stationsapotheker,

6. der Leitungen der Arzneimittelkommissionen,

7. der sonstigen in einem Krankenhaus oder einer gemein-
schaftlichen Einrichtung beschäftigten oder sonst tätigen
Personen,

8. der Personen, die Meldungen nach § 21 abgeben, und

9. der Patientinnen und Patienten sowie ihrer Angehörigen,

darf das für Gesundheit zuständige Ministerium verarbeiten,
soweit dies zur Erfüllung seiner Aufgaben nach dem Sechs-
ten Teil dieses Gesetzes (Aufsicht) erforderlich ist.

(2) 1Gesundheitsdaten der Patientinnen und Patienten
darf das für Gesundheit zuständige Ministerium nur verar-
beiten, soweit dies

1. zur Abwehr einer erheblichen Gefahr für die öffentliche
Sicherheit oder

2. zur Verfolgung von Straftaten

erforderlich oder nach Artikel 9 Abs. 2 der Datenschutz-
Grundverordnung ohne gesonderte Rechtsvorschrift zuläs-
sig ist. 2Dies schließt die Verarbeitung zu einem anderen
Zweck als zu demjenigen, zu dem die Daten erhoben wur-
den, ein. 3Die Übermittlung an Verwaltungs-, Polizei- und
Strafverfolgungsbehörden sowie andere öffentliche Stellen
ist nur zulässig, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben der
anderen Stelle erforderlich ist und die Voraussetzungen
nach Satz 1 vorliegen. 4Die Übermittlung an einen Kranken-
hausträger oder einen Träger einer gemeinschaftlichen Ein-
richtung von Krankenhäusern ist nur zulässig, soweit dies
auch zur Erfüllung der Aufgaben des für Gesundheit zustän-
digen Ministeriums nach dem Sechsten Teil dieses Gesetzes
(Aufsicht) erforderlich ist, die Voraussetzungen nach Satz 1
vorliegen und, falls der Träger keine öffentliche Stelle ist, si-
chergestellt ist, dass bei ihm eine Datenverarbeitung im Ein-
klang mit der Datenschutz-Grundverordnung erfolgt.

(3) 1Im Übrigen darf das für Gesundheit zuständige Minis-
terium die in Absatz 1 Satz 2 genannten Daten zu einem an-
deren Zweck als zu demjenigen, zu dem die Daten erhoben
wurden, nur verarbeiten, soweit dies

1. zur Abwehr einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit,

2. zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl,

3. zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung
der Rechte einer Person oder

4. zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten

erforderlich ist. 2Für die Übermittlung gilt Absatz 2 Sätze 3
und 4 mit der Maßgabe entsprechend, dass an die Stelle der
Voraussetzungen nach Absatz 2 Satz 1 die Voraussetzungen
nach Satz 1 treten.

(4) 1Die Behörden des Landes sowie die der ausschließli-
chen Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften,
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts übermit-
teln nach Maßgabe der für sie jeweils geltenden Rechtsvor-
schriften von sich aus dem für Gesundheit zuständigen
Ministerium die ihnen bekannt gewordenen Informationen
einschließlich personenbezogener Daten, soweit dies zur Er-
füllung seiner Aufgaben nach Absatz 1 erforderlich ist. 2Das
für Gesundheit zuständige Ministerium darf die in Satz 1
genannten Behörden und Verwaltungs-, Polizei- und Straf-
verfolgungsbehörden sowie andere öffentliche Stellen an-
derer Länder und des Bundes um die Übermittlung von In-
formationen nach Satz 1 ersuchen, soweit dies zur Erfüllung
seiner Aufgaben nach Absatz 1 erforderlich ist.

(5) Soweit das für Gesundheit zuständige Ministerium
Ordnungswidrigkeiten nach § 35 verfolgt und ahndet und
zu diesem Zweck personenbezogene Daten verarbeitet, gelten
die Vorschriften des Zweiten Teils des Niedersächsischen
Datenschutzgesetzes (NDSG) oder die diesen nach § 23 Abs. 3
NDSG vorgehenden anderen Vorschriften des Bundes- oder
des Landesrechts.

(6) Soweit das für Gesundheit zuständige Ministerium So-
zialdaten im Sinne des § 67 Abs. 2 Satz 1 des Zehnten
Buchs des Sozialgesetzbuchs verarbeitet, bleiben die für die
Verarbeitung von Sozialdaten geltenden Vorschriften des
Sozialgesetzbuchs unberührt.

(7) Personen und Stellen, die das für Gesundheit zustän-
dige Ministerium mit der Wahrnehmung einzelner seiner
Aufgaben nach Absatz 1 beauftragt oder bei der Erfüllung
solcher Aufgaben hinzuzieht, dürfen die ihnen dabei be-
kannt gewordenen personenbezogenen Daten nicht an Dritte
übermitteln und im Übrigen nur verarbeiten, soweit dies zur
Erfüllung der betreffenden Aufgaben erforderlich ist.

(8) Soweit das für Gesundheit zuständige Ministerium die
Aufsicht oder einzelne Aufsichtsbefugnisse auf eine nachge-
ordnete Behörde seines Geschäftsbereichs übertragen hat
(§ 29 Abs. 2 Satz 1), gelten die Absätze 1 bis 7 für die nach-
geordnete Behörde entsprechend.

A c h t e r  T e i l

Verordnungsermächtigung und 
Ordnungswidrigkeiten

§ 34

Verordnungsermächtigung

(1) 1Das für Gesundheit zuständige Ministerium bestimmt
durch Verordnung 

1. das Nähere

a) zu den Versorgungsstufen, insbesondere zu den An-
forderungen an ein Allgemeinkrankenhaus, die für
die Zuordnung zu einer Versorgungsstufe in qualitati-
ver, räumlicher und organisatorischer Hinsicht zu er-
füllen sind,

b) zur Zusammenarbeit von Allgemeinkrankenhäusern
verschiedener Versorgungsstufen,

c) zur Möglichkeit des Wechsels in eine andere Versor-
gungsstufe auf Antrag,

d) zu den Anforderungen an ein Allgemeinkrankenhaus
zur kurzstationären Versorgung (§ 5 Abs. 5 Satz 6) so-
wie
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e) zu den Anforderungen an die Ausgestaltung einer
Versorgungsregion und zu Bezirk und Bezeichnung
der einzelnen Versorgungsregionen,

2. die Wertgrenze nach § 11 Abs. 1 Nr. 2,

3. die für die Grundpauschalen nach § 11 Abs. 2 Nr. 1 maß-
gebenden Beträge und Bestimmungsgrößen, den Betrag
und die Dauer des Zeitraums der Absenkung der jeweili-
gen Grundpauschale nach § 11 Abs. 2 Nr. 1 bei Kranken-
häusern, denen eine Förderung nach § 9 Abs. 1 Nr. 1
KHG bewilligt wurde, sowie, ob und in welchem Umfang
eine Verringerung der Planbetten keinen Einfluss auf die
Höhe der Grundpauschale hat,

4. die für die Leistungspauschale nach § 11 Abs. 2 Nr. 2
maßgebenden Beträge und Bestimmungsgrößen,

5. den Zuschlag für Ausbildungsstätten nach § 11 Abs. 2
Nr. 3,

6. die Höhe der Ausgleichszahlungen für die Verminderung
der Anzahl von Planbetten durch Schließung oder Um-
wandlung nach § 12 Abs. 4.

2Verordnungen nach Satz 1 Nr. 1 werden im Einvernehmen
mit dem für die Hochschulkliniken zuständigen Ministerium
erlassen, soweit die Hochschulkliniken von den darin ent-
haltenen Bestimmungen betroffen sind.

(2) Das für Gesundheit zuständige Ministerium wird er-
mächtigt, durch Verordnung zu bestimmen

1. das Nähere zu den regionalen Gesundheitszentren, ins-
besondere zu deren Ausgestaltung, Mindestanforderun-
gen, Versorgungsangeboten, Förderung und modellhaften
Erprobung,

2. das Nähere zum Verfahren nach § 6, insbesondere, wel-
che Daten und Unterlagen für die Entscheidung über den
Antrag nach § 6 Abs. 1 erforderlich sind,

3. das Nähere zum Verfahren nach § 10 und die Zuständig-
keit für die Überwachung der ordnungsgemäßen Ver-
wendung der Fördermittel nach § 15.

§ 35

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 19 Satz 1 einen Alarm- und Einsatzplan nicht
oder nicht rechtzeitig aufstellt oder fortschreibt,

2. entgegen § 22 Abs. 1 Satz 1 eine Patientenfürsprecherin
oder einen Patientenfürsprecher oder eine Stellvertrete-
rin oder einen Stellvertreter nicht beruft,

3. entgegen § 23 Abs. 1 Satz 1 eine Demenzbeauftragte oder
einen Demenzbeauftragten nicht beruft,

4. entgegen § 25 Abs. 1 Satz 1 eine Arzneimittelkommission
nicht bildet, 

5. entgegen § 26 Abs. 1 Satz 1 Stationsapothekerinnen oder
Stationsapotheker nicht oder in nicht ausreichender Zahl
einsetzt.

(2) Ordnungswidrig handelt, wer einer vollziehbaren schrift-
lichen Anordnung nach § 30 Abs. 3 Satz 1 zuwiderhandelt,
die auf diese Bußgeldvorschrift verweist.

(3) Die Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 können mit
einer Geldbuße bis zu 25 000 Euro, die Ordnungswidrigkei-
ten nach Absatz 2 mit einer Geldbuße bis zu 50 000 Euro ge-
ahndet werden.

Artikel 2

Inkrafttreten

(1) 1Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2023 in Kraft. 2Abwei-
chend von Satz 1 tritt Artikel 1 §§ 20 und 34 am Tag nach
der Verkündung dieses Gesetzes in Kraft.

(2) Das Niedersächsische Krankenhausgesetz vom 19. Ja-
nuar 2012 (Nds. GVBl. S. 2), zuletzt geändert durch Artikel 3
des Gesetzes vom 28. April 2021 (Nds. GVBl. S. 244), tritt
mit Ablauf des 31. Dezember 2022 außer Kraft.

Hannover, den 28. Juni 2022

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l



Nds. GVBl. Nr. 21/2022, ausgegeben am 5. 7. 2022

388

G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen Gesetzes 

zur Förderung des Klimaschutzes und zur Minderung
der Folgen des Klimawandels 

sowie zur Änderung weiterer Gesetze

Vom 28. Juni 2022

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes zur 
Förderung des Klimaschutzes und zur Minderung 

der Folgen des Klimawandels

Das Niedersächsische Gesetz zur Förderung des Klima-
schutzes und zur Minderung der Folgen des Klimawandels
vom 10. Dezember 2020 (Nds. GVBl. S. 464) wird wie folgt
geändert:

  1. Vor § 1 wird die folgende Überschrift eingefügt:

„Erster  Abschnit t

Allgemeine Vorschriften“.

  2. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz.

b) Satz 2 wird gestrichen.

  3. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Es wird der folgende neue Absatz 3 eingefügt:

„(3) Treibhausgasneutralität im Sinne dieses Ge-
setzes ist das Gleichgewicht zwischen anthropoge-
nen Treibhausgasemissionen aus Quellen und dem
Abbau von Treibhausgasen durch Senken.“

b) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Absätze 4
und 5.

c) Im neuen Absatz 5 wird Nummer 3 gestrichen.

  4. Nach § 2 wird die folgende Überschrift eingefügt:

„Z w e i t e r  A b s c h n i t t

Niedersächsische Klimaschutzziele, 
Strategien des Landes“.

  5. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Der Überschrift werden ein Komma und das Wort
„Vorbildfunktion“ angefügt.

b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 und wie folgt
geändert:

aa) Nummer 1 erhält folgende Fassung:

„1. die Minderung der Gesamtemissionen bis
zum Jahr 2030 um mindestens 65 Prozent,
bis zum Jahr 2035 um mindestens 76 Pro-
zent und bis zum Jahr 2040 um mindestens
86 Prozent, jeweils bezogen auf die Gesam-
temissionen im Vergleichsjahr 1990, und
darüber hinaus die Erreichung von Treib-
hausgasneutralität bis zum Jahr 2045,“.

bb) In Nummer 2 werden die Zahl „70“ durch die
Zahl „80“, das Wort „klimaneutralen“ durch das
Wort „treibhausgasneutralen“ sowie die Jahres-
zahl „2050“ durch die Jahreszahl „2040“ ersetzt.

cc) Nummer 3 erhält folgende Fassung:

„3. der Ausbau und die Nutzung erneuerbarer
Energien durch

a) die bilanzielle Deckung des Energie-
und Wasserstoffbedarfs in Niedersach-
sen durch erneuerbare Energien bis zum
Jahr 2040,

b) die Ausweisung von mindestens 1,7 Pro-
zent der Landesfläche als Vorranggebiete
für Windenergienutzung mit der Wir-
kung von Eignungsgebieten oder als
Vorranggebiete für Windenergienutzung
in den Regionalen Raumordnungspro-
grammen bis zum Jahr 2027 und von
mindestens 2,2 Prozent der Landesflä-
che bis zum Jahr 2033 sowie die Aus-
weisung von mindestens 0,47 Prozent
der Landesfläche bis zum Jahr 2033 als
Gebiete für die Nutzung von solarer
Strahlungsenergie zur Erzeugung von
Strom durch Freiflächen-Photovoltaik-
anlagen in Bebauungsplänen der Ge-
meinden,

c) die Realisierung von insgesamt mindes-
tens 30 Gigawatt installierter Leistung
zur Erzeugung von Strom aus Winden-
ergie an Land und von insgesamt min-
destens 65 Gigawatt installierter Leis-
tung zur Erzeugung von Strom aus sola-
rer Strahlungsenergie (Photovoltaik) bis
zum 31. Dezember 2035, davon 50 Giga-
watt installierter Leistung zur Erzeu-
gung von Strom aus solarer Strahlungs-
energie auf bereits versiegelten Flächen
und auf Flächen, an oder in einem Ge-
bäude oder einer sonstigen baulichen An-
lage, die vorrangig zu anderen Zwecken
als der Erzeugung von Strom aus solarer
Strahlungsenergie errichtet worden sind,
im Übrigen in Form von Freiflächen-
Photovoltaik und“.

c) Es wird der folgende Absatz 2 angefügt:

„(2) 1Die Klimaschutzziele sollen unter Berück-
sichtigung der Innovationsfähigkeit, der Leistungsfä-
higkeit und der industriepolitischen Chancen der
niedersächsischen Wirtschaft, der Wettbewerbsfä-
higkeit des Wirtschaftsstandorts Niedersachsen, der
Versorgungssicherheit und der Sozialverträglichkeit
erreicht werden. 2Die Landesverwaltung hat die Kli-
maschutzziele in allen Angelegenheiten des Landes
als Querschnittsziele zu berücksichtigen. 3Die Lan-
desverwaltung und die sonstigen öffentlichen Stel-
len des Landes haben eine Vorbildfunktion für die
Erfüllung der Klimaschutzziele.“

  6. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird nach der Angabe „§ 3“ die
Angabe „Abs. 1“ eingefügt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 1 wird gestrichen.

bb) Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 1 und
darin wird die Angabe „Nr. 3“ durch die Angabe
„Abs. 1 Nr. 3 Buchst. a“ ersetzt.

cc) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 2 und
darin wird nach der Angabe „§ 3“ die Angabe
„Abs. 1“ eingefügt und die Angabe „den Num-
mern 1 und 2“ wird durch die Angabe „der Num-
mer 1“ ersetzt.
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c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Maßnahmen nach Absatz 2 Nr. 2 zur Errei-
chung der Ziele nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 sollen im
Rahmen der Zuständigkeit des Landes insbe-
sondere für die Energiewirtschaft, die Industrie,
den Verkehr, Gebäude, die Land- und Forstwirt-
schaft, die Abfallwirtschaft (Sektoren) sowie für
den Aufbau der Wasserstoffwirtschaft geplant
werden.“

bb) In Satz 2 wird die Verweisung „§ 7“ durch die
Verweisung „§ 12“ ersetzt.

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) Im einleitenden Satzteil wird die Angabe „Nr. 3“
durch die Angabe „Nr. 2“ ersetzt.

bb) In Nummer 1 wird nach der Angabe „§ 3“ die
Angabe „Abs. 1“ eingefügt und die Angabe „Nrn. 1
und 2“ wird durch die Angabe „Nr. 1“ ersetzt.

cc) In Nummer 2 wird nach der Angabe „§ 3“ die An-
gabe „Abs. 1“ eingefügt.

dd) In Nummer 3 wird das Wort „klimaneutraler“
durch das Wort „treibhausgasneutraler“ ersetzt.

e) In Absatz 5 Satz 2 wird nach dem Wort „wird“ das
Wort „mindestens“ eingefügt.

  7. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „klimaneutrale“
durch das Wort „treibhausgasneutrale“ ersetzt.

b) In Absatz 1 Satz 1 wird nach der Angabe „§ 3“ die
Angabe „Abs. 1“ eingefügt und das Wort „klimaneu-
trale“ wird durch das Wort „treibhausgasneutrale“
ersetzt.

c) In Absatz 2 wird im einleitenden Satzteil das Wort
„klimaneutrale“ durch das Wort „treibhausgasneu-
trale“ ersetzt und in den Nummern 1 und 2 wird je-
weils nach der Angabe „§ 3“ die Angabe „Abs. 1“
eingefügt.

  8. Der bisherige § 11 wird neuer § 7 und wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Das Land überprüft den Stand der Erreichung
der Ziele nach § 3 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 sowie der
nach § 5 Abs. 2 Nr. 1 festgelegten Zwischenziele
durch Monitoring in Form von Berichten.“

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 Nr. 2 werden nach dem Wort „Ge-
bäudeenergiegesetzes“ die Worte „vom 8. Au-
gust 2020 (BGBl. I S. 1728)“ eingefügt. 

bb) In den Sätzen 2 und 3 wird jeweils die Angabe
„§ 8“ durch die Angabe „§ 17“ ersetzt.

c) In Absatz 5 Sätze 1 und 2 wird jeweils die Angabe
„§ 8“ durch die Angabe „§ 17“ ersetzt.

  9. Nach dem neuen § 7 wird die folgende Überschrift ein-
gefügt:

„D r i t t e r  A b s c h n i t t

Klimaschutzaufgaben des Landes“.

10. Nach dem neuen § 7 werden im Dritten Abschnitt die
folgenden neuen §§ 8 bis 11 eingefügt:

„§ 8

Zuwendungen des Landes

1Vor dem Erlass von Förderrichtlinien zu Zuwendun-
gen des Landes und der Festlegung der mit diesen Zu-
wendungen verbundenen Zwecke sind die Auswirkun-

gen der Zuwendungen und ihrer Zwecke auf die Errei-
chung der Klimaschutzziele nach § 3 Abs. 1 und auf die
Notwendigkeit von Maßnahmen zur Anpassung an die
Folgen des Klimawandels zu ermitteln und durch Ab-
wägung in einen angemessenen Ausgleich zu bringen.
2Die nach Satz 1 ermittelten Auswirkungen und die Er-
gebnisse der Abwägung sind zu dokumentieren. 3Die
Sätze 1 und 2 gelten für Zuwendungen des Landes, die
nicht aufgrund einer Förderrichtlinie gewährt werden
sollen, sowie für Verlängerungen und wesentliche Än-
derungen von Förderrichtlinien entsprechend.

§ 9

Wirtschaftlichkeitsuntersuchung bei Maßnahmen 
von finanzieller Bedeutung für die Landesverwaltung

(1) Sind nach § 7 Abs. 2 der Niedersächsischen Lan-
deshaushaltsordnung Wirtschaftlichkeitsuntersuchun-
gen für Maßnahmen von finanzieller Bedeutung durch-
zuführen, die der Landesverwaltung zur Deckung ihrer
Bedarfe bei Wahrnehmung ihrer Aufgaben dienen, so
sollen bei der Bestimmung der wirtschaftlichsten Lö-
sungsalternative im Rahmen dieser Untersuchungen die
Klimaschutzziele nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 nach Maßgabe
der Absätze 2 und 3 berücksichtigt werden.

(2) Bei Durchführung der Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen nach Absatz 1 ist von der Landesverwaltung
zur monetären Bewertung von Treibhausgasemissionen
ein CO2-Preis mindestens in Höhe des nach § 10 Abs. 2
des Brennstoffemissionshandelsgesetzes vom 12. De-
zember 2019 (BGBl. I S. 2728), geändert durch Artikel 1
des Gesetzes vom 3. November 2020 (BGBl. I S. 2291),
gültigen Mindestpreises oder Festpreises zugrunde zu
legen; dies gilt nicht, soweit die Anforderung nach
Halbsatz 1 nicht mit angemessenem Aufwand zu erfül-
len ist.

(3) Bei Durchführung der Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen nach Absatz 1 sind von der Landesverwaltung
für die zur Verfügung stehenden Lösungsalternativen
die entstehenden Kosten und Einsparungen über den
Lebenszyklus einzubeziehen; dies gilt nicht, soweit die
Anforderung nach Halbsatz 1 nicht mit angemessenem
Aufwand zu erfüllen ist.

§ 10

Flächen für den Küsten- und 
Hochwasserschutz

Für Vorhaben des Küsten- und Hochwasserschutzes,
die der Anpassung an die Folgen des Klimawandels die-
nen, sollen den Trägern der jeweiligen Vorhaben Flä-
chen im Eigentum des Landes, deren Nutzung für die
Durchführung der Vorhaben zulässig sowie geeignet
und erforderlich ist, unentgeltlich zur Nutzung überlas-
sen werden. 

§ 11

Zusätzliche Anforderungen an die Gebäude 
der Landesverwaltung

(1) 1Über die Anforderungen des Gebäudeenergiege-
setzes vom 8. August 2020 (BGBl. I S. 1728) hinaus ist
die Landesverwaltung verpflichtet, Gebäude so zu errich-
ten, dass der Jahres-Primärenergiebedarf des Gebäudes
höchstens 40 Prozent des Höchstwertes des Jahres-Pri-
märenergiebedarfs beträgt, der nach dem Gebäudeener-
giegesetz für das Gebäude zulässig ist. 2Im Fall der Er-
weiterung eines bestehenden Gebäudes darf der Jahres-
Primärenergiebedarf des Erweiterungsbaus höchstens
40 Prozent des Höchstwertes für ein entsprechendes
neu zu errichtendes Gebäude betragen. 3Im Fall der
grundlegenden Renovierung oder sonstigen wesentli-
chen Änderung eines bestehenden Gebäudes darf im Er-
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gebnis der Jahres-Primärenergiebedarf des gesamten
Gebäudes höchstens 55 Prozent des Höchstwertes für
ein entsprechendes neu zu errichtendes Gebäude betra-
gen. 4§ 5 des Gebäudeenergiegesetzes in der in Satz 1
genannten Fassung bleibt unberührt. 5Die Verpflichtun-
gen nach den Sätzen 1 bis 3 gelten nicht für Baumaß-
nahmen, für die mit der Planung vor dem 6. Juli 2022
begonnen wurde.

(2) Die Landesverwaltung darf neu errichtete Gebäu-
de zum Erstbezug nur dann ganz oder teilweise anmie-
ten, wenn diese dem Standard nach Absatz 1 Satz 1
entsprechen.

(3) 1Bis zum Jahr 2025 sind 30 Prozent und bis zum
Jahr 2040 100 Prozent aller hierfür geeigneten Dachflä-
chen von bestehenden Gebäuden im Eigentum des Lan-
des mit Photovoltaikanlagen auszustatten. 2Die Landes-
verwaltung kann zu diesem Zweck anderen Personen
die Errichtung und die Nutzung von Photovoltaikanla-
gen auf Dachflächen im Eigentum des Landes stehender
Gebäude für einen Zeitraum von bis zu 25 Jahren auch
unentgeltlich gestatten.“

11. Der bisherige § 7 wird § 12 und darin erhält Absatz 3
folgende Fassung:

„(3) 1Über die Verpflichtung zur Einhaltung der Min-
destziele nach § 5 Abs. 1 Satz 1 und § 6 des Saubere-
Fahrzeuge-Beschaffungs-Gesetzes vom 9. Juni 2021
(BGBl. I S. 1691) hinaus erhöht die Landesverwaltung
bei der Neu- und Ersatzbeschaffung durch Kauf, Lea-
sing oder Anmietung den Anteil von Straßenfahrzeugen
mit sauberen Antrieben an der Gesamtzahl der beschaff-
ten Straßenfahrzeuge kontinuierlich in einer Weise, dass
ab dem 1. Januar 2030 alle von der Landesverwaltung
als Dienstkraftfahrzeuge genutzten Straßenfahrzeuge
über saubere Antriebe verfügen. 2Ab dem 1. Januar 2030
beschafft die Landesverwaltung für den Dienstgebrauch
nur noch Straßenfahrzeuge mit sauberen Antrieben.
3Ausgenommen von den Regelungen in den Sätzen 1
und 2 sind Straßenfahrzeuge, für deren Einsatzzwecke
es kein entsprechendes Angebot gibt. 4Spätestens ab
dem 1. Januar 2030 sind alle durch die Landesverwal-
tung genutzten Fahrzeuge, die keine Straßenfahrzeuge
sind und die mit Verbrennungsmotoren angetrieben
werden, mit treibhausgasneutralen Kraftstoffen zu be-
tanken.“

12. Der bisherige § 9 wird § 13 und erhält folgende Fassung:

„§ 13

Information über Ziele und Zwecke 
dieses Gesetzes

1Das Land informiert über die Ziele und Zwecke die-
ses Gesetzes sowie über die Bedeutung des Klimas, des
Klimawandels, des Klimaschutzes und der Notwendig-
keit von Maßnahmen zur Anpassung an die Folgen des
Klimawandels. 2Es fördert mit geeigneten Mitteln das
Verständnis für die Ziele und Zwecke dieses Gesetzes
sowie die Auseinandersetzung mit den in Satz 1 ge-
nannten Themen.“

13. Der bisherige § 10 wird § 14.

14. Es wird der folgende § 15 angefügt:

„§ 15

Zuführungen an den 
Wirtschaftsförderfonds Niedersachsen

Als Beitrag zur Erreichung der Klimaschutzziele nach
§ 3 Abs. 1 sowie zur Umsetzung der Strategie zur An-
passung an die Folgen des Klimawandels nach § 6 wer-
den ab dem Haushaltsjahr 2024 nach Maßgabe der
Festsetzungen im Haushaltsplan des Landes als Zufüh-

rung zum Sondervermögen ‚Wirtschaftsförderfonds
Niedersachsen‘ jährlich Mittel und die notwendigen
Verpflichtungsermächtigungen ausgebracht; diese Mit-
tel und Verpflichtungsermächtigungen dürfen nur für
Maßnahmen nach § 2 Nrn. 6 bis 9 des Gesetzes über ein
Sonderprogramm zur Wirtschaftsförderung des Landes
Niedersachsen verwendet werden.“

15. Nach § 15 wird die folgende Überschrift angefügt:

„V i e r t e r  A b s c h n i t t

Klimaschutzaufgaben der Kommunen“.

16. Es wird der folgende § 16 angefügt:

„§ 16

Aufgabenwahrnehmung

Die Kommunen erfüllen die ihnen in den Vorschrif-
ten dieses Abschnitts zugewiesenen Klimaschutzaufga-
ben in eigener Verantwortung.“

17. Der bisherige § 8 wird § 17 und wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Worte „der Kommunen“
gestrichen.

18. Es werden die folgenden §§ 18 bis 21 angefügt:

„§ 18

Klimaschutzkonzepte, Fördermittelberatung 

(1) 1Jeder Landkreis und jede kreisfreie Stadt sowie
die Landeshauptstadt Hannover, die Stadt Göttingen und
die Region Hannover ist verpflichtet, bis zum 31. De-
zember 2025 Klimaschutzkonzepte für die eigene Ver-
waltung zu erstellen, zu beschließen und bei Bedarf
fortzuschreiben. 2Das Klimaschutzkonzept enthält min-
destens: 

1. eine Ausgangsbilanz der jährlichen Treibhausgase-
missionen der Verwaltung,

2. eine Zielsetzung zur Minderung der Treibhausgas-
emissionen der Verwaltung, die sich im Mindestmaß
an dem Ziel der Treibhausgasneutralität bis zum Jahr
2045 (§ 3 Abs. 1 Nr. 1) orientiert,

3. eine Festlegung von Zwischenzielen zur Erreichung
des Ziels nach Nummer 2,

4. eine Darstellung geplanter Maßnahmen, deren Um-
setzung einen Beitrag zur Erreichung der in den
Nummern 2 und 3 genannten Ziele leisten soll, und

5. ein Verfahren, mit dem der Stand der Zielerreichung
und der Maßnahmenumsetzung überprüft und an-
hand dessen Ergebnis über eine Fortschreibung des
Klimaschutzkonzepts entschieden werden soll.

(2) Jeder Landkreis und die Region Hannover ist ab
dem 1. Januar 2025 verpflichtet, die kreis- oder regions-
angehörigen Gemeinden zur Inanspruchnahme von Kli-
maschutzfördermitteln zu beraten und bei deren Bean-
tragung zu unterstützen. 

(3) 1Das Land weist den Landkreisen und der Region
Hannover zur Erfüllung der Aufgaben nach den Absät-
zen 1 und 2 ab dem 1. Januar 2024 jährlich Mittel für
zwei Vollzeitpersonalstellen der Entgeltgruppe 12 des
Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst vom 13. Sep-
tember 2005, zuletzt geändert durch Änderungstarifver-
trag Nr. 18 vom 18. Oktober 2020 in seiner jeweils
geltenden Fassung (TVöD) zuzüglich eines Betrages von
30 000 Euro zu. 2Das Land weist den kreisfreien Städten
sowie der Landeshauptstadt Hannover und der Stadt
Göttingen zur Erfüllung der Aufgabe nach Absatz 1 ab
dem 1. Januar 2024 jährlich Mittel für eineinhalb Voll-
zeitpersonalstellen der Entgeltgruppe 12 TVöD zuzüg-
lich eines Betrages von 30 000 Euro zu. 3Die jährliche
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Berechnung der Höhe der Mittel erfolgt anhand der zum
Zeitpunkt der Berechnung geltenden standardisierten
Personalkostensätze.

§ 19

Entsiegelungskataster

(1) 1Jede Gemeinde, die nicht Mitglied einer Samtge-
meinde ist, sowie jede Samtgemeinde ermittelt und er-
fasst bis zum 31. Dezember 2028, für welche Flächen
ihres Gebietes die Möglichkeit zur Entsiegelung besteht.
2Die Erfassung erfolgt in einem vom Land zu diesem
Zweck elektronisch bereitgestellten Entsiegelungskatas-
ter. 3Das Entsiegelungskataster ist fortlaufend zu ergän-
zen. 

(2) 1Das Land stellt jeder Gemeinde nach Absatz 1 und
jeder Samtgemeinde ab dem Jahr 2026 jährlich Mittel
von bis zu einem Zwölftel einer Vollzeitpersonalstelle
der Entgeltgruppe 8 TVöD zur Verfügung. 2Die jährliche
Berechnung der Höhe der Mittel erfolgt anhand der zum
Zeitpunkt der Berechnung geltenden standardisierten
Personalkostensätze.

§ 20

Wärmeplanung

(1) 1Jede Gemeinde, die nicht Mitglied einer Samtge-
meinde ist, sowie jede Samtgemeinde ist verpflichtet,
bis zum 31. Dezember 2026 einen Wärmeplan zu erstel-
len, sofern in der Gemeinde oder der Samtgemeinde ge-
mäß dem Landes-Raumordnungsprogramm Niedersach-
sen (Anlage 1 der Verordnung über das Landes-Raum-
ordnungsprogramm Niedersachsen in der Fassung vom
26. September 2017, Nds. GVBl. S. 378) ein Ober- oder
Mittelzentrum liegt. 2Der Wärmeplan ist spätestens alle
fünf Jahre nach der jeweiligen Erstellung fortzuschrei-
ben.

(2) 1Jede Kommune nach Absatz 1 Satz 1 hat den
Wärmeplan innerhalb von drei Monaten nach Fertig-
stellung zu veröffentlichen und dem Land vorzulegen.
2Fortschreibungen nach Absatz 1 Satz 2 sind innerhalb
von drei Monaten nach Fertigstellung zu veröffentli-
chen und dem Land vorzulegen. 3Soweit Wärmepläne
bereits vor dem 1. Januar 2024 erstellt wurden und die
Anforderungen nach den Absätzen 4 und 5 erfüllen,
sind diese spätestens bis zum 31. März 2024 zu veröf-
fentlichen und vorzulegen; sie sind spätestens bis zum
31. Dezember 2031 und anschließend spätestens alle
fünf Jahre nach der jeweiligen Erstellung fortzuschreiben.

(3) Für die Veröffentlichung des Wärmeplans und sei-
ner Fortschreibungen gilt im Übrigen § 21 Abs. 7.

(4) Im Wärmeplan sind für das Gebiet der Kommune
räumlich aufgelöst darzustellen:

1. auf Grundlage einer systematischen und qualifizier-
ten Datenerhebung der aktuelle Wärmebedarf und
-verbrauch der Gebäude und die damit verbundenen
Treibhausgasemissionen, einschließlich Informatio-
nen zu den vorhandenen Gebäudetypen und den
Baualtersklassen sowie die aktuelle Wärmeversor-
gungsstruktur (Bestandsanalyse),

2. die Potenziale zur Senkung des Wärmebedarfs und
zur treibhausgasneutralen Versorgung der Gebäude
mit Wärme aus erneuerbaren Energien einschließ-
lich Geothermie sowie zur Versorgung der Gebäude
mit Wärme aus Abwärme und Kraft-Wärme-Kopp-
lung (Potenzialanalyse) und

3. Berechnungen darüber, wie sich der Wärmebedarf
der Gebäude und die Wärmeversorgungsstruktur bis
zum Jahr 2030 und darüber hinaus entwickeln müs-
sen, um bis zum Jahr 2040 eine treibhausgasneutrale
Wärmeversorgung der Gebäude zu erreichen.

(5) 1Auf Grundlage der Darstellungen nach Absatz 4
sind im Wärmeplan Handlungsstrategien der Kommune
zur Senkung und treibhausgasneutralen Deckung des
Wärmebedarfs der Gebäude darzustellen sowie Maßnah-
men zur Umsetzung der Handlungsstrategien zu benen-
nen. 2Die Kommune soll mindestens fünf Maßnahmen
nach Satz 1 benennen, mit deren Umsetzung innerhalb
der auf die Veröffentlichung folgenden fünf Jahre be-
gonnen werden soll.

(6) 1Das Land weist den Kommunen nach Absatz 1 für
die Wärmeplanung folgende Mittel zu: 

1. für die Erstaufstellung in den Jahren 2024 bis 2026
jährlich einen Betrag in Höhe von 16 000 Euro zu-
züglich 0,25 Euro je Einwohnerin oder Einwohner
und

2. für die Fortschreibung ab dem Jahr 2027 jährlich einen
Betrag in Höhe von 3 000 Euro zuzüglich 0,06 Euro
je Einwohnerin oder Einwohner. 

2Die genannten Beträge stehen allen Kommunen nach
Absatz 1 zu, auch wenn sie am 1. Januar 2024 bereits
über einen kommunalen Wärmeplan gemäß den Absät-
zen 4 und 5 verfügen. 3Für die Zuweisung maßgeblich
ist die von der für Statistik zuständigen Landesbehörde
jeweils zum 31. Dezember des Vorjahres ermittelte Ein-
wohnerzahl.

§ 21

Datenverarbeitung zur Erstellung 
von Wärmeplänen

(1) 1Jede Kommune darf die zur Erstellung ihres Wär-
meplans erforderlichen Daten bei allen Personen und
Stellen, bei denen solche Daten vorhanden sein könn-
ten, erheben. 2Zu den Daten im Sinne des Satzes 1 kön-
nen auch personenbezogene Daten, Daten, die Betriebs-
oder Geschäftsgeheimnisse darstellen (Unternehmens-
geheimnisse), und Daten, deren öffentliche Bereitstel-
lung nachteilige Auswirkungen auf bedeutsame Schutz-
güter der öffentlichen Sicherheit, insbesondere kriti-
sche Infrastrukturen, hätte (sicherheitskritische Infor-
mationen), gehören. 3Besondere Kategorien personenbe-
zogener Daten im Sinne des Artikels 9 Abs. 1 der Daten-
schutz-Grundverordnung dürfen nicht erhoben werden.

(2) 1Energieunternehmen gemäß § 2 Nr. 13 des Geset-
zes über Energiedienstleistungen und andere Energie-
effizienzmaßnahmen sind verpflichtet, den Kommunen
auf Anforderung insbesondere zähler- oder gebäude-
scharfe Angaben zu Art, Umfang und Standorten des
Energie- oder Brennstoffverbrauchs von Gebäuden oder
Gebäudegruppen sowie des Stromverbrauchs zu Heiz-
zwecken, insbesondere für Wärmepumpen und Direkt-
heizungen, und Angaben zu Art, Alter, Nutzungsdauer,
Lage und Leitungslänge von Wärme- und Gasnetzen,
einschließlich des Temperaturniveaus, der Wärmeleis-
tung und der jährlichen Wärmemenge zu übermitteln.
2Öffentliche Stellen gemäß § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des
Niedersächsischen Datenschutzgesetzes (NDSG) sowie
bevollmächtigte Bezirksschornsteinfeger sind verpflich-
tet, den Kommunen auf Anforderung insbesondere geb-
äudescharfe Angaben zu Art, Brennstoff, Nennwärme-
leistung und Alter von Anlagen zur Wärmeerzeugung
sowie Angaben über deren Betrieb, Standort und Zu-
weisung zur Abgasanlage und die für die Aufstellung
von Emissionskatastern im Sinne des § 46 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes erforderlichen Angaben zu
übermitteln. 3Für bevollmächtigte Bezirksschornsteinfe-
ger beschränkt sich die Verpflichtung zur Datenüber-
mittlung auf die Daten, die nach § 19 des Schornstein-
feger-Handwerksgesetzes im elektronischen Kehrbuch
einzutragen sind.

(3) Die Inhaber von Betriebsstätten gemäß § 6 Abs. 1
bis 3 des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages im Gebiet der
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Kommune sowie öffentliche Stellen gemäß § 1 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 NDSG sind verpflichtet, den Kommunen
auf Anforderung Angaben über die Höhe ihres Endener-
gieverbrauchs, Wärmeenergiebedarfs oder -verbrauchs,
die Art der Wärmeenergiebedarfsdeckung einschließ-
lich des Anteils erneuerbarer Energien und von Kraft-
Wärme-Kopplung sowie der anfallenden Abwärme zu
übermitteln.

(4) 1Unternehmensgeheimnisse und sicherheitskriti-
sche Informationen sind bei der Übermittlung als ver-
traulich zu kennzeichnen. 2Besondere Kategorien perso-
nenbezogener Daten im Sinne des Artikels 9 Abs. 1 der
Datenschutz-Grundverordnung müssen nicht übermit-
telt werden.

(5) 1Jede Kommune darf auch innerhalb ihrer Verwal-
tung bereits vorhandene Daten wie insbesondere Ge-
bäudeadresse, Gebäudenutzung, Wohnfläche oder Brutto-
geschossfläche, Geschosszahl, Energieträger zur Wär-
meerzeugung und Gebäudebaualter zur Erstellung ihres
Wärmeplans verwenden, soweit dies zu diesem Zweck
erforderlich ist; dies gilt vorbehaltlich des Satzes 4
auch, soweit es sich dabei um personenbezogene Daten
handelt und diese für andere Zwecke erhoben wurden.
2Besondere Kategorien personenbezogener Daten im
Sinne des Artikels 9 Abs. 1 der Datenschutz-Grundver-
ordnung dürfen nicht verwendet werden. 3Soweit für
die Daten nach anderen Rechtsvorschriften Verwen-
dungsbeschränkungen bestehen, die der Verwendung der
Daten zur Erstellung eines Wärmeplans entgegenstehen,
bleiben diese unberührt. 4Im Übrigen darf die Kommu-
ne die bei ihr vorhandenen personenbezogenen Daten,
die zu einem anderen Zweck erhoben wurden, zur Er-
stellung ihres Wärmeplans nur verwenden, soweit das
öffentliche Interesse an der Erstellung des Wärmeplans
das schutzwürdige Interesse der betroffenen Person am
Ausschluss der Verarbeitung überwiegt.

(6) 1Die Kommune darf personenbezogene Daten nach
den Absätzen 1 bis 5 zur Erstellung ihres Wärmeplans
im Übrigen nur verarbeiten, solange und soweit dies für
diesen Zweck erforderlich ist. 2Sobald dies nach dem
Zweck der Verarbeitung, den Wärmeplan zu erstellen,
möglich ist, sind personenbezogene Daten zu pseu-
donymisieren oder, wenn der Zweck der Verarbeitung
dies zulässt, zu anonymisieren; sobald die Daten nicht
mehr, auch nicht in pseudonymisierter oder anonymi-
sierter Form, benötigt werden, sind sie zu löschen. 3Be-
sondere Kategorien personenbezogener Daten im Sinne
des Artikels 9 Abs. 1 der Datenschutz-Grundverordnung
sowie Unternehmensgeheimnisse dürfen nicht verar-
beitet werden. 4Die Kommune hat sicherzustellen, dass
keine sicherheitskritischen Informationen öffentlich be-
reitgestellt werden.

(7) 1Die Wärmepläne und ihre Fortschreibungen sind
nach Maßgabe des Absatzes 6 im Internet zu veröffentli-
chen. 2Dabei ist zu beachten, dass ein Wärmeplan bei
der Veröffentlichung keine personenbezogenen Daten,
keine Unternehmensgeheimnisse und keine sicherheits-
kritischen Informationen enthalten darf.

(8) Zum Schutz der berechtigten Interessen der be-
troffenen Personen haben die Kommunen die Informa-
tionen gemäß Artikel 13 Abs. 3 und Artikel 14 Abs. 1
und 2 der Datenschutz-Grundverordnung ortsüblich be-
kannt zu machen.“

Artikel 2

Änderung des Niedersächsischen 
Denkmalschutzgesetzes

§ 7 Abs. 2 des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes
vom 30. Mai 1978 (Nds. GVBl. S. 517), zuletzt geändert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 10. November 2021 (Nds. GVBl.
S. 732), wird wie folgt geändert:

1. Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und wie folgt geändert:

a) Nummer 2 erhält folgende Fassung:

„2. ein öffentliches Interesse anderer Art, zum Beispiel

a) die nachhaltige energetische Verbesserung des
Kulturdenkmals,

b) eine Maßnahme zur Verbesserung des Hoch-
wasserschutzes oder

c) die Berücksichtigung der Belange von alten
Menschen und Menschen mit Behinderungen,

das Interesse an der unveränderten Erhaltung des
Kulturdenkmals überwiegt und den Eingriff zwin-
gend verlangt,“.

b) Es wird die folgende neue Nummer 3 eingefügt:

„3. das öffentliche Interesse an der Errichtung von
Anlagen zur Nutzung von erneuerbaren Energien
das Interesse an der unveränderten Erhaltung des
Kulturdenkmals überwiegt, oder“.

c) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4.

2. Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Das öffentliche Interesse an der Errichtung von Anla-
gen zur Nutzung von erneuerbaren Energien nach Satz 1
Nr. 3 überwiegt in der Regel, wenn der Eingriff in das äu-
ßere Erscheinungsbild reversibel ist und in die denkmal-
werte Substanz nur geringfügig eingegriffen wird.“

Artikel 3

Änderung der Niedersächsischen Bauordnung

§ 32 a der Niedersächsischen Bauordnung vom 3. April
2012 (Nds. GVBl. S. 46), zuletzt geändert durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 10. November 2021 (Nds. GVBl. S. 739), wird
wie folgt geändert:

1. Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Bei der Errichtung von Gebäuden, die mindestens
eine Dachfläche von 50 m² aufweisen, sind mindestens
50 Prozent der Dachfläche mit Photovoltaikanlagen aus-
zustatten. 2Satz 1 gilt, wenn für die Baumaßnahme der
Bauantrag, der Antrag auf bauaufsichtliche Zustimmung
nach § 74 Abs. 2 oder die Mitteilung nach § 62 Abs. 3 

1. bei Gebäuden, die überwiegend gewerblich genutzt
werden, nach dem 31. Dezember 2022,

2. bei Wohngebäuden nach dem 31. Dezember 2024 und

3. bei Gebäuden, die nicht unter die Nummern 1 und 2
fallen, nach dem 31. Dezember 2023

übermittelt wird. 3Bei der Errichtung von Wohngebäu-
den, die mindestens eine Dachfläche von 50 m² aufwei-
sen und bei denen für die Baumaßnahme der Bauantrag,
der Antrag auf bauaufsichtliche Zustimmung nach § 74
Abs. 2 oder die Mitteilung nach § 62 Abs. 3 nach dem
31. Dezember 2022 übermittelt wird, ist die Tragkon-
struktion des Gebäudes so zu bemessen, dass auf allen
Dachflächen Photovoltaikanlagen zur Stromerzeugung
aus solarer Strahlungsenergie errichtet werden können;
wird der Bauantrag, der Antrag auf bauaufsichtliche Zu-
stimmung nach § 74 Abs. 2 oder die Mitteilung nach
§ 62 Abs. 3 nach dem 31. Dezember 2024 übermittelt, so
gilt nur Satz 1.“

2. Es wird der folgende Absatz 3 angefügt:

„(3) 1Bei Errichtung eines offenen Parkplatzes oder
Parkdecks mit mehr als 50 Einstellplätzen für Kraftfahr-
zeuge ist über der für eine Solarnutzung geeigneten Ein-
stellplatzfläche eine Photovoltaikanlage zu installieren.
2Ausgenommen von der Verpflichtung sind Parkplätze,
die unmittelbar entlang der Fahrbahnen öffentlicher
Straßen angeordnet sind und die dem öffentlichen Ver-
kehr gewidmet sind; Absatz 2 Nr. 1 gilt entsprechend.
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3Satz 1 gilt, wenn für die Baumaßnahme der Bauantrag,
der Antrag auf bauaufsichtliche Zustimmung nach § 74
Abs. 2 oder die Mitteilung nach § 62 Abs. 3 nach dem
31. Dezember 2022 übermittelt wird.“

Artikel 4

Änderung des Niedersächsischen Wassergesetzes

Das Niedersächsische Wassergesetz vom 19. Februar 2010
(Nds. GVBl. S. 64), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 16. Dezember 2021 (Nds. GVBl. S. 911), wird wie
folgt geändert:

1. Nach § 96 wird der folgende § 96 a eingefügt:

„§ 96 a

Kosten der Abwasserbeseitigung

1Die Gemeinde erhebt, soweit nicht ein privatrechtli-
ches Entgelt gefordert wird, für die Wahrnehmung ihrer
Aufgaben bei der Abwasserbeseitigung Abgaben nach
den Vorschriften des Niedersächsischen Kommunalabga-
bengesetzes (NKAG). 2§ 5 NKAG gilt mit der Maßgabe,
dass in die für die Gebührenberechnung zu kalkulieren-
den Kosten für die Schmutzwasserbeseitigung neben den
Kosten der Einrichtung auch nicht einrichtungsbedingte
Kosten für Maßnahmen der Starkregenvorsorge einbezo-
gen werden können.“

2. § 97 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

b) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Soweit die Aufgabe der Abwasserbeseitigung auf
eine andere juristische Person des öffentlichen Rechts
übergegangen und diese andere Person zum Erlass ei-
ner Satzung für die Erhebung von Abgaben nach dem
Niedersächsischen Kommunalabgabengesetz für die
Wahrnehmung der übergegangenen Aufgabe befugt
ist, gilt § 96 a entsprechend.“

Artikel 5

Änderung des Niedersächsischen Deichgesetzes

§ 7 des Niedersächsischen Deichgesetzes in der Fassung
vom 23. Februar 2004 (Nds. GVBl. S. 83), zuletzt geändert
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 16. Dezember 2021 (Nds.
GVBl. S. 911), wird wie folgt geändert:

1. Es wird der folgende neue Absatz 5 eingefügt:

„(5) Die Deicherhaltung obliegt den in den Absätzen 1
bis 3 bezeichneten Verbänden als öffentliche Aufgabe.“

2. Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6.

Artikel 6

Änderung des Niedersächsischen 
Raumordnungsgesetzes

Das Niedersächsische Raumordnungsgesetz in der Fassung
vom 6. Dezember 2017 (Nds. GVBl. S. 456), zuletzt geändert
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 7. Dezember 2021 (Nds.
GVBl. S. 830), wird wie folgt geändert:

1. Dem § 5 wird der folgende Absatz 9 angefügt:

„(9) Für Planungen und Maßnahmen zur Erzeugung
von Strom aus Windenergie oder solarer Strahlungsener-
gie ist bis zum 31. Dezember 2039 eine Untersagung
nach § 12 Abs. 2 ROG nur zulässig, wenn für die in Auf-
stellung befindlichen Ziele der Raumordnung die Ausle-
gung der Unterlagen nach § 9 Abs. 2 Sätze 2 und 3 ROG
erfolgt und die Frist zur Stellungnahme nach § 9 Abs. 2
Satz 3 Halbsatz 2 ROG abgelaufen ist."

2. § 9 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

b) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Für raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen
zur Erzeugung von Strom aus Windenergie oder sola-
rer Strahlungsenergie wird bis zum 31. Dezember 2039
kein Raumordnungsverfahren durchgeführt.“

Artikel 7

Neubekanntmachung

Das für Klimaschutz zuständige Ministerium wird er-
mächtigt, das Niedersächsische Gesetz zur Förderung des
Klimaschutzes und zur Minderung der Folgen des Klima-
wandels in der nunmehr geltenden Fassung mit neuem Da-
tum bekannt zu machen und dabei Unstimmigkeiten des
Wortlauts zu beseitigen.

Artikel 8

Inkrafttreten
1Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in

Kraft. 2Abweichend von Satz 1 tritt Artikel 1 Nr. 18 am 1. Ja-
nuar 2024 in Kraft.

Hannover, den 28. Juni 2022

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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Niedersächsisches Kulturfördergesetz
(NKultFöG)

Vom 28. Juni 2022

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

I n h a l t s ü b e r s i c h t

E r s t e r  T e i l

Allgemeine Bestimmungen

§   1 Regelungsgegenstand, Geltungsbereich
§   2 Kulturförderung als Aufgabe des Landes 
§   3 Besondere Belange und überkommene Einrichtungen der ehe-

maligen Länder

Z w e i t e r  T e i l

Leitlinien der Kulturförderung

§   4 Grundsätze
§   5 Ziele
§   6 Schwerpunkte

D r i t t e r  T e i l

Handlungsfelder

§   7 Kulturelle Infrastruktur
§   8 Künste
§   9 Erhalt und Pflege des kulturellen Erbes
§ 10 Regional- und Minderheitensprachen
§ 11 Kulturelle Bildung
§ 12 Musikschulen
§ 13 Kunstschulen
§ 14 Bibliotheken
§ 15 Freie Szene 
§ 16 Soziokulturelle Einrichtungen
§ 17 Theaterpädagogik
§ 18 Kultur- und Kreativwirtschaft
§ 19 Breitenkultur
§ 20 Kultur und gesellschaftlicher Wandel
§ 21 Kultur und Strukturwandel
§ 22 Experimente

V i e r t e r  T e i l

Landeseigene Kulturaufgaben

§ 23 Aufgaben des Landes im föderalen Bundesstaat und im inter-
nationalen Kontext

§ 24 Einrichtungen und Beteiligungen des Landes
§ 25 Kunst am Bau
§ 26 Sonstige Aktivitäten des Landes

F ü n f t e r  T e i l

Berichtswesen und Qualitätssicherung

§ 27 Kulturberichterstattung
§ 28 Evaluation der Förderungen
§ 29 Regelmäßiger Dialog über Ziele und Wirksamkeit der Kultur-

förderung des Landes

S e c h s t e r  T e i l

Förderverfahren

§ 30 Förderverfahren
§ 31 Honoraruntergrenzen
§ 32 Jurys und Sachverständige; Einrichtung einer Kulturkommission

S i e b t e r  T e i l

Schlussbestimmungen

§ 33 Inkrafttreten

E r s t e r  T e i l

Allgemeine Bestimmungen

§ 1

Regelungsgegenstand, Geltungsbereich

(1) 1Gemäß Artikel 6 der Niedersächsischen Verfassung
schützen und fördern das Land, die Gemeinden und die Land-
kreise Kunst und Kultur. 2Dieses Gesetz regelt die Grundla-
gen für die Förderung und Entwicklung der Kultur, der Kunst
und der kulturellen Bildung (Kulturförderung) in Nieder-
sachsen durch das Land. 3Das Gesetz legt insoweit Grund-
sätze, Ziele und Schwerpunkte der Kulturförderung fest. 4Es
definiert die Handlungsfelder und Instrumente der Kultur-
förderung des Landes.

(2) 1Die Kommunen nehmen die Aufgabe der Kulturförde-
rung in ihrem Gebiet im Rahmen ihrer Selbstverwaltung in
eigener Verantwortung wahr. 2Bei der Wahrnehmung der Auf-
gabe der Kulturförderung ergänzen sich Land und Kommu-
nen wechselseitig in partnerschaftlichem Zusammenwirken
und beziehen hierbei die freien Träger der Kultur mit ein.

(3) 1Kulturelle Aufgaben werden, soweit sie durch andere
Landesgesetze geregelt sind, durch dieses Gesetz nicht be-
rührt. 2Das schließt eine ergänzende Förderung auf Grundla-
ge dieses Gesetzes nicht aus.

§ 2

Kulturförderung als Aufgabe des Landes

1Das Land fördert die Kultur nach Maßgabe der Regelun-
gen der Teile 2 bis 6. 2Die Förderung erfolgt nach pflichtge-
mäßem Ermessen im Rahmen der verfügbaren Haushalts-
mittel. 3Das Land fördert insbesondere Maßnahmen von re-
gionaler, landesweiter, nationaler oder internationaler Bedeu-
tung, sofern und soweit die Ziele der in Betracht gezogenen
Maßnahme ohne Landesförderung nicht oder nicht in aus-
reichendem Maße erreicht werden können. 4Es regt neue Ent-
wicklungen in Kultur, Kunst und kultureller Bildung an und
trägt mit seiner Förderung zur Pflege und Weiterentwick-
lung der kulturellen Infrastruktur in Niedersachsen bei.
5Hierbei wird ein bedarfsgerechtes Angebot in allen Regio-
nen angestrebt, das die Belange der kulturellen Vielfalt be-
sonders berücksichtigt. 6Das Land unterstützt die kulturellen
Aktivitäten in den Kommunen nach Maßgabe der kulturpo-
litischen Ziele des Landes. 7Zur mittel- bis langfristigen Er-
haltung vorhandener kommunaler sowie von den Kommu-
nen langfristig geförderter Kultureinrichtungen kann das Land
mit Kommunen, auch mit solchen, die sich in der Haus-
haltssicherung gemäß § 110 Abs. 8 des Niedersächsischen
Kommunalverfassungsgesetzes befinden, Fördervereinbarun-
gen abschließen.

§ 3

Besondere Belange und überkommene Einrichtungen 
der ehemaligen Länder

1Das Land beachtet im Rahmen der Kulturförderung nach
Maßgabe des Artikels 72 der Niedersächsischen Verfassung
die kulturellen und historischen Belange sowie den Schutz
der überkommenen heimatgebundenen Einrichtungen der
ehemaligen Länder Hannover, Oldenburg, Braunschweig
und Schaumburg-Lippe. 2Die historischen Landschaften so-
wie die Landschaften und Landschaftsverbände als Träger
der regionalen Kulturförderung bilden hierfür eine institu-
tionelle Grundlage.
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Z w e i t e r  T e i l

Leitlinien der Kulturförderung

§ 4

Grundsätze

(1) Die Kulturförderung folgt den Grundsätzen einer de-
mokratischen und pluralistischen, integrativen und inklusiven
Gesellschaft und trägt nachhaltig zu ihrer Verwirklichung bei.

(2) Durch die Kulturförderung sollen die kulturelle Viel-
falt sowie die diskriminierungs- und barrierefreie kulturelle
Teilhabe aller Menschen ermöglicht und gestärkt werden.

(3) 1Die Kulturförderung soll dem gesellschaftlichen Wan-
del Rechnung tragen. 2Neue und innovative Formen künstle-
rischer Produktionen sowie Veränderungen in der Wahrneh-
mung und Nutzung von kulturellen Angeboten sollen Be-
rücksichtigung finden.

(4) Die Kulturförderung ist der materiellen und immateri-
ellen archäologischen und historischen Überlieferung und
ihrer Vermittlung verpflichtet.

(5) Die Kulturförderung soll das zivilgesellschaftliche und
ehrenamtliche Engagement innerhalb und außerhalb von
Vereinen und Verbänden unterstützen und einbeziehen.

(6) Die Kulturförderung soll die Zusammenarbeit und Ver-
netzung verschiedener Träger der Kulturarbeit unterstützen,
wenn diese Synergien erzeugt oder die Qualität der Arbeit
steigert.

(7) Belange von Kultur und Kunst sind in strukturpolitische
Entwicklungsplanungen einzubeziehen, sofern sie struktur-
relevant sind.

(8) Bei der Kulturförderung sollen die Bezüge zu anderen
Politikfeldern beachtet und die Zusammenarbeit mit diesen
gestärkt werden.

(9) Die Kulturförderung soll auf Nachhaltigkeit und Pla-
nungssicherheit ausgerichtet sein, um Kulturentwicklung
als langfristigen Prozess zu unterstützen.

(10) Die Kulturförderung soll einen Beitrag dazu leisten,
die kulturelle Infrastruktur in den Regionen zu unterstützen
und weiterzuentwickeln.

§ 5

Ziele

Die Kulturförderung zielt darauf ab,

1. die schöpferische Entfaltung des Menschen, sei es durch
eigenes künstlerisches Schaffen, sei es durch Teilhabe an
kulturellen oder künstlerischen Angeboten, zu unterstüt-
zen,

2. den in Niedersachsen lebenden und arbeitenden Künst-
lerinnen und Künstlern sowie den in der kulturellen Bil-
dung tätigen Pädagoginnen und Pädagogen eine freie
künstlerische und pädagogische Entfaltung zu ermögli-
chen und ihnen gute und faire Arbeitsbedingungen zu
bieten,

3. in der Gesellschaft zu Offenheit und Verständnis für
künstlerische Ausdrucksformen und kulturelle Vielfalt
beizutragen und die Menschen zur kritischen Auseinan-
dersetzung mit Kultur, Kunst und Gesellschaft zu befähi-
gen,

4. die gesellschaftliche und strukturelle Entwicklung in
den Regionen mitzugestalten, die regionale Identität und
Lebensqualität zu stärken und dadurch den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt zu fördern und die Zukunftsfähig-
keit des Landes zu sichern,

5. die Rahmenbedingungen für ehrenamtliche Kulturschaf-
fende zu verbessern und 

6. die kulturelle Teilhabe von Menschen mit Behinderun-
gen zu stärken.

§ 6

Schwerpunkte

(1) 1Die Produktion und Präsentation der Künste in ihrer
ganzen Breite und Vielfalt stehen im Zentrum der Kulturför-
derung. 2Dabei kommt herausragenden künstlerischen Leis-
tungen, insbesondere der Gegenwartskunst, eine besondere
Bedeutung zu.

(2) 1Der Erhalt des kulturellen Erbes ist ein Schwerpunkt
der Kulturförderung. 2Die erhaltenswerte Substanz an kultu-
rellen Werken und Zeugnissen soll gepflegt, erforscht und
nutzbar gemacht werden, das Geschichtsbewusstsein ge-
stärkt, das kulturelle Gedächtnis lebendig gehalten und ge-
pflegt werden.

(3) 1Kulturelle Bildung initiiert und unterstützt die Begeg-
nung und die Auseinandersetzung mit Kultur und Kunst.
2Durch kulturelle Bildungsangebote sollen die kulturelle
kreative Betätigung und die Nutzung des Kulturangebotes
als Bestandteile lebenslangen Lernens gestärkt werden. 3Ein
Schwerpunkt liegt dabei auf der Förderung der kreativen
Aktivitäten von Kindern und Jugendlichen. 4Sie sollen die
Möglichkeit haben, ihre Wahrnehmungs- und Ausdrucksfä-
higkeit, ihren ästhetischen Eigensinn und ihre künstleri-
schen Talente zu erproben und weiterzuentwickeln.

(4) 1Niedersachsen verfügt über spartenspezifische und
spartenübergreifende Strukturen zur Qualifizierung im Kul-
turbereich. 2Diese richten sich an professionelle und ehren-
amtliche Kulturschaffende. 3Niedersachsen verfügt außerdem
über spartenspezifische, spartenübergreifende und regionale
Beratungsstrukturen, die für die Kulturentwicklung und ins-
besondere für die Unterstützung der ehrenamtlichen Kultur-
schaffenden von besonderer Bedeutung sind. 4Maßgebliche
Akteure innerhalb dieser Beratungsstrukturen sind die Kul-
turfachverbände sowie die Landschaften und Landschafts-
verbände als Träger der regionalen Kulturförderung.

D r i t t e r  T e i l

Handlungsfelder

§ 7

Kulturelle Infrastruktur

(1) 1Das Land fördert die kulturelle Infrastruktur in Nie-
dersachsen als Grundlage einer sich fortentwickelnden Kul-
turlandschaft. 2Zu diesem Zweck fördert es Kulturorganisa-
tionen und öffentlich zugängliche Kultureinrichtungen, wel-
che die kulturelle Infrastruktur in Niedersachsen prägen.

(2) Das Land fördert insbesondere Theater, Orchester, Fes-
tivals, Tanz-, Schauspiel- und Musik-Ensembles, kulturell
agierende Musikspielstätten, Spielstätten Freier Theater, so-
ziokulturelle Zentren, theaterpädagogische Zentren, Museen,
Gedenkstätten sowie weitere Gedenkorte, Kunstvereine, Kunst-
hallen, Kunstschulen, Filmwerkstätten, kulturelle Kinos,
Musikschulen sowie weitere kulturelle Ausbildungsstätten,
Bibliotheken, Literaturhäuser und archivische Einrichtungen.

(3) 1Das Land fördert außerdem Verbände und Einrichtun-
gen, die die Interessen der Kultur in Niedersachsen vertre-
ten und mit dem Land im Bereich der Kulturförderung
zusammenwirken. 2Hierzu zählen insbesondere die Kultur-
fachverbände sowie die Landschaften und Landschaftsver-
bände als Träger der regionalen Kulturförderung.

(4) 1Das Land fördert die Kulturfachverbände insbesonde-
re für die Wahrnehmung der Interessenvertretung, die Bera-
tung und die Qualifizierung der Kultureinrichtungen und
Kulturschaffenden in Niedersachsen. 2Kulturfachverbände
können eine Förderung auch für die Förderung von Kultur-
einrichtungen und Kulturschaffenden erhalten.
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(5) Das Land fördert die Landschaften und Landschafts-
verbände als Träger der regionalen Kulturförderung für die
spartenübergreifende Förderung und Beratung der Kultur-
einrichtungen und Kulturschaffenden in den Regionen.

§ 8

Künste

(1) 1Das Land fördert die professionelle Produktion und
Präsentation künstlerischer Werke insbesondere in den fol-
genden Sparten:

1. Darstellende Kunst,

2. Musik,

3. Bildende Kunst,

4. Medienkunst,

5. Literatur und

6. Film.
2Das Land fördert auch spartenübergreifende Projekte sowie
die Produktion und Präsentation digitaler Kunstformen.

(2) 1Das Land fördert Künstlerinnen und Künstler mit dem
Ziel, künstlerische Potenziale zu entdecken und zu entwickeln.
2Im Rahmen der individuellen Förderung von Künstlerinnen
und Künstlern vergibt das Land unter anderem Stipendien,
lobt Preise aus und fördert die Produktion und Präsentation
künstlerischer Werke.

(3) 1Das Land fördert Arbeits- und Studienaufenthalte so-
wie die Präsentation künstlerischer Werke von Künstlerin-
nen und Künstlern im Ausland. 2Das Land fördert nachhal-
tig angelegte internationale Kooperationen von Künstlerinnen
und Künstlern.

§ 9

Erhalt und Pflege des kulturellen Erbes

(1) 1Das Land fördert den Erhalt und die Pflege des materi-
ellen und immateriellen kulturellen Erbes. 2Es unterstützt
Museen, Gedenkstätten sowie weitere Gedenkorte und Kul-
tureinrichtungen in ihrer Aufgabe, Kulturgüter zu sammeln,
zu bewahren, zu erschließen, zu erforschen, auszustellen
oder auf andere Art öffentlich zugänglich zu machen.

(2) Das Land unterstützt Kultureinrichtungen bei der Digi-
talisierung von analogem Kulturgut, bei der Übernahme von
originär digitalem Kulturgut und bei der Bereitstellung der
Digitalisate für die öffentliche Nutzung.

(3) Das Land fördert die digitale Infrastruktur zur Sicht-
barmachung des kulturellen Erbes Niedersachsens.

(4) 1Das Land stärkt die Heimatpflege und das regionale
Brauchtum. 2Es fördert den Erhalt und die Gestaltung der
niedersächsischen Heimat in ihrer natürlichen und histo-
risch bedingten Vielfalt.

§ 10

Regional- und Minderheitensprachen

Das Land fördert die Regional- und Minderheitensprachen
in Niedersachsen auf der Grundlage seiner Verpflichtungen
aus der Europäischen Charta der Regional- oder Minderhei-
tensprachen vom 5. November 1992 (BGBl. 1998 II S. 1314,
1315) als besondere und für Niedersachsen identitätsstiften-
de Formen des kulturellen Erbes.

§ 11

Kulturelle Bildung

(1) 1Das Land fördert kulturelle Bildung, um im partner-
schaftlichen Zusammenwirken mit den Aktivitäten der Kom-
munen sowie mit freien Trägern der Kultur zur Entwicklung
einer vielfältigen und ausgewogenen Angebotsstruktur bei-
zutragen und gleichzeitig eine qualitätsvolle Vermittlungsar-
beit zu erreichen. 2Das Land schafft dabei durch Förderpro-

gramme Anreize für Kommunen und freie Träger, Angebote
für die kulturelle Bildung zu entwickeln und zu stärken.

(2) 1Das Land fördert Kultureinrichtungen als Orte der kul-
turellen Bildung und der kulturellen Kommunikation. 2Es un-
terstützt insbesondere ihre Zusammenarbeit mit Schulen und
mit Einrichtungen, die mit Kindern und Jugendlichen arbeiten.

(3) 1Das Land fördert die kulturelle Bildung im Rahmen
von lokalen und regionalen Netzwerken. 2Das Land wirkt durch
seine Förderung auf die Abstimmung von Förderzielen und
-programmen und eine den örtlichen Gegebenheiten entspre-
chende Kooperation von Kultur und Bildung insbesondere in der
Arbeit mit Kindern und Jugendlichen sowie in der Schule hin.

(4) 1Landeseigene Kultureinrichtungen sollen Aufgaben
der kulturellen Bildung wahrnehmen. 2Institutionelle Förde-
rungen und die Förderung von Projekten kann das Land mit
der Auflage verbinden, dass in ihrem Rahmen auch ein an-
gemessenes Angebot der kulturellen Bildung realisiert wird.

§ 12

Musikschulen
1Das Land fördert die Musikschulen in ihrer Funktion als

außerschulische Bildungseinrichtungen. 2Es unterstützt die
Musikschulen insbesondere bei der Vermittlung einer musi-
kalischen Elementarausbildung, der Heranführung an das
gemeinsame Musizieren, der Begabtenfindung und Begab-
tenförderung im Sinne der Nachwuchsförderung, der Vorbe-
reitung auf ein Musikstudium oder einen Musikberuf und
der Ermöglichung individueller Bildungswege und des le-
benslangen Lernens durch Angebote für musikinteressierte
Menschen aller Altersstufen und Gesellschaftsgruppen. 

§ 13

Kunstschulen
1Das Land fördert die Kunstschulen in ihrer Funktion als

außerschulische Bildungseinrichtungen. 2Es unterstützt die
Kunstschulen insbesondere bei der Befähigung von Kindern
und Jugendlichen durch ästhetisch-künstlerische Bildungs-
angebote zu Kreativität, eigener schöpferischer Gestaltung
sowie individuellen künstlerischen Bildungswegen und zum
lebenslangen Lernen von Menschen aller Altersstufen und
gesellschaftlichen Gruppen.

§ 14

Bibliotheken

(1) 1Das Land fördert die öffentlichen Bibliotheken in ihrer
Funktion als Orte des lebenslangen Lernens, der Information,
der Kommunikation und der Kultur. 2Das Land unterstützt die
öffentlichen Bibliotheken insbesondere bei der Vermittlung
von Informations- und Medienkompetenz, der Leseförderung,
der Entwicklung neuer Dienstleistungen und der Moderni-
sierung der technischen Infrastruktur. 3Dies schließt die Di-
gitalisierung und den Ausbau digitaler Angebote mit ein.

(2) Das Land fördert eine zentrale Fachstelle für öffentli-
che Bibliotheken, welche die Aufgabe hat, Konzepte und Pro-
gramme zur Sicherung und zum Ausbau öffentlicher Biblio-
theken zu entwickeln und zu vermitteln, öffentliche Biblio-
theken bei der digitalen Transformation und der Bildungs-
partnerschaft mit Schulen und Kitas zu unterstützen sowie
insbesondere kleinere Bibliotheken in allen bibliotheksfach-
lichen Fragen zu informieren, zu beraten und zu unterstützen.

§ 15

Freie Szene

Im Bereich der Förderung der Künste (§ 8) und der kultu-
rellen Bildung (§ 11), der Kultur- und Kreativwirtschaft (§ 18),
der Vorhaben, die einen Beitrag zur gesellschaftlichen Ent-
wicklung (§ 20) oder zum strukturellen Wandel (§ 21) leis-
ten, und der Experimente (§ 22) fördert das Land insbeson-
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dere auch künstlerische Vorhaben, die in den Arbeits- und
Organisationsformen der Freien Szene realisiert werden.

§ 16

Soziokulturelle Einrichtungen
1Das Land fördert die soziokulturellen Einrichtungen in

ihrer Funktion als Orte der kulturellen Teilhabe und Bil-
dung sowie der Gestaltung gesellschaftlicher Prozesse mit-
tels Kunst und Kultur. 2Es unterstützt Vorhaben von sozio-
kulturellen Zentren und sonstigen Einrichtungen, die im Be-
reich der Soziokultur tätig sind und die einen Beitrag zur
Teilhabe aller an der Kultur leisten.

§ 17

Theaterpädagogik

(1) Das Land fördert die Theaterpädagogik als Vermittlungs-
und Bildungskunst zur Stärkung der kulturellen Teilhabe
und der Mitgestaltung gesellschaftlicher Transformationen.

(2) Das Land unterstützt die theaterpädagogischen Zentren
als regionale Kompetenzzentren insbesondere beim Ausbau
von Angeboten für den ländlichen Raum.

§ 18

Kultur- und Kreativwirtschaft

(1) 1Das Land fördert künstlerische und kulturelle Vorha-
ben, die einen Beitrag zur Entwicklung der Kultur- und
Kreativwirtschaft leisten. 2Es fördert insbesondere künstleri-
sche Vorhaben, die auf einen Transfer von Kreativ-Kompe-
tenzen zwischen Künstlerinnen oder Künstlern einerseits
und Kultur- und Kreativwirtschaft andererseits abzielen.

(2) Das Land fördert Vorhaben, die die Arbeitsbedingungen
von Kreativschaffenden sowie Künstlerinnen und Künstlern
strukturell verbessern, ihre unternehmerische Professionali-
sierung stärken oder ihre Vermarktungschancen in der Kul-
tur- und Kreativwirtschaft erhöhen.

§ 19

Breitenkultur

(1) Das Land fördert in Zusammenarbeit mit den die Brei-
tenkultur landesweit vertretenden Verbänden und den Land-
schaften und Landschaftsverbänden als Trägern der regio-
nalen Kulturförderung ehrenamtliche kulturelle Aktivitäten
sowie modellhafte Vorhaben, bei denen ehrenamtliche und
professionelle Künstlerinnen und Künstler zusammenarbeiten.

(2) Das Land fördert die Beratung, Fortbildung und Aner-
kennung ehrenamtlich tätiger Kulturschaffender unterschied-
licher Sparten. 

§ 20

Kultur und gesellschaftlicher Wandel
1Das Land entwickelt und realisiert spezielle Programme

der Kunst- und Kulturförderung zu gesellschaftlich bedeut-
samen Themen. 2Es fördert Vorhaben, die geeignet sind, einen
Beitrag zum gesellschaftlichen Diskurs und zur gesellschaft-
lichen Entwicklung zu leisten.

§ 21

Kultur und Strukturwandel
1Das Land fördert künstlerische und kulturelle Vorhaben,

die zur strukturellen Entwicklung Niedersachsens, insbe-
sondere zur Stadtentwicklung, Regionalentwicklung oder
zur wirtschaftlichen Entwicklung, insbesondere zur Entwick-
lung des Tourismus im nationalen oder internationalen
Standortwettbewerb, einen Beitrag leisten. 2Dies gilt auch
für Vorhaben im Rahmen der interkommunalen Zusammen-
arbeit. 3Das Land berücksichtigt bei seinen Förderungen
auch die Rolle der Kultureinrichtungen.

§ 22

Experimente

Das Land unterstützt in Einzelfällen experimentelle Kul-
turprojekte, auch wenn sie keinem der vorgenannten Hand-
lungsfelder zuzuordnen sind.

V i e r t e r  T e i l

Landeseigene Kulturaufgaben

§ 23

Aufgaben des Landes im föderalen Bundesstaat 
und im internationalen Kontext

1Das Land nimmt die kulturpolitischen Interessen des
Landes nach außen sowohl auf Bundes- als auch auf europä-
ischer und internationaler Ebene wahr. 2Es setzt sich insbe-
sondere in den zuständigen Gremien dafür ein, die recht-
lichen Rahmenbedingungen für die Kultur und die Kultur-
schaffenden weiterzuentwickeln und zu verbessern. 3Es be-
teiligt sich an den gemeinsam getragenen Kultureinrichtun-
gen im föderalen Bundesstaat.

§ 24

Einrichtungen und Beteiligungen des Landes

(1) Das Land unterhält die nachfolgend genannten Ein-
richtungen:

1. das Niedersächsische Landesarchiv mit seinen Aufgaben
nach dem Niedersächsischen Archivgesetz;

2. die Landesbibliotheken; sie vermitteln allgemeine und
wissenschaftliche Informationen, vorrangig für Bildung
und Forschung, -sie sammeln, bewahren und erschließen
Veröffentlichungen über das Land Niedersachsen und
pflegen das literarische und kulturelle Erbe der ehemali-
gen Länder Braunschweig, Hannover, Oldenburg und
Schaumburg-Lippe; sie digitalisieren, erhalten und erfor-
schen ihre historischen Sammlungen;

3. die Landesmuseen; sie sammeln, bewahren, erforschen und
repräsentieren das kulturelle und naturhistorische Erbe
Niedersachsens und tragen zur kulturellen und natur-
kundlichen Bildung sowie zur Stärkung der kulturellen
Identität des Landes bei; die Erforschung umfasst auch
die Provenienzforschung;

4. die Staatstheater; sie entwickeln und präsentieren als
Mehrspartentheater qualitativ hochwertige Produktionen
für alle Teile der Gesellschaft; -sie sind Orte des Aus-
tauschs und der Innovation und tragen maßgeblich zur
kulturellen und künstlerischen Bildung bei;

5. das Niedersächsische Landesamt für Denkmalpflege mit
seinen Aufgaben nach dem Niedersächsischen Denkmal-
schutzgesetz.

(2) Zur Erfüllung kultureller Aufgaben, die im Landesin-
teresse liegen, kann das Land Gesellschaften, Stiftungen und
sonstige Vereinigungen gründen und unterhalten oder sich
an solchen beteiligen; die §§ 65, 105 und 112 Abs. 2 der Nie-
dersächsischen Landeshaushaltsordnung bleiben unberührt.

§ 25

Kunst am Bau

Bei Baumaßnahmen des Landes können Leistungen zur
künstlerischen Ausgestaltung an bildende Künstlerinnen
und Künstler vergeben werden, soweit Zweck und Bedeu-
tung der Baumaßnahmen dieses rechtfertigen.

§ 26

Sonstige Aktivitäten des Landes

(1) Das Land kann zur Darstellung der Qualität und Viel-
falt des Kulturtourismus nach Niedersachsen sowie zur
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Stärkung desselben im In- und Ausland Werbe- und Marke-
tingmaßnahmen durchführen.

(2) Das Land kann über die in den §§ 23 bis 25 und in Ab-
satz 1 genannten Aufgaben hinausgehend eigene Kulturver-
anstaltungen und sonstige Maßnahmen im kulturellen Be-
reich durchführen, wenn sie im Interesse des Landes liegen.

F ü n f t e r  T e i l

Berichtswesen und Qualitätssicherung

§ 27

Kulturberichterstattung

(1) Zu Beginn jeder Legislaturperiode unterrichtet das Fach-
ministerium den Landtag über die kulturpolitischen Ziele
des Landes.

(2) Das Fachministerium legt dem Landtag jährlich einen
Kulturförderbericht vor, in dem die wesentlichen Förder-
maßnahmen der Kulturförderung des Landes in ihrer Ge-
samtheit und ihren Zusammenhängen dargestellt werden.

§ 28

Evaluation der Förderungen
1Das Land überprüft regelmäßig die Zweckmäßigkeit und

Wirksamkeit seiner Fördermaßnahmen. 2Es kann Förder-
nehmer im Rahmen der Förderung verpflichten, an Evaluati-
onsmaßnahmen nach Satz 1 in einer der jeweiligen Förde-
rung angemessenen Art und Weise mitzuwirken.

§ 29

Regelmäßiger Dialog über Ziele und Wirksamkeit 
der Kulturförderung des Landes

1In regelmäßigen Abständen soll ein Dialog mit den Kul-
turschaffenden und -verantwortlichen über die Ziele und die
Wirksamkeit der Kulturförderung des Landes stattfinden.
2Dieser Dialog soll zur stetigen Verbesserung der Wirksam-
keit der Kulturförderung beitragen.

S e c h s t e r  T e i l

Förderverfahren

§ 30

Förderverfahren

1Das Förderverfahren ist unter Beachtung der Grundsätze
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit möglichst unbüro-
kratisch und einfach zu gestalten. 2Es soll zugleich den best-

möglichen Einsatz der Fördermittel im Sinne der Zielset-
zungen des § 5 sicherstellen.

§ 31

Honoraruntergrenzen

1Bei allen Förderungen des Landes sind Honorarunter-
grenzen zu beachten, die von dem Fachministerium, den
kommunalen Spitzenverbänden und den jeweiligen Kultur-
fachverbänden erarbeitet werden. 2Bundesweite Empfehlun-
gen sind hierbei zu beachten. 3Das Nähere regelt eine Richt-
linie.

§ 32

Jurys und Sachverständige; Einrichtung 
einer Kulturkommission

(1) 1Das Fachministerium soll zur Entscheidungsfindung
bei der Verleihung von Auszeichnungen, Preisen und Sti-
pendien sowie zum Erwerb von Kunstwerken und sonstigen
bedeutsamen Kulturgütern Jurys oder externe Sachverstän-
dige hinzuziehen. 2Das gilt auch für Fördermaßnahmen im
Rahmen von Förderprogrammen des Landes, wenn für die
Entscheidungsfindung regelmäßig wiederkehrend eine Aus-
wahl aus einer Mehrzahl von Bewerbungen getroffen werden
muss. 3Die Jurys bestehen aus fachlich und wissenschaftlich
qualifizierten Mitgliedern. 4Sie sollen nach den Maßstäben
der Diversität und Geschlechtergerechtigkeit besetzt werden.
5Mitglieder der Jurys sollen auch Künstlerinnen und Künst-
ler sein. 6Es soll eine regelmäßige Rotation der Mitglieder si-
chergestellt werden.

(2) 1Es wird eine Kulturkommission eingerichtet. 2Diese
berät das Fachministerium zu allgemeinen Fragen der Kul-
turentwicklung. 3Die Kulturkommission setzt sich aus Ver-
treterinnen und Vertretern der Kulturfachverbände und der
Träger der regionalen Kulturförderung sowie weiteren Ver-
treterinnen und Vertretern aus Kultur und Wissenschaft zu-
sammen. 4Im Übrigen gilt für die Besetzung der Kultur-
kommission Absatz 1 Satz 4 entsprechend. 5Die Mitglieder
der Kulturkommission werden vom Fachministerium beru-
fen. 6Sie sind an Weisungen nicht gebunden.

S i e b t e r  T e i l

Schlussbestimmungen

§ 33

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft.

Hannover, den 28. Juni 2022

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen 

Abgeordnetengesetzes

Vom 29. Juni 2022

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

Artikel 1

Das Niedersächsische Abgeordnetengesetz in der Fassung
vom 20. Juni 2000 (Nds. GVBl. S. 129), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 11. November 2020 (Nds. GVBl. S. 393), wird
wie folgt geändert:

1. § 6 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird die Zahl „6 809,85“ durch die Zahl
„7 485,48“ ersetzt.

b) In Absatz 4 Satz 1 wird die Jahreszahl „2018“ durch
die Jahreszahl „2023“ ersetzt.

2. § 7 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Zahl „1 417“ durch die
Zahl „1 526,01“ ersetzt.

b) In Absatz 1 a Satz 1 wird die Jahreszahl „2018“ durch
die Jahreszahl „2023“ ersetzt.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 2022 in Kraft.

Hannover, den 29. Juni 2022

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften

Vom 29. Juni 2022

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Niedersächsischen Beamtengesetzes

Das Niedersächsische Beamtengesetz vom 25. März 2009
(Nds. GVBl. S. 72), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Ge-
setzes vom 23. März 2022 (Nds. GVBl. S. 218), wird wie folgt
geändert:

1. In § 5 Abs. 2 Nr. 2 werden nach dem Wort „Polizeiprä-
sidenten“ die Worte „sowie die Landesbeauftragten für
regionale Landesentwicklung“ eingefügt.

2. In § 78 Satz 2 Nr. 4 wird nach dem Wort „darf“ das Wort
„und“ durch ein Komma ersetzt und nach dem Wort
„kann“ werden ein Komma und die Worte „und unter
welchen Voraussetzungen ein Entgelt ausnahmsweise
nicht entrichtet werden muss“ eingefügt.

3. § 80 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Der Nummer 1 wird das Wort „und“ angefügt.

bb) In Nummer 2 wird das Wort „und“ durch einen
Punkt ersetzt.

cc) Nummer 3 wird gestrichen.

b) In Absatz 3 Satz 2 wird die Zahl „18 000“ durch die
Zahl „20 000“ ersetzt.

4. § 83 a wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „die Vollstreckung
erfolglos geblieben“ durch die Worte „dies zur
Vermeidung einer unbilligen Härte erforderlich“
ersetzt.

bb) Am Ende des Satzes 2 werden die Worte „oder
der Schmerzensgeldanspruch im Urkundenpro-
zess nach den §§ 592 bis 600 der Zivilprozess-
ordnung festgestellt worden ist“ eingefügt.

b) Es wird der folgende neue Absatz 2 eingefügt:

„(2) Eine unbillige Härte im Sinne des Absatzes 1
Satz 1 liegt insbesondere vor, soweit ein Vollstreckungs-
versuch

1. erfolglos geblieben ist oder voraussichtlich erfolg-
los bleiben wird oder

2. aufgrund eines Insolvenzverfahrens über das Ver-
mögen der Schädigerin oder des Schädigers nicht
innerhalb eines Jahres nach Erlangung des Voll-
streckungstitels durchgeführt werden kann.“

c) Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden Absätze 3 bis 5.

d) Der neue Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „unter Nachweis des
Vollstreckungsversuchs“ gestrichen.

bb) Es wird der folgende neue Satz 2 eingefügt:

„2Die Umstände, die eine unbillige Härte begrün-
den, sind nachzuweisen; dies gilt nicht, soweit
diese Umstände dem Dienstherrn bereits bekannt
sind oder nur von ihm ermittelt werden können.“

cc) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

e) Es wird der folgende Absatz 6 angefügt:

„(6) 1Hat der Dienstherr wegen eines tätlichen rechts-
widrigen Angriffs im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 einen
Vollstreckungstitel über einen nach § 52 übergegan-

genen Anspruch auf Schadensersatz erlangt und hat
die Beamtin oder der Beamte wegen desselben An-
griffs einen Vollstreckungstitel über einen Anspruch
auf Schmerzensgeld über einen Betrag von mindes-
tens 250 Euro gegen denselben Dritten erlangt, so kann
der Dienstherr auf Antrag der Beamtin oder des Be-
amten die Erfüllung des Anspruchs auf Schmerzens-
geld übernehmen, auch soweit dies nicht zur Vermei-
dung einer unbilligen Härte erforderlich ist. 2Ab-
satz 1 Satz 2, die Absätze 3 und 4 Satz 1 und Ab-
satz 5 gelten entsprechend. 3Der Vollstreckungstitel,
den die Beamtin oder der Beamte erlangt hat, ist dem
Antrag beizufügen.“

5. In § 89 Satz 5 werden das Wort „Beihilfeunterlagen“
durch die Worte „Unterlagen über Beihilfe“ ersetzt so-
wie nach dem Klammerzusatz „(BGBl. I S. 2262, 2275)“
ein Komma und die Worte „zuletzt geändert durch Arti-
kel 7 des Gesetzes vom 9. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2870),
in der jeweils geltenden Fassung“ eingefügt.

6. § 91 erhält folgende Fassung:

„§ 91

Auskunft und Akteneinsicht

(1) 1Neben dem Anspruch der Beamtinnen und Beam-
ten auf Auskunft nach Artikel 15 der Datenschutz-Grund-
verordnung über sie betreffende personenbezogene Daten,
die für ihr Dienstverhältnis verarbeitet werden und in
ihrer Personalakte oder anderen Akten enthalten sind,
besteht auch ein Anspruch auf Gewährung von Einsicht
in solche Akten. 2Einsicht wird nicht gewährt in andere
Akten, in denen die Daten der Beamtin oder des Beam-
ten mit Daten Dritter oder geheimhaltungsbedürftigen
nicht personenbezogenen Daten derart verbunden sind,
dass ihre Trennung nicht oder nur mit unverhältnismä-
ßig großem Aufwand möglich ist. 3Die aktenführende
Behörde bestimmt, wo die Einsicht gewährt wird. 4Der
Anspruch auf Auskunft und der Anspruch auf Akten-
einsicht bestehen auch nach Beendigung des Beamten-
verhältnisses.

(2) Bevollmächtigten der Beamtinnen und Beamten ist
Einsicht in Akten nach Absatz 1 Satz 1 zu gewähren oder
Auskunft aus solchen Akten zu erteilen, soweit dienst-
liche Gründe nicht entgegenstehen.

(3) 1Hinterbliebenen und deren Bevollmächtigten ist
Einsicht in Akten nach Absatz 1 Satz 1 der früheren Be-
amtin oder des früheren Beamten zu gewähren oder
Auskunft aus solchen Akten zu erteilen, soweit ein be-
rechtigtes Interesse glaubhaft gemacht wird und dienst-
liche Gründe nicht entgegenstehen. 2Sie erhalten auf
Verlangen eine Kopie aus der Akte.“

7. § 94 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Unterlagen über Beihilfe, Heilfürsorge, Heilver-
fahren, Reise- und Umzugskostenvergütungen sowie
Trennungsgeld sind zehn Jahre, Unterlagen über Unter-
stützungen und Erkrankungen fünf Jahre und Unterla-
gen über Erholungsurlaub drei Jahre nach Ablauf des
Jahres, in dem die Bearbeitung des einzelnen Vorgangs
abgeschlossen wurde, aufzubewahren. 2Falls Unterlagen
über Beihilfe, Heilfürsorge oder Heilverfahren, aus denen
die Art einer Erkrankung ersichtlich ist, nicht in elektro-
nischer Form gespeichert werden, so sind sie

1. unverzüglich zurückzugeben oder zu vernichten,
wenn sie für den Zweck, zu dem sie vorgelegt worden
sind, nicht mehr benötigt werden, oder,
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2. falls sie auch zur Durchführung des Verfahrens nach
dem Gesetz über Rabatte für Arzneimittel gespeichert
werden (§ 89 Satz 5 oder 6), unverzüglich nach Ab-
schluss dieses Verfahrens zu vernichten.

3Falls Unterlagen nach Satz 2 in elektronischer Form ge-
speichert werden, so sind die in Papierform eingereich-
ten Unterlagen nach der elektronischen Speicherung
unverzüglich zu vernichten. 4Personenbezogene Daten
in Unterlagen nach Satz 2, die in elektronischer Form
gespeichert wurden und die Art einer Erkrankung er-
kennen lassen, sind ab dem Zeitpunkt, zu dem die Un-
terlagen nach Satz 2 zurückzugeben oder zu vernichten
wären, in der Verarbeitung einzuschränken und nach
Ablauf der in Satz 1 genannten Frist zu löschen. 5Zur
Prüfung eines Anspruchs auf Gewährung von Beihilfe,
Heilfürsorge oder Leistungen aus Anlass eines Heilver-
fahrens ist ein automatisierter Datenabgleich mit den
nach Satz 4 in der Verarbeitung eingeschränkten Daten
zulässig. 6Darüber hinaus ist eine erneute, auch nicht
automatisierte, Verarbeitung von nach Satz 4 in der Ver-
arbeitung eingeschränkten Daten zulässig, wenn sich
aus dem automatisierten Datenabgleich nach Satz 5 be-
rechtigte Zweifel an der Rechtmäßigkeit der Gewährung
ergeben oder die Verarbeitung der Vorbereitung der
Geltendmachung eines Erstattungsanspruchs dient.“

8. § 95 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

„(4) In Angelegenheiten, die die Beihilfe, die Heilfür-
sorge, das Heilverfahren, die Reisekostenvergütung, die
Umzugskostenvergütung oder das Trennungsgeld be-
treffen, darf eine Entscheidung nur dann ausschließlich
auf einer automatisierten Verarbeitung von personenbe-
zogenen Daten beruhen, wenn damit einem Antrag der
Beamtin oder des Beamten vollständig entsprochen wird.“

9. Nach § 108 werden die folgenden §§ 108 a und 108 b
eingefügt:

„§ 108 a

Verfahren zur Feststellung der persönlichen 
Eignung bei Bewerberinnen und Bewerbern 

im Bereich der Polizei

(1) 1Vor Einstellung in ein Beamtenverhältnis in einer
Laufbahn der Fachrichtung Polizei ersucht die für die
Einstellung zuständige Stelle zur Feststellung der per-
sönlichen Eignung der Bewerberin oder des Bewerbers 

1. die Verfassungsschutzbehörde um Auskunft, ob und
gegebenenfalls welche Erkenntnisse zu der Bewerbe-
rin oder dem Bewerber vorliegen, die Zweifel daran
begründen können, dass sie oder er die Gewähr dafür
bietet, jederzeit für die freiheitliche demokratische
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes einzu-
treten,

2. das Landeskriminalamt um Auskunft, ob und gege-
benenfalls welche Erkenntnisse über gegen die Be-
werberin oder den Bewerber als Beschuldigte oder
als Beschuldigten geführte Strafverfahren oder straf-
rechtliche Ermittlungsverfahren oder Erkenntnisse
über Störungen der öffentlichen Sicherheit durch
die Bewerberin oder den Bewerber vorliegen,

3. die für die Wohnsitze der Bewerberin oder des Be-
werbers während der letzten fünf Jahre zuständigen
Polizeidienststellen des Landes oder die entsprechen-
den Stellen eines anderen Landes um Auskunft, ob
und gegebenenfalls welche 

a) Erkenntnisse über gegen die Bewerberin oder den
Bewerber als Beschuldigte oder als Beschuldigten
geführte Strafverfahren oder strafrechtliche Ermitt-
lungsverfahren,

b) Erkenntnisse über von der Polizei gegen die Be-
werberin oder den Bewerber als Betroffene oder
Betroffenen geführte Bußgeldverfahren,

c) Erkenntnisse über gegen die Bewerberin oder den
Bewerber gerichtete polizeiliche Maßnahmen der
Gefahrenabwehr oder

d) sonstige Erkenntnisse über Störungen der öffentli-
chen Sicherheit durch die Bewerberin oder den Be-
werber

vorliegen und 

4. im Fall von Erkenntnissen über Strafverfahren oder
strafrechtliche Ermittlungsverfahren die zuständige
Staatsanwaltschaft und gegebenenfalls das zuständige
Gericht um Einsichtnahme in die staatsanwaltschaft-
lichen Akten und gegebenenfalls die Gerichtsakten,
soweit die Erheblichkeit des Verfahrens für die Prü-
fung der persönlichen Eignung der Bewerberin oder
des Bewerbers nicht anhand bereits vorliegender Er-
kenntnisse abschließend festgestellt werden kann,

falls die Bewerberin oder der Bewerber nicht bereits aus
einem anderen Grund als dem etwaigen Fehlen der per-
sönlichen Eignung abgelehnt werden soll. 2Für die Fest-
stellung hat die für die Einstellung zuständige Stelle
außerdem eine Abfrage zu Erkenntnissen der in Satz 1
Nrn. 2 und 3 genannten Art aus den Vorgangsbearbei-
tungs- und Informationssystemen der Polizei Niedersach-
sen und dem polizeilichen Informationsverbund zwischen
Bund und Ländern durchzuführen oder eine Polizeibe-
hörde darum zu ersuchen. 3Die für die Einstellung zustän-
dige Stelle darf Familienname, Vornamen, Geburtsname
und sonstige Namen, Geschlecht, Geburtsdatum, Geburts-
ort, Staatsangehörigkeit, Wohnsitz und Angaben zu einem
Identitätsdokument der Bewerberin oder des Bewerbers
für die Ersuchen an die ersuchten Stellen übermitteln
und für eigene Abfragen nach Satz 2 verwenden. 4Die
ersuchten Stellen sind befugt, der für die Einstellung
zuständigen Stelle

1. nach Maßgabe der für sie jeweils geltenden Rechts-
vorschriften die Auskünfte nach Satz 1 Nrn. 1 bis 3
zu erteilen und die Einsichtnahme in die Akten nach
Satz 1 Nr. 4 zu gewähren und

2. das Ergebnis einer Abfrage nach Satz 2 mitzuteilen.
5Die für die Einstellung zuständige Stelle unterrichtet die
Bewerberin oder den Bewerber über die beabsichtigte
Datenverarbeitung nach den Sätzen 1 bis 4 sowie über
den Umfang und die Dauer der anschließenden Daten-
verarbeitung.

(2) 1Die für die Einstellung zuständige Stelle hat die
nach Absatz 1 erhobenen Daten gesondert von den übri-
gen für die Durchführung des Einstellungsverfahrens
erforderlichen Daten und gesondert von der Personalakte
aufzubewahren. 2Jeder Zugriff auf die Daten ist zu proto-
kollieren. 3Die Regelungen des § 50 BeamtStG sowie der
§§ 88 und 90 bis 92 sind entsprechend anzuwenden.
4Nach der Einstellung sind die Daten in eine Teilakte
der Personalakte aufzunehmen. 5Die Teilakte ist nach
einer Beendigung des Beamtenverhältnisses während
der Probezeit unverzüglich, spätestens nach Ablauf der
Probezeit, zu vernichten. 6Die Daten von Bewerberin-
nen und Bewerbern, die nicht eingestellt wurden, sind
unverzüglich nach Beendigung des Bewerbungsverfah-
rens zu löschen, spätestens mit Eintritt der Unanfecht-
barkeit eines ablehnenden Bescheids.

(3) Absatz 1 Satz 1 Nrn. 2 bis 4 und Sätze 2 bis 5 und
Absatz 2 gelten entsprechend für die Einstellung in ein
Beamtenverhältnis einer anderen Laufbahn bei einer
Polizeibehörde oder der Polizeiakademie Niedersachsen,
wenn diese Behörde Einstellungsbehörde ist.

(4) Die Regelungen des Niedersächsischen Sicherheits-
überprüfungsgesetzes bleiben unberührt.

(5) 1Vor der Einstellung in ein Beamtenverhältnis in
eine Laufbahn der Fachrichtung Polizei ist durch eine
Ärztin oder einen Arzt zu dokumentieren, ob und gege-
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benenfalls welche unveränderlichen Merkmale des Er-
scheinungsbilds die Bewerberin oder der Bewerber
aufweist, die nicht die gesundheitliche Eignung betref-
fen, aber der Berufung in ein Beamtenverhältnis entge-
genstehen können (§ 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2
BeamtStG). 2Merkmale, die bei der gewöhnlichen Aus-
übung des Dienstes nicht sichtbar sind, sind nicht zu
dokumentieren, wenn sie aufgrund ihres Inhalts oder
ihrer Bedeutung offensichtlich nicht geeignet sind, Zwei-
fel an der persönlichen Eignung der Bewerberin oder des
Bewerbers hervorzurufen. 3Die Ärztin oder der Arzt über-
mittelt die Dokumentation nach den Sätzen 1 und 2 an
die für die Einstellung zuständige Stelle. 4§ 45 Abs. 1,
Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 gilt entsprechend. 5Die für die
Einstellung zuständige Stelle stellt auf der Grundlage
der ärztlichen Dokumentation fest, ob die unveränderli-
chen Merkmale der Bewerberin oder des Bewerbers der
Berufung in ein Beamtenverhältnis entgegenstehen.

§ 108 b

Erscheinungsbild von Polizeivollzugsbeamtinnen 
und Polizeivollzugsbeamten

Das für Inneres zuständige Ministerium wird ermäch-
tigt, für Beamtinnen und Beamte in einer Laufbahn der
Fachrichtung Polizei (Polizeivollzugsbeamtinnen und
Polizeivollzugsbeamte) durch Verordnung die Einzelhei-
ten nach § 34 Abs. 2 Sätze 2 bis 4 BeamtStG zu regeln.“

10. § 109 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Eine Polizeivollzugsbeamtin oder ein Polizeivoll-
zugsbeamter erreicht die Altersgrenze mit Vollendung des
62. Lebensjahres.“

11. § 119 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt geändert:

a) Es wird die folgende neue Nummer 3 eingefügt:

„3. Zeiten der Tätigkeit in einem Bundesfreiwilligen-
dienst bis zur Dauer von einem Jahr,“.

b) Die bisherigen Nummern 3 und 4 werden Nummern 4
und 5.

Artikel 2

Änderung des Niedersächsischen Disziplinargesetzes

§ 3 des Niedersächsischen Disziplinargesetzes vom 13. Ok-
tober 2005 (Nds. GVBl. S. 296), zuletzt geändert durch Arti-
kel 23 des Gesetzes vom 16. Mai 2018 (Nds. GVBl. S. 66),
erhält folgende Fassung:

„§ 3

Anwendung bundesrechtlicher Vorschriften

Die Rechtsvorschriften des Bundes, auf die in diesem Ge-
setz verwiesen wird, gelten in der folgenden Fassung:

1. Gerichtskostengesetz in der Fassung vom 27. Februar 2014
(BGBl. I S. 154), zuletzt geändert durch Artikel 16 des Ge-
setzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2099);

2. Viertes Buch des Sozialgesetzbuchs in der Fassung vom
12. November 2009 (BGBl. I S. 3710, 3973; 2011 I S. 363),
zuletzt geändert durch Artikel 13 des Gesetzes vom 10. De-
zember 2021 (BGBl. I S. 5162);

3. Strafprozessordnung (StPO) in der Fassung vom 7. April
1987 (BGBl. I S. 1074, 1319), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 25. März 2022 (BGBl. I S. 571);

4. Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung vom
19. März 1991 (BGBl. I S. 686), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 8. Oktober 2021 (BGBl. I S. 4650);

5. Wehrpflichtgesetz in der Fassung vom 15. August 2011
(BGBl. I S. 1730), zuletzt geändert durch Artikel 12 des
Gesetzes vom 28. Juni 2021 (BGBl. I S. 2250).“

Artikel 3

Änderung des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes

Das Niedersächsische Datenschutzgesetz vom 16. Mai 2018
(Nds. GVBl. S. 66) wird wie folgt geändert:

1. § 12 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird nach dem Wort „Beamtengesetzes“
der Klammerzusatz „(NBG)“ eingefügt.

b) Es wird der folgende Absatz 3 angefügt:

„(3) 1§ 108 a Abs. 1 Satz 1 Nrn. 2 bis 4 und Sätze 2
bis 5 und Abs. 2 NBG ist für alle Bewerberinnen und
Bewerber um ein Arbeits-, Ausbildungs- oder Prakti-
kantenverhältnis bei einer Polizeibehörde oder der
Polizeiakademie Niedersachsen entsprechend anzu-
wenden, wenn diese Behörde Einstellungsbehörde ist.
2Die Regelungen des Niedersächsischen Sicherheits-
überprüfungsgesetzes bleiben unberührt.“

2. In § 18 Abs. 4 Satz 2 werden die Worte „des Niedersäch-
sischen Beamtengesetzes“ durch die Angabe „NBG“ er-
setzt.

Artikel 4

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 tritt Artikel 1 Nr. 3 mit Wir-
kung vom 1. Januar 2022 in Kraft.

Hannover, den 29. Juni 2022

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
zur Änderung des 

Niedersächsischen Rettungsdienstgesetzes

Vom 29. Juni 2022

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Niedersächsische Rettungsdienstgesetz in der Fassung
vom 2. Oktober 2007 (Nds. GVBl. S. 473), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 16. März 2021 (Nds. GVBl. S. 132), wird
wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die bisherige Nummer 1 wird durch die folgenden
neuen Nummern 1 und 2 ersetzt:

„1. bei lebensbedrohlich Verletzten oder Erkrankten
unverzüglich die erforderlichen medizinischen
Maßnahmen am Einsatzort durchzuführen, die
Transportfähigkeit dieser Personen herzustellen
und sie erforderlichenfalls unter fachgerechter
Betreuung mit dafür ausgestatteten Rettungsmit-
teln in eine für die weitere Versorgung geeignete
Behandlungseinrichtung zu befördern (Notfall-
rettung), wobei dies auch die Bewältigung von
Notfallereignissen mit einer größeren Anzahl von
Verletzten oder Kranken einschließt (Großscha-
densereignis), soweit nicht der Eintritt des Katas-
trophenfalls festgestellt wird,

2. bei sonstigen Verletzten oder Erkrankten, bei denen
medizinische Maßnahmen notwendig werden
könnten, diese in kurzer Zeit am Einsatzort durch-
zuführen, die Transportfähigkeit dieser Personen
herzustellen und sie erforderlichenfalls unter fach-
gerechter Betreuung mit dafür ausgestatteten Ret-
tungsmitteln in eine für die weitere Versorgung

geeignete Behandlungseinrichtung zu befördern
(Notfalltransport),“.

b) Die bisherigen Nummern 2 und 3 werden Nummern 3
und 4. 

2. § 10 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Krankenkraftwagen und Notarzteinsatzfahrzeuge
sind im Einsatz in der Regel mit mindestens zwei Perso-
nen zu besetzen. 2Das Notarzteinsatzfahrzeug ist neben
einer Notärztin oder einem Notarzt in der Regel mit einer
Person zu besetzen, die mindestens zum Führen der Be-
rufsbezeichnung ‚Rettungsassistentin‘ oder ‚Rettungsassis-
tent‘ berechtigt ist. 3Der Rettungswagen ist in der Regel
mit einer Person zu besetzen, die mindestens zum Führen
der Berufsbezeichnung ‚Notfallsanitäterin‘ oder ‚Notfall-
sanitäter‘ berechtigt ist. 4Bis zum 31. Dezember 2023 kann
anstelle einer Person nach Satz 3 eine Person eingesetzt
werden, die zum Führen der Berufsbezeichnung ‚Rettungs-
assistentin‘ oder ‚Rettungsassistent‘ berechtigt ist. 5Der
Notfallkrankenwagen ist mindestens mit einer Rettungs-
sanitäterin oder einem Rettungssanitäter zu besetzen, die
oder der die notwendige Einsatzerfahrung (mindestens
100 Notfallrettungseinsätze) vorweist. 6Beim qualifizierten
Krankentransport ist der Krankentransportwagen in der
Regel mindestens mit einer Rettungssanitäterin oder einem
Rettungssanitäter zu besetzen.“

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 29. Juni 2022

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
über Grundstücksgeschäfte im Bereich der Landwirtschaft (NGrdstLwG)

Vom 29. Juni 2022

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

Genehmigung nach dem Grundstückverkehrsgesetz 
und Auflage

(1) 1Die Veräußerung von Grundstücken, die

1. kleiner als 0,5 Hektar sind oder

2. kleiner als 1 Hektar sind und

a) von einer Kommune oder einem kommunalen Zweck-
verband oder

b) von einer anerkannten Naturschutzvereinigung für
ein konkretes Naturschutzprojekt, das in absehbarer
Zeit verwirklicht werden soll,

erworben werden,

bedarf keiner Genehmigung nach § 2 Abs. 1 und 2 des Grund-
stückverkehrsgesetzes (GrdstVG) in der im Bundesgesetzblatt
Teil III, Gliederungsnummer 7810-1, veröffentlichten berei-
nigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 108 des Ge-
setzes vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2586). 2Die Größe
von Grundstücken errechnet sich dabei unter Einschluss
von Grundstücken, die gleichzeitig veräußert werden oder
innerhalb von drei Jahren vor der Veräußerung aus dem im
Zuständigkeitsbereich derselben Genehmigungsbehörde ge-
legenen Grundeigentum der veräußernden Person genehmi-
gungsfrei nach Satz 1 oder bis zum 31. August 2022 nach § 1
des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes zum Grundstücks-
verkehrsgesetz vom 11. Februar 1970 (Nds. GVBl. S. 30), ge-
ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 5. November 2004
(Nds. GVBl. S. 412), veräußert wurden. 3Die veräußernde Per-
son ist gegenüber der Genehmigungsbehörde zur Mitwirkung
verpflichtet und hat alle maßgeblichen Umstände offenzulegen.

(2) 1Der Erwerberin oder dem Erwerber, die oder der kon-
kret beabsichtigt, in absehbarer Zeit eine leistungsfähige Land-
wirtschaft aufzunehmen, dafür bereits entsprechende Vor-
kehrungen getroffen hat und der oder dem nach den §§ 9 und 10
GrdstVG keine Auflage gemacht werden darf, kann bei Ertei-
lung der Genehmigung nach § 2 Abs. 1 und 2 GrdstVG die
Auflage gemacht werden, das erworbene Grundstück inner-
halb einer zu bestimmenden Frist ganz oder zum Teil zu an-
gemessenen Bedingungen an eine Landwirtin, einen Land-
wirt oder an ein von der Siedlungsbehörde zu bezeichnen-
des Siedlungsunternehmen zu veräußern, wenn die Erwer-
berin oder der Erwerber eine leistungsfähige Landwirtschaft
unter Einbeziehung des Grundstücks nicht aufnimmt. 2§ 2
Abs. 3 Nr. 3 GrdstVG wird durch Satz 1 ersetzt. 3§ 10 Abs. 2
und § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, Sätze 2 und 3 sowie Abs. 2
GrdstVG gelten entsprechend.

§ 2

Anzeige nach dem Landpachtverkehrsgesetz

Von der Anzeigepflicht nach § 2 des Landpachtverkehrs-
gesetzes vom 8. November 1985 (BGBl. I S. 2075), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 13. April 2006
(BGBl. I S. 855), sind Landpachtverträge über landwirtschaft-

liche Grundstücke ausgenommen, die kleiner als 0,5 Hektar
sind.

§ 3

Siedlungsrechtliches Vorkaufsrecht 

(1) 1Dem Vorkaufsrecht nach § 4 Abs. 1 des Reichssied-
lungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 2331-1, veröffentlichten bereinigten Fassung,
zuletzt geändert durch Artikel 8 Abs. 2 des Gesetzes vom
29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2355), unterliegen Grundstücke ab
einer Mindestgröße von 0,5 Hektar sowie Grundstücke, de-
ren Veräußerung nach § 1 Abs. 1 Satz 2 der Genehmigung
bedarf, soweit sie eine wirtschaftliche Einheit bilden. 2§ 4
Abs. 4 des Reichssiedlungsgesetzes wird durch Satz 1 ersetzt.

(2) 1Das gemeinnützige Siedlungsunternehmen hat auch
dann ein Vorkaufsrecht, wenn im Zeitpunkt der Ausübung
des Vorkaufsrechts

1. die Genehmigung nach § 9 GrdstVG nach Auffassung der
Genehmigungsbehörde nicht versagt werden darf, weil
weder eine Landwirtin noch ein Landwirt bereit und in
der Lage ist, das Grundstück zu den Bedingungen des
Kaufvertrages zu erwerben,

2. die Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 des Reichssiedlungs-
gesetzes und Absatz 1 im Übrigen erfüllt sind und

3. das veräußerte Grundstück von generellem agrarstruktu-
rellem Interesse ist, insbesondere wegen seiner Art, Lage
und Beschaffenheit.

2Im Übrigen gelten die Vorschriften des Reichssiedlungsge-
setzes sowie die §§ 12 und 21 GrdstVG für das Vorkaufs-
recht nach Satz 1 entsprechend. 3Die Grundstücke hält das
Siedlungsunternehmen zur Weiterverwertung an Landwir-
tinnen oder Landwirte. 

(3) § 4 des Reichssiedlungsgesetzes bleibt im Übrigen un-
berührt.

§ 4

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. September 2022 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:

1. das Niedersächsische Ausführungsgesetz zum Grund-
stücksverkehrsgesetz vom 11. Februar 1970 (Nds. GVBl.
S. 30), geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 5. No-
vember 2004 (Nds. GVBl. S. 412),

2. die Verordnung zur Durchführung des Landpachtverkehrs-
gesetzes und zur Bereinigung des Siedlungsrechts vom
3. Juli 2006 (Nds. GVBl. S. 246) und

3. das Gesetz, die Verwerthung der Forstnutzungen aus den
Staatswaldungen betreffend vom 28. Juni 1865 in der
Fassung des § 1 des Gesetzes vom 6. Juni 1873 (Nds. GVBl.
Sb. III S. 564).

Hannover, den 29. Juni 2022

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen 
Katastrophenschutzgesetzes und des 

Niedersächsischen Brandschutzgesetzes

Vom 29. Juni 2022

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Niedersächsischen 
Katastrophenschutzgesetzes

Das Niedersächsische Katastrophenschutzgesetz in der Fas-
sung vom 14. Februar 2002 (Nds. GVBl. S. 73), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 23. März 2022 (Nds.
GVBl. S. 192), wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 erhält der Klammerzusatz folgende Fas-
sung:

„(untere Katastrophenschutzbehörden)“.

bb) Es werden die folgenden Sätze 3 und 4 angefügt:

„3Obere Katastrophenschutzbehörde ist das Nie-
dersächsische Landesamt für Brand- und Kata-
strophenschutz. 4Oberste Katastrophenschutz-
behörde ist das für Inneres zuständige Ministe-
rium.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „Das für Inneres zu-
ständige Ministerium“ durch die Worte „Die
oberste Katastrophenschutzbehörde“ und die
Worte „Landkreise und kreisfreie Städte“ durch
die Worte „untere Katastrophenschutzbehörden“
ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „Es“ durch das Wort
„Sie“ ersetzt und nach dem Wort „Fall“ wird das
Wort „untere“ eingefügt. 

  2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die obere Katastrophenschutzbehörde führt die
Fachaufsicht über die unteren Katastrophenschutz-
behörden.“

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „das für Inneres
zuständige Ministerium“ durch die Worte „die oberste
Katastrophenschutzbehörde“ ersetzt. 

  3. Nach § 4 wird der folgende § 4 a eingefügt: 

„§ 4 a

Mitwirkung der Krankenhäuser

Krankenhäuser, die an der Notfallversorgung teilneh-
men, wirken nach § 19 des Niedersächsischen Kranken-
hausgesetzes im Katastrophenschutz mit.“

  4. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und wie folgt ge-
ändert:

Nach dem Wort „Die“ wird das Wort „untere“ einge-
fügt.

b) Es wird der folgende Satz 2 angefügt: 

„2Sie berücksichtigt dabei die von den in ihrem Be-
zirk liegenden Gemeinden und Samtgemeinden im
Rahmen ihrer Aufgabenstellung getroffenen Maß-
nahmen.“

  5. Nach § 5 wird der folgende § 5 a eingefügt:

„§ 5 a

Kritische Infrastrukturen

(1) Kritische Infrastrukturen im Sinne dieses Gesetzes
sind 

1. Einrichtungen, Anlagen oder Teile davon, die Kriti-
sche Infrastrukturen im Sinne des § 2 Abs. 10 des
BSI-Gesetzes (BSIG) in Verbindung mit der Verord-
nung zur Bestimmung Kritischer Infrastrukturen
nach dem BSI-Gesetz sind, sowie

2. Organisationen und Einrichtungen mit wichtiger Be-
deutung für das Gemeinwesen, bei deren Ausfall
oder Beeinträchtigung nachhaltig wirkende Versor-
gungs- oder Entsorgungsengpässe oder erhebliche
Störungen der öffentlichen Sicherheit eintreten, wenn
sie auf Grundlage einer nach Absatz 5 erlassenen Ver-
ordnung als Kritische Infrastrukturen eingestuft sind.

(2) 1Betreiber Kritischer Infrastrukturen sind verpflich-
tet, zur Katastrophenvorsorge eine Notfallplanung auf-
zustellen. 2Sie haben insbesondere

1. organisatorische und technische Vorkehrungen zur
Vermeidung eines Ausfalls oder einer Beeinträchti-
gung der von ihnen betriebenen Kritischen Infra-
struktur zu treffen, soweit der dafür erforderliche
Aufwand nicht außer Verhältnis zu den Folgen eines
Ausfalls oder einer Beeinträchtigung dieser Kriti-
schen Infrastruktur steht,

2. der unteren Katastrophenschutzbehörde, in deren
Bezirk der Standort der von ihnen betriebenen Kriti-
schen Infrastruktur liegt, eine Kontaktstelle zu be-
nennen und Auskunft über die gemäß Nummer 1
getroffenen Vorkehrungen zu erteilen und

3. dem zuständigen Fachministerium eine Kontaktstelle
zu benennen, jede Änderung der Notfallplanung
mitzuteilen und auf Anforderung die Notfallplanung
zu übermitteln.

3Das für Inneres zuständige Ministerium wird ermäch-
tigt, durch Verordnung im Einvernehmen mit den Fach-
ministerien, die für die von der Verordnung erfassten
Kritischen Infrastrukturen zuständig sind, die Anforde-
rungen an die Notfallplanung nach Satz 2 Nrn. 1 bis 3
näher zu regeln.

(3) Die Fachministerien treffen unbeschadet ihrer üb-
rigen Aufgaben und Verpflichtungen die erforderlichen
Vorbereitungsmaßnahmen für die Steuerung und Koor-
dinierung der Aufrechterhaltung der Versorgungsleis-
tungen bei einem Ausfall Kritischer Infrastrukturen. 

(4) 1Bei der obersten Katastrophenschutzbehörde wird
eine koordinierende Stelle für Kritische Infrastrukturen
gebildet. 2Die koordinierende Stelle erfasst die nach
§ 8 b Abs. 3 BSIG registrierten und die nach Absatz 6
Satz 4 gemeldeten Kritischen Infrastrukturen. 3Sie koor-
diniert die ressortübergreifende Arbeit im Bereich Kriti-
sche Infrastrukturen und unterstützt die Fachministe-
rien bei ihren Aufgaben.

(5) 1Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Ver-
ordnung die Kriterien zur Bestimmung Kritischer Infra-
strukturen näher zu regeln, insbesondere branchenspe-
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zifische, für die Bedeutung für das Gemeinwesen maß-
gebliche Schwellenwerte festzulegen. 2Durch Verordnung
der Landesregierung kann auch geregelt werden, dass
Organisationen und Einrichtungen, die die Kriterien der
Verordnung nach Satz 1 erfüllen, dies anzuzeigen ha-
ben; die Verordnung trifft in diesem Fall auch nähere
Bestimmungen über das Anzeigeverfahren. 

(6) 1Organisationen und Einrichtungen, die die Krite-
rien einer Verordnung nach Absatz 5 Satz 1 erfüllen,
werden von der zuständigen Behörde von Amts wegen
eingestuft. 2Die Einstufung erfolgt für die Dauer von
höchstens drei Jahren. 3Eine Einstufung kann auf ihren
Antrag auch für Organisationen und Einrichtungen mit
großer Bedeutung für das Gemeinwesen erfolgen, die
die Kriterien zur Einstufung nicht erfüllen, bei deren
Ausfall oder Beeinträchtigung Folgen eintreten, die den
in Absatz 1 Nr. 2 genannten vergleichbar sind; in die-
sem Fall gelten sie als Kritische Infrastrukturen im Sin-
ne dieses Gesetzes. 4Die zuständige Behörde meldet der
koordinierenden Stelle für Kritische Infrastrukturen die
von ihr eingestuften Organisationen und Einrichtungen.“

  6. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Der Überschrift werden die Worte „und 
Landeskatastrophenschutzstab“ angefügt.

b) In Absatz 1 Satz 1 wird nach dem Wort „der“ das
Wort „unteren“ eingefügt.

c) In Absatz 2 wird nach dem Wort „die“ das Wort „un-
tere“ eingefügt. 

d) Es wird der folgende Absatz 3 angefügt:

„(3) 1Bei der obersten Katastrophenschutzbehörde
wird ein Landeskatastrophenschutzstab gebildet. 2Die
Staatssekretärin oder der Staatsekretär der obersten
Katastrophenschutzbehörde beruft die Mitglieder,
beruft den Landeskatastrophenschutzstab ein und
leitet ihn. 3Die obere Katastrophenschutzbehörde
unterstützt den Landeskatastrophenschutzstab.“

  7. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und wie folgt
geändert:

Nach dem Wort „Die“ wird das Wort „untere“
eingefügt. 

bb) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Sie berücksichtigt dabei die von den Gemein-
den und Samtgemeinden im Rahmen ihrer Auf-
gabenstellung ermittelten Gefahren.“

b) Es wird der folgende neue Absatz 2 eingefügt:

„(2) 1Die oberste Katastrophenschutzbehörde oder
eine von ihr bestimmte Landesbehörde beobachtet
ständig die aktuelle Lage und die drohenden Kata-
strophengefahren. 2Die oberste Katastrophenschutz-
behörde analysiert und bewertet fortlaufend die Ri-
siken, die zu einem Ereignis von landesweiter Trag-
weite (§ 27 a) führen können. 3Sie erstellt ein lan-
desweites Sicherheitslagebild und schreibt dieses
fort. 4Das Sicherheitslagebild enthält eine Beschrei-
bung und vergleichende Bewertung der in Satz 2 ge-
nannten Risiken und formuliert Empfehlungen, die
der Vermeidung dieser Risiken und der Vorberei-
tung der Bekämpfung von Katastrophen und außer-
gewöhnlichen Ereignissen von landesweiter Trag-
weite dienen. 5Die Zuständigkeiten der Fachministe-
rien bleiben von den Sätzen 1 bis 4 unberührt.“

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und wie folgt
geändert:

Das Wort „Eigentümer“ wird durch die Worte „Eigen-
tümerinnen, Eigentümer, Besitzerinnen“ ersetzt.

  8. § 8 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird nach dem Wort „Die“ das
Wort „untere“ eingefügt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird nach dem Wort „Benachbarte“
das Wort „untere“ eingefügt.

  9. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und wie folgt
geändert:

Nach dem Wort „Die“ wird das Wort „untere“
eingefügt.

bb) Es werden die folgenden Sätze 2 bis 4 angefügt: 

„2Die oberste Katastrophenschutzbehörde sorgt
für die Ausbildung von Führungspersonal der
nach § 12 Abs. 2 aufgestellten zentralen Landes-
einheiten und mobilen Führungsstäbe. 3Die Aus-
und Fortbildung des Führungspersonals nach
den Sätzen 1 und 2 ist an der Schulungseinrich-
tung des Landes nach Absatz 2 durchzuführen.
4In Einzelfällen können Dritte mit der Durch-
führung der Aus- und Fortbildung beauftragt
werden.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und wie folgt
geändert:

Die Worte „Das für Inneres zuständige Ministe-
rium“ werden durch die Worte „Die oberste Ka-
tastrophenschutzbehörde“ ersetzt.

bb) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Die dadurch entstehenden Kosten trägt das
Land.“

10. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird nach dem Wort „Die“ das
Wort „untere“ eingefügt.

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Zur Erfüllung der Aufgaben nach den Absät-
zen 1 und 2 ist ein vom Land bereitgestelltes infor-
mationstechnisches Verfahren zu nutzen.“

11. § 10 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird nach dem Wort „Die“ das Wort
„untere“ eingefügt.

bb) In Satz 2 Halbsatz 1 wird nach den Worten „hat
der“ das Wort „unteren“ eingefügt.

cc) In Satz 3 wird nach dem Wort „Die“ das Wort
„untere“ eingefügt.

dd) Satz 4 erhält folgende Fassung:

„4Die untere Katastrophenschutzbehörde gibt
der oberen Katastrophenschutzbehörde und den
Gemeinden, die in ihrem Bezirk liegen, die ex-
ternen Notfallpläne zur Kenntnis.“

b) In Absatz 4 Satz 1 wird nach den Worten „von der“
das Wort „unteren“ eingefügt.

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert:

aa) In den Sätzen 1 und 3 wird jeweils nach dem
Wort „Die“ das Wort „untere“ eingefügt.

bb) In Satz 4 wird nach den Worten „auch der“ das
Wort „unteren“ eingefügt.

cc) In Satz 5 wird nach dem Wort „der“ das Wort
„unteren“ eingefügt. 
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d) Absatz 6 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „Gemeinschaft“ durch
das Wort „Union“ ersetzt und nach den Worten
„macht die“ wird das Wort „untere“ eingefügt.

bb) In Satz 2 wird nach dem Wort „Die“ das Wort
„untere“ eingefügt.

e) Es wird der folgende Absatz 7 angefügt:

„(7) 1Bei einem schweren Notfall in einem in Ab-
satz 1 Satz 1 genannten Betrieb fördert die untere
Katastrophenschutzbehörde eine verstärkte Zusam-
menarbeit der Betroffenen bei den zu treffenden Ka-
tastrophenschutzmaßnahmen. 2Die untere Katastro-
phenschutzbehörde stellt sicher, dass die Notfallpläne
unverzüglich angewendet werden, sobald es zu ei-
nem schweren Unfall oder zu einem unkontrollier-
ten Ereignis kommt, bei dem aufgrund seiner Art zu
erwarten ist, dass es zu einem schweren Unfall führt.“

12. In § 10 b Abs. 1 Satz 1 wird nach dem Wort „Die“ das
Wort „untere“ eingefügt. 

13. § 10 c wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „Dem für Inneres
zuständigen Ministerium“ durch die Worte „Der
obersten Katastrophenschutzbehörde“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden in Halbsatz 1 die Worte „das
für Inneres zuständige Ministerium“ durch die
Worte „die oberste Katastrophenschutzbehörde“
ersetzt und nach dem Wort „Notfallplan“ die
Worte „in elektronischer Form“ sowie in Halb-
satz 2 nach dem Wort „die“ das Wort „unteren“
eingefügt.

cc) In Satz 3 wird nach dem Wort „Die“ das Wort
„untere“ eingefügt. 

dd) In Satz 4 wird nach dem Wort „anderen“ das
Wort „unteren“ eingefügt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird nach dem Wort „Die“ das
Wort „unteren“ eingefügt.

c) In Absatz 3 wird nach den Worten „Die den“ das
Wort „unteren“ eingefügt.

14. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „Katastrophen-
schutzbehörde führt“ durch die Worte „Katastrophen-
schutzbehörden führen“ ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Worte „die Katastrophen-
schutzbehörde oder die Polizeidirektion angeordnet
hat“ durch die Worte „von einer Katastrophenschutz-
behörde angeordnet wurden“ ersetzt. 

15. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 und wie folgt
geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „Die Katastrophen-
schutzbehörde“ durch die Worte „Die untere Ka-
tastrophenschutzbehörde“ ersetzt und nach dem
Wort „Katastrophenschutzes“ die Worte „nach
Maßgabe der nach § 7 Abs. 1 ermittelten Kata-
strophengefahren“ eingefügt.

bb) In Satz 3 wird nach dem Wort „die“ das Wort
„untere“ eingefügt. 

b) Es werden die folgenden Absätze 2 bis 4 angefügt:

„(2) 1Die oberste Katastrophenschutzbehörde stellt
ergänzend zu den Einheiten nach Absatz 1 zentrale
Landeseinheiten und mobile Führungsstäbe auf und
unterhält diese. 2Zur Aufstellung der zentralen Lan-
deseinheiten und der mobilen Führungsstäbe be-

dient sie sich der Träger nach § 14 und setzt Ein-
satzkräfte und -mittel des Landes ein.

(3) Die obere Katastrophenschutzbehörde betreibt
ein Zentrallager für den Katastrophenschutz.

(4) Die oberste Katastrophenschutzbehörde stellt
Einheiten für Unterstützungsmaßnahmen nach Arti-
kel 2 Abs. 1 Buchst. b des Beschlusses 1313/2013/EU
des Europäischen Parlaments und des Rates vom
17. Dezember 2013 über ein Katastrophenschutzver-
fahren der Union (ABl. EU Nr. L 347 S. 924), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EU) 2021/836 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai
2021 (ABl. EU Nr. L 185 S. 1), auf.“

16. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

b) Es wird der folgende Absatz 2 angefügt:

„(2) 1Zentrale Landeseinheiten dienen der Be-
kämpfung von Katastrophen und außergewöhnli-
chen Ereignissen, denen mit den Einheiten der
unteren Katastrophenschutzbehörden nicht in aus-
reichendem Maße begegnet werden kann. 2Hierzu
zählen insbesondere zentrale Landeseinheiten für
Betreuung, Logistik, Notfallkommunikation, mobile
Stromversorgung, Führungsunterstützung und che-
mischen, biologischen, radiologischen und nukle-
aren Schutz (CBRN-Schutz).“

17. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 1 wird gestrichen.

bb) Die bisherigen Nummern 2 bis 4 werden Num-
mern 1 bis 3. 

cc) Es wird die folgende neue Nummer 4 eingefügt:

„4. chemischen, biologischen, radiologischen
und nuklearen Dienst (CBRN-Dienst),“.

dd) Es wird die folgende neue Nummer 6 eingefügt:

„6. Führungsdienst,“.

ee) Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 7.

ff) Es wird die folgende neue Nummer 8 eingefügt: 

„8. Logistikdienst,“.

gg) Die bisherigen Nummern 7 bis 12 werden Num-
mern 9 bis 14.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „das für Inneres
zuständige Ministerium“ durch die Worte „die obers-
te Katastrophenschutzbehörde“ ersetzt. 

18. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird nach dem Wort „der“ das Wort
„unteren“ eingefügt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „der“ das Wort
„unteren“ und nach dem Wort „die“ das Wort
„untere“ eingefügt.

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Genehmi-
gung“ die Worte „oder Anordnung“ und nach
den Worten „ist die“ das Wort „untere“ eingefügt.

c) In Absatz 3 wird nach dem Wort „zuständigen“ das
Wort „unteren“ eingefügt. 

d) Es wird der folgende Absatz 4 angefügt: 

„(4) Die Einheiten und Einrichtungen nach § 12
Abs. 2 bis 4 unterstehen der obersten Katastrophen-
schutzbehörde.“
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19. In § 19 Satz 1 werden die Worte „bei der Katastrophen-
bekämpfung oder bei Katastrophenschutzübungen“
durch die Worte „im Katastrophenschutz“ ersetzt. 

20. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Feststellung und Bekämpfung von 
Katastrophen und außergewöhnlichen 

Ereignissen, Feststellung 
des Katastrophenvoralarms“.

b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 und wie folgt
geändert:

aa) In Satz 1 wird nach dem Wort „der“ das Wort
„unteren“ eingefügt. 

bb) Satz 2 wird gestrichen. 

cc) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden Sätze 2
und 3.

dd) Im neuen Satz 2 wird nach dem Wort „Die“ das
Wort „untere“ eingefügt und die Worte „zustän-
digen Polizeidirektion“ werden durch die Worte
„oberen Katastrophenschutzbehörde“ ersetzt.

ee) Im neuen Satz 3 werden die Worte „Das für In-
neres zuständige Ministerium“ durch die Worte
„Die oberste Katastrophenschutzbehörde“ und
die Verweisung „Satz 3“ durch die Verweisung
„Satz 2“ ersetzt.

c) Es wird der folgende Absatz 2 angefügt: 

„(2) 1Die untere Katastrophenschutzbehörde trifft
die erforderlichen Maßnahmen zur Bekämpfung des
Katastrophenfalls oder des außergewöhnlichen Er-
eignisses. 2Erforderliche Maßnahmen können insbe-
sondere sein

1. der Einsatz von Kräften, die zur Bekämpfung des
Katastrophenfalls oder des außergewöhnlichen
Ereignisses geeignet und verfügbar sind, 

2. die Warnung der Bevölkerung vor bestehenden
Gefahren sowie die Information über die Gefah-
rensituation und geeignete Schutzmaßnahmen,

3. die Erklärung eines Sperrgebiets nach § 26,

4. die Anforderung der erforderlichen Hilfeleistun-
gen nach den §§ 23, 24, 25, 28 und 29,

5. die Unterrichtung anderer von dem Katastro-
phenfall oder dem außergewöhnlichen Ereignis
betroffener Stellen über die Gefahrenlage und die
eingeleiteten Maßnahmen und

6. die Ermittlung des Schadensumfangs.“

21. In § 21 Abs. 1 wird nach den Worten „Hauptverwaltungs-
beamten der“ das Wort „unteren“ eingefügt. 

22. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird nach dem Wort „Benachbarte“ das
Wort „untere“ eingefügt.

bb) In Satz 2 wird nach dem Wort „der“ das Wort
„unteren“ eingefügt.

cc) In Satz 3 wird nach dem Wort „beteiligten“ das
Wort „unteren“ eingefügt und die Worte „für sie
zuständigen Polizeidirektion“ werden durch die
Worte „oberste Katastrophenschutzbehörde“ er-
setzt.

b) In Absatz 2 werden nach den Worten „fordert die“
das Wort „untere“ eingefügt und die Worte „für sie zu-
ständigen Polizeidirektion“ durch die Worte „obers-
ten Katastrophenschutzbehörde“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird nach dem Wort „sind“ das Wort
„untere“ eingefügt und die Worte „für sie zustän-
dige Polizeidirektion“ werden durch die Worte
„oberste Katastrophenschutzbehörde“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird nach dem Wort „der“ das Wort „un-
teren“ eingefügt.

d) Es wird der folgende neue Absatz 4 eingefügt:

„(4) Die Einheiten und Einrichtungen nach § 12
Abs. 2 bis 4 werden im Rahmen der überörtlichen
Hilfe tätig, wenn die oberste Katastrophenschutzbe-
hörde die Hilfeleistung anordnet.“

e) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und wie folgt
geändert: 

Das Wort „zu“ wird durch das Wort „zur“ ersetzt und
nach dem Wort „Landes“ werden die Worte „und der
Bundesrepublik Deutschland“ eingefügt. 

23. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Absatz 1 wird einziger Absatz und wie
folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „Das für Inneres zu-
ständige Ministerium“ durch die Worte „Die
oberste Katastrophenschutzbehörde“ ersetzt und
nach dem Wort „Bereitschaftspolizei“ die Worte
„sowie Polizeikräfte als Fernmeldeführerinnen
und Fernmeldeführer“ sowie nach den Worten
„Weisungen der“ das Wort „unteren“ eingefügt.

bb) In Satz 2 wird nach den Worten „helfen der“ das
Wort „unteren“ eingefügt.

b) Absatz 2 wird gestrichen.

24. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird nach dem Wort „die“ das Wort „untere“
eingefügt.

b) In Satz 2 wird nach den Worten „helfen der“ das
Wort „unteren“ eingefügt.

25. In § 26 Abs. 1 und 2 wird jeweils nach dem Wort „Die“
das Wort „untere“ eingefügt.

26. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Worte „Polizeidirek-
tionen und des für Inneres zuständigen Ministeri-
ums“ durch die Worte „oberen und der obersten
Katastrophenschutzbehörde“ ersetzt.

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die obere Katastrophenschutzbehörde unter-
stützt die unteren Katastrophenschutzbehörden bei
der Bekämpfung des Katastrophenfalls oder des au-
ßergewöhnlichen Ereignisses.“

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden jeweils nach dem Wort „meh-
rerer“ das Wort „unterer“ eingefügt und die
Worte „können die Polizeidirektionen, wenn zu-
gleich eine epidemische Lage nach § 5 Abs. 1
Satz 1 IfSG oder § 3 a Abs. 1 Satz 1 NGöGD fest-
gestellt ist, auch das für Inneres zuständige Mi-
nisterium,“ durch die Worte „kann die oberste
oder die obere Katastrophenschutzbehörde“ er-
setzt. 

bb) In Satz 2 werden jeweils nach dem Wort „meh-
rerer“ das Wort „unterer“ eingefügt und die
Worte „können die Polizeidirektionen oder das
für Inneres zuständige Ministerium“ durch die
Worte „kann die oberste oder die obere Kata-
strophenschutzbehörde“ ersetzt. 
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d) In Absatz 3 werden die Worte „Polizeidirektionen,
wenn zugleich eine epidemische Lage nach § 5 Abs. 1
Satz 1 IfSG oder § 3 a Abs. 1 Satz 1 NGöGD festge-
stellt ist, auch das für Inneres zuständige Ministeri-
um, können“ durch die Worte „oberste Katastrophen-
schutzbehörde kann“ ersetzt und nach dem Wort
„zuständigen“ wird das Wort „unteren“ eingefügt. 

e) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „Dem für Inneres
zuständigen Ministerium“ durch die Worte „Der
obersten Katastrophenschutzbehörde“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden in Halbsatz 1 die Worte „dem
für Inneres zuständigen Ministerium“ durch die
Worte „der obersten Katastrophenschutzbehörde“
ersetzt sowie in Halbsatz 2 das Wort „es“ durch
das Wort „sie“, die Angabe „25 und 26“ durch
die Angabe „25, 26, 28 und 29“ und die Worte
„die Katastrophenschutzbehörden, die Polizei-
direktionen“ durch die Worte „eine von ihr be-
stimmte Landesbehörde, die unteren Katastro-
phenschutzbehörden“ ersetzt.

27. § 27 a wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „Das für Inneres zustän-
dige Ministerium“ durch die Worte „Die oberste Ka-
tastrophenschutzbehörde“ ersetzt.

b) Satz 3 erhält folgende Fassung:

„3Ist der Eintritt eines Ereignisses von landesweiter
Tragweite nach Satz 1 festgestellt, so kann die obers-
te Katastrophenschutzbehörde eine von § 16 Abs. 1
und 3 abweichende Unterstellung von Einheiten und
Einrichtungen des Katastrophenschutzes anordnen.“

c) In Satz 4 werden das Wort „Ereignisses“ durch das
Wort „Katastrophenfalls“, die Worte „das für Inneres
zuständige Ministerium“ durch die Worte „die obers-
te Katastrophenschutzbehörde“, das Wort „es“ durch
das Wort „sie“ und das Wort „ihm“ durch das Wort
„ihr“ ersetzt.

d) Es wird der folgende neue Satz 5 eingefügt:

„5Ist der Eintritt eines außergewöhnlichen Ereignis-
ses oder eines Katastrophenvoralarms von landes-
weiter Tragweite festgestellt, so kann die oberste
Katastrophenschutzbehörde bestimmen, in welchen
Bezirken sie selbst oder eine von ihr bestimmte Lan-
desbehörde die zentrale Leitung der Bekämpfung
des Ereignisses oder der Vorbereitung der Bekämp-
fung übernimmt.“

e) Die bisherigen Sätze 5 und 6 werden Sätze 6 und 7.

f) Im neuen Satz 6 werden die Verweisung „Satz 4“
durch die Verweisung „Satz 4 oder 5“, die Worte
„das für Inneres zuständige Ministerium die Aufga-
ben der §§ 20, 22, 25 und 26“ durch die Worte „die
oberste Katastrophenschutzbehörde die Aufgaben
des § 20 Abs. 2 sowie der §§ 22, 25, 26, 28 und 29“,
das Wort „ihm“ durch das Wort „ihr“ und die Worte
„die Katastrophenschutzbehörden“ durch die Worte
„die unteren Katastrophenschutzbehörden“ ersetzt. 

g) Im neuen Satz 7 werden die Verweisung „Satz 4“
durch die Verweisung „Satz 4 oder 5“ und das Wort
„Katastrophenschutzbehörden“ durch die Worte „un-
teren Katastrophenschutzbehörden mit Ausnahme
des § 20 Abs. 1“ ersetzt.

28. In § 28 Abs. 1 und 3 werden jeweils die Worte „der Ka-
tastrophenschutzbehörde“ durch die Worte „der unte-
ren Katastrophenschutzbehörde“ ersetzt.

29. In § 29 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 wird jeweils das Wort
„Katastrophenschutzbehörde“ durch die Worte „untere
Katastrophenschutzbehörde“ ersetzt.

30. Nach § 29 wird der folgende § 29 a eingefügt: 

„§ 29 a

Duldungspflichten

(1) Die Eigentümerinnen, Eigentümer, Besitzerinnen
und Besitzer von Grundstücken, baulichen Anlagen
und Wasserfahrzeugen haben zu dulden, dass Einsatz-
kräfte und andere bei einem Einsatz dienstlich anwe-
sende Personen ihre Grundstücke, baulichen Anlagen
und Wasserfahrzeuge betreten und benutzen, soweit
dies zur Vorbereitung der Bekämpfung oder Bekämp-
fung des Katastrophenfalls oder des außergewöhnlichen
Ereignisses erforderlich ist.

(2) Die Eigentümerinnen, Eigentümer, Besitzerinnen
und Besitzer von Grundstücken, baulichen Anlagen
und Wasserfahrzeugen haben über Absatz 1 hinausge-
hende Maßnahmen, insbesondere die Räumung von
Grundstücken und baulichen Anlagen und die Beseiti-
gung von Pflanzen, Einfriedungen und baulichen Anla-
gen, zu dulden, soweit diese Maßnahmen zur Be-
kämpfung des Katastrophenfalls oder des außergewöhn-
lichen Ereignisses erforderlich und von der Hauptver-
waltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungsbeamten
der unteren Katastrophenschutzbehörde oder ihrer oder
seiner Beauftragten oder ihrem oder seinem Beauftrag-
ten oder der Technischen Einsatzleitung angeordnet
worden sind.

(3) 1Die Eigentümerinnen, Eigentümer, Besitzerinnen
und Besitzer von Grundstücken und baulichen Anlagen
haben die Anbringung von Alarmeinrichtungen juristi-
scher Personen des öffentlichen Rechts zu Zwecken der
Gefahrenabwehr ohne Entschädigung zu dulden. 2Eine
Entschädigung ist nur dann zu leisten, wenn durch die
Anbringung der Alarmeinrichtung die gewerbliche Nut-
zung des Grundstücks oder der baulichen Anlage beein-
trächtigt wird.“

31. In § 30 Abs. 1 Satz 1 werden nach der Angabe „§ 29“ die
Worte „oder durch eine Duldung nach § 29 a Abs. 1
oder 2“ und nach dem Wort „anfordernde“ die Worte
„oder die Duldung verlangende“ eingefügt.

32. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird nach dem Wort „Die“ das
Wort „unteren“ eingefügt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Es wird der folgende neue Satz 2 eingefügt:

„2Die Kosten der Aufstellung, Ausbildung und
Ausstattung der Einheiten und Einrichtungen
nach § 12 Abs. 2 bis 4 trägt das Land.“

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 und wie folgt
geändert:

Nach dem Wort „Die“ wird das Wort „unteren“
eingefügt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 3 wird nach den Worten „Land den“ das
Wort „unteren“ eingefügt. 

bb) In Satz 4 wird die Angabe „Satz 4“ durch die
Angabe „Abs. 1 Sätze 4 und 5“ ersetzt.

33. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird nach dem Wort „benachbarten“ das
Wort „unteren“ eingefügt.

b) In Absatz 2 Satz 1 wird nach dem Wort „Leisten“ das
Wort „untere“ eingefügt und die Worte „von der
nach § 23 Abs. 2 zuständigen Polizeidirektion“ wer-
den durch die Worte „von der obersten Katastro-
phenschutzbehörde“ ersetzt. 
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c) Es wird der folgende neue Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Die einsatzbedingten Kosten der Einheiten
und Einrichtungen nach § 12 Abs. 2 bis 4 trägt das
Land.“

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und wie folgt
geändert:

aa) Es wird der folgende neue Satz 1 eingefügt: 

„1Die Kosten der außerhalb der Bundesrepublik
Deutschland geleisteten überörtlichen Hilfe trägt
das Land, sofern sie nicht von Dritten getragen
werden.“

bb) Der bisherige Wortlaut wird Satz 2. 

34. Nach § 32 wird der folgende neue Achte Abschnitt ein-
gefügt: 

„A c h t e r  A b s c h n i t t

Datenverarbeitung

§ 32 a

Verarbeitung personenbezogener Daten

(1) Auf die Verarbeitung personenbezogener Daten im
Rahmen dieses Gesetzes findet ergänzend zur Daten-
schutz-Grundverordnung das Niedersächsische Daten-
schutzgesetz (NDSG) mit Ausnahme der §§ 3 und 17
Anwendung.

(2) Die für die Durchführung dieses Gesetzes zustän-
digen Behörden dürfen die personenbezogenen Daten
von

1. Mitgliedern der Katastrophenschutzstäbe und des
Landeskatastrophenschutzstabs, 

2. Einsatzkräften und sonstigen Helferinnen und Hel-
fern,

3. Teilnehmerinnen und Teilnehmern von Ausbildungs-
und Fortbildungsveranstaltungen sowie Katastro-
phenschutzübungen,

4. sonstigen am Katastrophenschutz beteiligten Perso-
nen, deren Kenntnisse oder Fähigkeiten im Katastro-
phenschutz benötigt werden oder die zur Hilfe-
leistung herangezogen werden, und

5. Personen, die von Vorbereitungsmaßnahmen nach
dem Zweiten Abschnitt oder Katastrophenschutzmaß-
nahmen nach dem Fünften Abschnitt betroffen sind,

verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben
nach diesem Gesetz erforderlich ist, insbesondere für
Vorbereitungsmaßnahmen nach dem Zweiten Ab-
schnitt, für die Aufstellung, Ausbildung und Ausstat-
tung von Einheiten des Katastrophenschutzes, für den
Dienst im Katastrophenschutz, für Katastrophenschutz-
maßnahmen nach dem Fünften Abschnitt, für Hilfs-,
Leistungs- und Duldungspflichten sowie zur Erfüllung
von Entschädigungs- und Erstattungsansprüchen.

(3) 1Insbesondere die folgenden Daten können nach
Absatz 2 verarbeitet werden, soweit dies erforderlich ist:

1. Name,

  2. Vornamen,

  3. Geburtsdatum,

  4. Geschlecht,

  5. Anschrift,

  6. Beruf,

  7. akademische Grade,

  8. Telefonnummern und andere Angaben über die Er-
reichbarkeit, 

  9. Angaben über die gesundheitliche Eignung und die
Strahlen- und Schadstoffbelastung,

10. Teilnahme an Aus- und Fortbildungsveranstaltun-
gen und Katastrophenschutzübungen, einschließ-
lich der Ergebnisse von Beurteilungen,

11. besondere Kenntnisse und Fähigkeiten,

12. Angaben über die Einheit oder Einrichtung des Ka-
tastrophenschutzes und ihren Träger, 

13. wahrgenommene Funktion in der Einheit 
oder Einrichtung des Katastrophenschutzes oder
im Betrieb,

14. Arbeitgeber und Bankverbindungen,

15. Teilnahme an Einsätzen, 

16. Zeiten der Freistellung nach § 17 Abs. 3 und

17. Höhe und Art der Entschädigungs- und Erstattungs-
ansprüche.

2Nach Satz 1 dürfen auch besondere Kategorien perso-
nenbezogener Daten im Sinne des Artikels 9 Abs. 1 der
Datenschutz-Grundverordnung verarbeitet werden, soweit
dies im Einzelfall zur Erfüllung von Aufgaben nach die-
sem Gesetz erforderlich ist; § 17 Abs. 2 bis 4 NDSG gilt
entsprechend.“

35. Der bisherige Achte Abschnitt wird Neunter Abschnitt
und dessen Überschrift erhält folgende Fassung:

„Ordnungswidrigkeiten,
Einschränkung von Grundrechten“.

36. Der bisherige § 35 wird durch den folgenden Zehnten
Abschnitt ersetzt:

„Z e h n t e r  A b s c h n i t t

Zivile Verteidigung

§ 35

Zuständigkeit für Maßnahmen des Zivilschutzes

(1) 1Die Maßnahmen des Zivilschutzes nach § 1 Abs. 2
Nrn. 1, 2 und 5 des Zivilschutz- und Katastrophenhilfe-
gesetzes (ZSKG) vom 25. März 1997 (BGBl. I S. 726), zu-
letzt geändert durch Artikel 144 der Verordnung vom
19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328), obliegen als Aufgabe
des übertragenen Wirkungskreises den unteren Kata-
strophenschutzbehörden. 2§ 2 Abs. 1 Sätze 2 bis 4 und § 3
gilt entsprechend.

(2) Die Ermächtigung zum Erlass von Verordnungen
nach § 2 Abs. 2 Satz 1 ZSKG wird für die Aufgaben
nach § 1 Abs. 2 Nrn. 1, 2 und 5 ZSKG dem für Inneres
zuständigen Ministerium übertragen.

§ 36

Übertragung von Aufgaben
der zivilen Alarmplanung

1Das für Inneres zuständige Ministerium wird er-
mächtigt, durch Verordnung den Landkreisen und kreis-
freien Städten sowie den Städten Cuxhaven und Hil-
desheim die Aufgaben einer alarmkalenderführenden
Stelle im Rahmen der zivilen Alarmplanung zur Erfül-
lung im übertragenen Wirkungskreis zu übertragen. 2Die
Zuständigkeit der großen selbständigen Städte im Übri-
gen und der selbständigen Gemeinden wird ausgeschlos-
sen (§ 17 Satz 1 des Niedersächsischen Kommunalver-
fassungsgesetzes).“

Artikel 2

Änderung des Niedersächsischen
Brandschutzgesetzes

Das Niedersächsische Brandschutzgesetz vom 18. Juli 2012
(Nds. GVBl. S. 269), zuletzt geändert durch Artikel 3 § 6 des
Gesetzes vom 20. Mai 2019 (Nds. GVBl. S. 88), wird wie folgt
geändert:
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1. Dem § 2 wird der folgende Absatz 6 angefügt:

„(6) Abweichend von § 36 Abs. 1 und § 44 Abs. 2 Satz 1
der Straßenverkehrs-Ordnung kann eine Gemeinde auf
Beschluss des Rates der Gemeinde zur Sicherung von ge-
meindlichen Veranstaltungen die Befugnisse für die Ver-
kehrsregelung durch die örtliche Feuerwehr wahrneh-
men lassen, soweit hierfür Polizeivollzugskräfte nicht
oder nicht rechtzeitig ausreichend zur Verfügung stehen
und die Wahrnehmung der Aufgaben nach Absatz 1
nicht gefährdet wird.“

2. Nach § 24 wird im Zweiten Teil der folgende § 24 a ein-
gefügt:

„§ 24 a

Einsatz von Einheiten des Katastrophenschutzes

(1) 1Die Einsatzleiterin oder der Einsatzleiter kann über
die Kreisbrandmeisterin oder den Kreisbrandmeister die
untere Katastrophenschutzbehörde um Unterstützung
durch Einheiten des Katastrophenschutzes ersuchen.
2Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwal-
tungsbeamte kann den Einsatz der angeforderten Einhei-
ten anordnen und diese der Einsatzleitung unterstellen.
3Bei einem nach Satz 2 angeordneten Einsatz gelten für

die Helferinnen und Helfer die Rechte und Pflichten der
§§ 17 bis 19 des Niedersächsischen Katastrophenschutz-
gesetzes (NKatSG) entsprechend.

(2) 1Die untere Katastrophenschutzbehörde kann von
der Gemeinde die Erstattung der Kosten eines Einsatzes
nach Absatz 1 verlangen. 2Kosten nach Satz 1 sind nur die
tatsächlich gezahlte Erstattung nach § 17 Abs. 5 und 6
NKatSG sowie die tatsächlich entstandenen Sachkosten
ohne Vorhaltekosten.“

Artikel 3

Neubekanntmachung

Das Ministerium für Inneres und Sport wird ermächtigt,
das Niedersächsische Katastrophenschutzgesetz in der nun-
mehr geltenden Fassung mit neuem Datum bekannt zu ma-
chen und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu besei-
tigen.

Artikel 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft.

Hannover, den 29. Juni 2022

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
zum Staatsvertrag zur Änderung 

des Glücksspielstaatsvertrags 2021

Vom 29. Juni 2022

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

Artikel 1

(1) Dem zwischen dem 7. März 2022 und dem 24. März
2022 unterzeichneten Staatsvertrag zur Änderung des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021 wird zugestimmt. 

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

(3) Der Staatsvertrag tritt nach seinem Artikel 2 Abs. 1
Satz 1 am 1. Januar 2023 in Kraft.

(4) Wird der Staatsvertrag nach seinem Artikel 2 Abs. 1
Satz 2 gegenstandslos, so wird dies bis zum 1. Februar 2023
im Niedersächsischen Gesetz- und Verordnungsblatt bekannt
gemacht. 

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 29. Juni 2022

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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Staatsvertrag
zur Änderung des Glücksspielstaatsvertrags 2021

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg, 
das Land Hessen, 
das Land Mecklenburg-Vorpommern, 
das Land Niedersachsen, 
das Land Nordrhein-Westfalen, 
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen, 
das Land Sachsen-Anhalt, 
das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen 
(im Folgenden: die Länder genannt) 

schließen nachstehenden Staatsvertrag: 

Artikel 1

Änderung des Glücksspielstaatsvertrags 2021

Der Glücksspielstaatsvertrag 2021 vom 29. Oktober 2020 wird
wie folgt geändert:

1. § 8 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) Nach der Angabe „Sperrsystem (§ 23)“ werden die Wör-
ter „errichtet und“ eingefügt.

b) Es werden folgende Sätze angefügt:

„Das Sperrsystem wird für alle Länder einheitlich von
der zuständigen Glücksspielaufsichtsbehörde des Lan-
des Hessen betrieben. Diese Zuständigkeit für die Füh-
rung der Spielersperrdatei beinhaltet auch die zen-
trale Zuständigkeit für den Anschluss der nach § 8
Absatz 3 zum Abgleich Verpflichteten an das Sperr-
system und die Erhebung der Kosten nach § 8c von
den Verpflichteten. Soweit in diesem Staatsvertrag
nichts anderes bestimmt ist, findet bei Erfüllung der
Aufgaben nach den Sätzen 1 bis 3 das Recht des Landes
Hessen Anwendung. Die dem Land Hessen für die Er-
füllung seiner Aufgaben nach den Sätzen 1 bis 3 ent-
stehenden notwendigen Kosten einschließlich der Kos-
ten für den Aufbau der Verwaltungsinfrastruktur wer-
den von allen Ländern nach dem im Jahr des Be-
schlusses über den Wirtschaftsplan für die Führung
des Sperrsystems gültigen Königsteiner Schlüssel ge-
tragen. Die Einnahmen aus der Erhebung von Kosten
nach § 8c werden gesondert ausgewiesen und den
Ländern nach dem Königsteiner Schlüssel erstattet.
Einzelheiten zum Wirtschaftsplan werden in einer
Verwaltungsvereinbarung der Länder geregelt. Findet
dieser Staatsvertrag in weniger als 16 Ländern An-
wendung, ist der Königsteiner Schlüssel entsprechend
§ 27c Absatz 3 Satz 2 bis 4 zu modifizieren. Die zu-
ständigen Behörden des Landes Hessen sind bei Wahr-
nehmung der Aufgaben nach den Sätzen 1 bis 3 an
Entscheidungsrichtlinien nach § 27h Absatz 9 gebun-
den und unterliegen der Fach- und Rechtsaufsicht
der für die Glücksspielaufsicht zuständigen obersten
Landesbehörde des Landes Hessen in entsprechender
Anwendung von § 27l. Einer Entscheidungsrichtlinie
nach § 27h Absatz 9 entgegenstehende Maßnahmen
der Rechts- oder Fachaufsicht sind unwirksam.“

2. § 23 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Kommata und die Wör-
ter „die zentral von der zuständigen Behörde geführt
wird“ gestrichen.

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

„Der Anstalt nach § 27a können gespeicherte Daten
sowie Abfrage- und Zugriffsdaten übermittelt werden,

soweit dies erforderlich ist, damit die Anstalt die ihr
durch diesen Staatsvertrag übertragenen Aufgaben er-
füllen kann.“

c) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Die für die Führung der Sperrdatei zuständige Be-
hörde übermittelt den jeweils für die Aufsicht über
die Veranstalter und Vermittler zuständigen Behörden
einmal im Monat Berichte, die zur Überprüfung der
Einhaltung der Nutzungspflicht geeignet sind.“

3. § 27f Absatz 4 Nummer 1 wird aufgehoben. 

4. Dem § 27h wird folgender Absatz 9 angefügt:

„(9) Der Verwaltungsrat kann bindende Entscheidungs-
richtlinien für die Ausführung der Aufgaben nach § 8
Absatz 1 Satz 1 bis 3 durch die zuständige Glücksspiel-
aufsichtsbehörde des Landes Hessen beschließen. Diese
unterliegen nicht der Rechts- und Fachaufsicht der für
die Glücksspielaufsicht zuständigen obersten Landesbe-
hörde des Sitzlandes. Absatz 4 Satz 3 bis 6 und Absatz 6
Satz 2 und 3 finden entsprechende Anwendung. Das Land
Hessen informiert den Verwaltungsrat frühzeitig vor we-
sentlichen Entscheidungen und berichtet über laufende
Angelegenheiten und Verfahren.“

5. § 27p Absatz 4 Nummer 1 wird aufgehoben.

6. In § 32 Satz 1 werden nach dem Wort „Schwarzmärkten“
die Wörter „sowie des § 8 Absatz 1 einschließlich der zen-
tralen Aufgabenwahrnehmung durch die zuständige Glücks-
spielaufsichtsbehörde des Landes Hessen auf den Schutz
Spielsüchtiger oder spielsuchtgefährdeter Personen vor
den Gefahren des Glücksspiels und auf die Bekämpfung
der Glücksspielsucht“ eingefügt.

7. § 35 Absatz 6 werden die folgenden Sätze angefügt:

„Ab Wirksamwerden einer Kündigung des Landes Hes-
sen tritt abweichend von § 8 Absatz 1 Satz 2 an dessen
Stelle als zuständige Behörde die Gemeinsame Glücks-
spielbehörde der Länder in die Pflichten zur Führung der
Spielersperrdatei nach den §§ 8 bis 8d und 23 ein. Ab
diesem Zeitpunkt sind § 8 Absatz 1 Satz 5 bis 9 und
§ 27h Absatz 9 nicht anwendbar und § 27a Absatz 3 tritt
an die Stelle des § 8 Absatz 1 Satz 4. Im Fall der Kündi-
gung durch das Land Hessen ist dieses verpflichtet, die
Sperrdatei einschließlich des Datenbestandes, alle zum
Betrieb erforderlichen weiteren Programme sowie Doku-
mentationen einschließlich etwaiger Rechte am geistigen
Eigentum ohne Kostenberechnung an die Gemeinsame
Glücksspielbehörde der Länder herauszugeben.“

Artikel 2

Inkrafttreten

(1) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Januar 2023 in Kraft.
Sind bis zum 31. Dezember 2022 nicht alle Ratifikationsur-
kunden bei der Staatskanzlei der oder des Vorsitzenden der
Ministerpräsidentenkonferenz hinterlegt, wird der Staatsver-
trag gegenstandslos.

(2) Die Staatskanzlei der oder des Vorsitzenden der Minis-
terpräsidentenkonferenz teilt den Ländern die Hinterlegung
der Ratifikationsurkunden mit.

Erläuterungen:

I. Ausgangslage

Nach erfolgreichem Abschluss der jeweiligen Ratifikations-
verfahren in allen Bundesländern ist der neue Glücksspiel-
staatsvertrag 2021 (GlüStV 2021) zum 1. Juli 2021 in Kraft
getreten. Eine wesentliche Änderung durch diesen Staats-
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vertrag war die Ausweitung des Sperrsystems zu einem län-
derübergreifenden anbieter- und spielformübergreifenden
Spielersperrsystem, welches grundsätzlich alle Veranstalter
und Vermittler von öffentlichen Glücksspielen zu nutzen
haben (vgl. §§ 8 bis 8d GlüStV 2021). Damit erfolgte erst-
mals bundesweit eine Einbeziehung des stationär angebote-
nen gewerblichen Automatenspiels in Spielhallen und Gast-
stätten, die Geld- oder Warenspielgeräte mit Gewinnmög-
lichkeit aufstellen, in das anbieter- und spielformübergrei-
fende Spielersperrsystem (vgl. § 2 Absatz 3 und 4 i.V.m. § 8).
Seit Inkrafttreten des Staatsvertrages sind die Bundesländer
demnach verpflichtet, etwaige bereits vorhandene Datensät-
ze aus womöglich schon bestehenden landeseigenen Sperr-
dateien (etwa für Spielhallen) in das neue zentrale Spie-
lersperrsystem zu überführen und den Anschluss aller nach
dem GlüStV 2021 hierzu verpflichteten Veranstalter und
Vermittler öffentlicher Glücksspiele an dieses anbieter- und
spielformübergreifende Sperrsystem sicherzustellen. Die tech-
nische Infrastruktur für den Betrieb der Sperrdatei und die
zentrale Organisationsstruktur für den erforderlichen An-
schluss der ab dem 1. Juli 2021 Verpflichteten, deren Zahl
bei etwa 60.000 liegt, hat das Land Hessen in Wahrnehmung
seiner Übergangszuständigkeit nach § 27p Absatz 4 Nr. 1
GlüStV 2021 weiterentwickelt bzw. geschaffen.

Nach der aktuellen Fassung des § 27f Absatz 4 Nr. 1 des
GlüStV 2021 ist nach der übergangsweisen Zuständigkeit
des Landes Hessen die langfristige Zuständigkeit der Gemein-
samen Glücksspielbehörde der Länder in Halle (Saale) ab
dem 1. Januar 2023 vorgesehen. Die Umsetzung dieses Zu-
ständigkeitsübergangs auf die Gemeinsame Glücksspielbe-
hörde der Länder würde dazu führen, dass diese ebenfalls
die in Hessen erst kürzlich geschaffene und vorhandene
technische und personelle Infrastruktur und Organisations-
struktur aufbauen müsste. Dies lässt sich nur schwer mit
den Grundsätzen verwaltungsökonomischen Handelns in
Einklang bringen. Daneben wäre das in Hessen zwischen-
zeitlich erworbene Fachwissen allenfalls eingeschränkt auf
die Gemeinsame Glücksspielbehörde der Länder übertrag-
bar. Zudem könnten technische und andere Schwierigkeiten
im Rahmen der Umstellung dazu führen, dass das Spieler-
sperrsystem zeitweise nicht ordnungsgemäß funktionieren
oder der Anschluss neuer Anbieter sowie die Bearbeitung
von Anträgen auf Sperrung und Entsperrung vorübergehend
nur eingeschränkt oder zeitverzögert möglich sein könnte.
In diesen Fällen wären nachteilige Auswirkungen auf den
Schutz gesperrter, insbesondere spielsuchtgefährdeter und
spielsüchtiger Personen zu erwarten. 

II. Lösung

Durch eine punktuelle Änderung des Glücksspielstaatsver-
trages 2021 erfolgt eine dauerhafte Übertragung der zentra-
len Zuständigkeit für die Führung der Spielersperrdatei
einschließlich der Zuständigkeit für den Anschluss aller
nach dem GlüStV 2021 hierzu verpflichteten Veranstalter
und Vermittler öffentlicher Glücksspiele an das anbieter- und
spielformübergreifende Sperrsystem auf das Land Hessen,
das auf das vorhandene Sperrsystem OASIS und sein hierzu
entwickeltes Fachwissen aufbauen und beides entsprechend
den Erfordernissen an ein zentrales System kontinuierlich
weiterentwickeln kann. Dies entspricht dem Gebot der Ver-
waltungsvereinfachung auch im Interesse der nach dem
GlüStV 2021 zum Anschluss Verpflichteten. Diesen bleibt
ein aufwendiger Systemwechsel und Anschluss an die ggf.
erst noch aufzubauende Sperrdatei des Landes Sachsen-An-
halt nach etwa 1 ½ Jahren erspart. Das etablierte und weiter-
entwickelte Sperrsystem, das sich im Land Hessen bereits in
Betrieb befindet, kommt im Übrigen auch einem effektiven
Spielerschutz zugute.

Nachteile für den Spielerschutz sind mit der dauerhaften
Aufgabenwahrnehmung durch das Land Hessen nicht ver-
bunden. Soweit der Gemeinsamen Glücksspielbehörde der
Länder die Aufsicht über die Veranstalter und Vermittler ob-
liegt, kann diese, auch ohne für die Führung der Sperrdatei

zuständig zu sein, über den Safe-Server (§ 6i Absatz 2
GlüStV 2021) einsehen und anhand von entsprechenden Be-
richten des Landes Hessen (§ 23 Absatz 3 Satz 3 n.F.) prüfen,
ob der Verpflichtung zur Abfrage der Sperrdatei nachgekom-
men wird. Soweit die Glücksspielaufsicht über die Veran-
stalter und Vermittler anderen Behörden der jeweiligen Länder
obliegt, ergibt sich kein Nachteil daraus, wenn diese Infor-
mationen zur tatsächlichen Nutzung der Spielersperrdatei
von einer anderen zuständigen Behörde erhalten. 

Im Rahmen der dauerhaften Zuweisung der Aufgabe an das
Land Hessen kann zugleich der Umfang der Aufgabenwahr-
nehmung und die Finanzierung klargestellt werden. Das Land
Hessen übernimmt sämtliche mit dem Betrieb der Sperrdatei
und dem informationstechnischen Anschluss an die Datei ver-
bundenen verwaltungsadministrativen Aufgaben, auch das
Erstellen von Gebührenbescheiden.

Eine Regelung durch Verwaltungsvereinbarung gegen Erstat-
tung von Verwaltungskosten nach § 27k Absatz 1 GlüStV 2021
scheidet aus. Hierüber wäre lediglich der technische Teil der
Aufgabe, also das reine Vorhalten und Betreiben des Spie-
lersperrsystems übertragbar, nicht aber die Vollzugskompe-
tenzen, da es sich insoweit um hoheitliche Aufgaben handelt,
die nur durch eine gesetzliche bzw. staatsvertragliche Rege-
lung auf ein anderes Land übertragen werden können. Würde
die Aufgabe von den Behörden des Landes Hessen auf Grund-
lage einer Verwaltungsvereinbarung ausgeführt, obwohl die
staatsvertragliche Zuständigkeit auf Sachsen-Anhalt überge-
gangen ist, dann hätte Hessen in Bezug auf den Datenschutz
und die Gebührenregelungen das Recht von Sachsen-Anhalt
anzuwenden. Dies wäre rechtlich ein Novum und wäre für
die hessischen Behörden kaum praktikabel. Gegen diese
Lösung spricht ferner, dass nach ständiger Rechtsprechung
die Festlegung von Zuständigkeiten mit außenwirksamem
Charakter nur in Gesetzen oder Rechtsverordnungen getrof-
fen werden darf.

III. Zu den Bestimmungen im Einzelnen

Zu Artikel 1

Zu Nummer 1 (§ 8 Absatz 1)

Durch die Änderung des § 8 Absatz 1 wird die zentrale Zu-
ständigkeit des Landes Hessen für die Errichtung, Unterhal-
tung und den Betrieb der Spielersperrdatei, einschließlich aller
damit verbundenen administrativen Aufgaben und Rechts-
akte wie etwa den vertraglichen und technischen Anschluss
der nach dem GlüStV 2021 hierzu Verpflichteten geregelt.
Das Land Hessen ist danach auch zentral für die Gebühren-
erhebung nach § 8c zuständig.

Dies trägt dem Umstand Rechnung, dass der GlüStV 2021
für das weit zu verstehende Führen der Sperrdatei bislang
lediglich eine befristete Übertragung der Zuständigkeit auf
das Land Hessen festlegt. Da die gebündelte und kontinuier-
liche Wahrnehmung dieser Aufgaben für alle Länder durch
eine zentrale Stelle sinnvoll erscheint, um die in § 1 dieses
Staatsvertrages verankerten Ziele effektiv erreichen zu kön-
nen, wird klargestellt, dass diese Aufgaben mit dem Führen
der Spielersperrdatei einhergehen. Der zur ordnungsgemäßen
Aufgabenwahrnehmung zu betreibende kosten- und perso-
nalintensive Aufwand rechtfertigt es, den notwendigen An-
schluss der nach dem GlüStV 2021 hierzu Verpflichteten an
das Spielersperrsystem sowie das Errichten der hierfür erfor-
derlichen Organisationsstruktur und das Führen der Sperrda-
tei sowie die Erhebung von Gebühren dauerhaft einem Land,
hier also dem Land Hessen, zuzuschreiben.

Der neue Satz 4 stellt klar, dass bei der Wahrnehmung der
Aufgaben das Landesrecht des Landes Hessen maßgeblich
ist, soweit in diesem Staatsvertrag nichts Abweichendes be-
stimmt ist. Dies gilt im Hinblick auf die Gebührenerhebung
nach § 8c insbesondere auch für das Gebührenrecht. Die Re-
gelung stellt sicher, dass das Land Hessen bei der Erfüllung
der zentralen Aufgaben eine einheitliche Rechtsordnung an-
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wenden kann, auch wenn die zum Anschluss Verpflichteten
ihren Sitz bzw. die Spielerinnen und Spieler ihren Wohn-
sitz in anderen Bundesländern haben.

Die neuen Sätze 5 bis 7 regeln die Verteilung der Kosten, die
dem Land Hessen im Zuge seiner Aufgabenwahrnehmung
entstehen. Sie erfolgt anhand des Königsteiner Schlüssels.
Sofern nach Kündigung eines Landes weniger als 16 Ver-
tragsländer verbleiben, werden die Kosten entsprechend dem
modifizierten Königsteiner Schlüssel nach § 27c Absatz 3
Satz 2 bis 4 auf die verbleibenden Länder verteilt. Nähere
Regelungen zum Wirtschaftsplan zum Führen der Spieler-
sperrdatei bleiben einer Verwaltungsvereinbarung der Län-
der vorbehalten.

Der neue Satz 8 regelt die Rechts- und Fachaufsicht sowie
die Ausübung des Ländereinflusses. Die Behörden des Lan-
des Hessen unterliegen der Rechts- und Fachaufsicht der für
Glücksspielaufsicht zuständigen obersten Landesbehörde des
Landes Hessen. Aus der Anordnung der entsprechenden
Anwendung von § 27l folgt zum einen, dass die hessische
oberste Landesbehörde ihre Rechtsaufsicht im Benehmen
mit den obersten Glücksspielaufsichtsbehörden der übrigen
Trägerländer ausführt, soweit nicht die Eilbedürftigkeit un-
verzügliches Handeln gebietet (vgl. § 27l Absatz 1), zum an-
deren dass die obersten Glücksspielaufsichtsbehörden der
übrigen Trägerländer die hessische oberste Landesbehörde um
die Prüfung fachaufsichtlicher Maßnahmen ersuchen kön-
nen (vgl. § 27l Absatz 3) und schließlich dass die hessische
oberste Landesbehörde bei der Ausübung der Fachaufsicht
die Entscheidungsrichtlinien des Verwaltungsrates der An-
stalt zu beachten hat (vgl. § 27l Absatz 2). Denn auch wenn
die Aufgaben nach § 8 Absatz 1 Satz 1 bis 3 in der alleinigen
Zuständigkeit des Landes Hessen liegen, bedarf es einer
Einwirkungsmöglichkeit einer gemeinschaftlichen Aufsichts-
instanz, um den ansonsten im ländereinheitlichen Verfahren
defizitären demokratischen Legitimationszusammenhang
auszugleichen (BayVerfGH, Urteil vom 25. September 2015
— Vf. 9-VII-13 —, juris, Rn. 141 ff.). Bei der alleinigen Wahr-
nehmung der ländereinheitlichen Vollzugsbefugnisse durch
das Land Hessen fehlte es nämlich bei den anderen Bundes-
ländern an der personellen demokratischen Legitimation;
die übrigen Länder hätten grundsätzlich keinerlei bestim-
menden Einfluss auf die zuständigen Bediensteten des Lan-
des Hessen. Ein hinreichendes Legitimationsniveau wird
vorliegend dadurch erreicht, dass die länderübergreifend tä-
tige Vollzugsbehörde an die das Verfahren im Detail vorge-
benden Vorschriften des von den Länderparlamenten rati-
fizierten Glücksspielstaatsvertrages 2021 und die Entschei-
dungsrichtlinien des Verwaltungsrates der Gemeinsamen
Glücksspielbehörde der Länder gebunden ist. Dieser besteht
seinerseits wieder aus weisungsunterworfenen Vertretern der
Bundesländer. Dadurch ist gewährleistet, dass die Volksver-
tretungen über den zuständigen Ressortminister Kontrolle
über den Verwaltungsvollzug ausüben und gegebenenfalls auf
das Abstimmungsverhalten des jeweiligen Landesvertreters
im Aufsichtsgremium Einfluss nehmen können (BayVerfGH,
a. a. O., Rn. 152). Der Verwaltungsrat sorgt so durch seine
Zusammensetzung aus (hochrangigen) Vertretern aller am
Staatsvertrag beteiligten Länder für eine verstärkte sachlich-
inhaltliche Legitimation, wenn er durch Entscheidungsricht-
linien im Einzelfall die Entscheidungen der Behörde mitbe-
stimmt. Bei den Entscheidungsrichtlinien des Verwaltungs-
rates handelt es sich ausschließlich um rein verwaltungsin-
terne bindende Vorgaben zur Auslegung und Konkretisie-
rung bestehender Vorschriften.

Der neue Satz 9 bestimmt zum Verhältnis zwischen Maß-
nahmen der hessischen Aufsichtsbehörde und Entscheidungs-
richtlinien des Verwaltungsrates, dass Aufsichtsmaßnahmen
unwirksam sind, wenn diese einer Entscheidungsrichtlinie
des Verwaltungsrates widersprechen. Damit wird die aus
Gründen des demokratischen Legitimationszusammenhangs
erforderliche Bindung auch der Rechts- und Fachaufsichts-
behörden des Landes Hessen an die Beschlüsse des Verwal-
tungsrates sichergestellt. 

Zu Nummer 2 (§ 23 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 und 3)

In § 23 Absatz 1 wird durch das Streichen des eingefügten
Relativsatzes eine Folgeänderung vorgenommen, da dieser
Satz angesichts der fehlenden konkreten Benennung des für
die Führung der Datei zuständigen Landes und der neu ge-
schaffenen spezifischen Zuständigkeitsregelung im § 8 Ab-
satz 1 Satz 2 nunmehr obsolet geworden ist. § 23 Absatz 1
befasst sich damit entsprechend seiner gesetzlichen Über-
schrift und dem Kontext, in dem die Norm steht (Sechster
Abschnitt „Datenschutz“), inhaltlich nur noch mit Aspekten
der Verarbeitung und dem Schutz von Daten.

Durch die Ergänzung in § 23 Absatz 2 wird klargestellt, dass
der Gemeinsamen Glücksspielbehörde der Länder die zur
Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Daten übermittelt
werden können. Ohne die Änderung des Staatsvertrages
würde die Gemeinsame Behörde selbst für die Führung der
Sperrdatei zuständig sein und also selbst über alle bei der
Führung der Sperrdatei anfallenden Daten verfügen. Dass
die Zuständigkeit nun dauerhaft an hessische Behörden
übertragen wird und die Daten damit nur dort vorliegen,
macht eine Datenübermittlung an die Gemeinsame Behörde
nötig, die allerdings auf die Daten zu beschränken ist, die
für die Gemeinsame Behörde zur Erfüllung der ihr nach dem
Staatsvertrag zugewiesenen Aufgaben erforderlich sind. So-
weit es sich dabei um personenbezogene Daten handelt,
hängt die Datenübermittlung jedoch von ihrer datenschutz-
rechtlichen Zulässigkeit ab, die bei personenbezogenen Ge-
sundheitsdaten nochmals strengeren Voraussetzungen unter-
liegt. Die datenschutzrechtliche Zulässigkeit der Übermitt-
lung ist von allen an der Datenübermittlung beteiligten Be-
hörden nach dem jeweils für sie geltenden Recht, insbeson-
dere also nach der Verordnung (EU) 2016/679 (Datenschutz-
grundverordnung — DSGVO) zu prüfen.

In § 23 Absatz 3 wird geregelt, dass die für die Führung der
Sperrdatei zuständige Behörde regelmäßig Auswertungen an
die zuständigen Aufsichtsbehörden (z. B. die Gemeinsame
Glücksspielbehörde der Länder und die nach dem jeweili-
gen Landesrecht zuständigen Aufsichtsbehörden über die
von den Ländern erlaubte Glücksspielangebote) übermittelt,
damit diese die tatsächliche Nutzung überwachen können.
Soweit personenbezogene Daten betroffen sind, ist Voraus-
setzung auch hier die von allen am Übermittlungsvorgang
beteiligten Behörden zu prüfende datenschutzrechtliche Zu-
lässigkeit der Datenübermittlung.

Zu Nummer 3 (§ 27f Absatz 4 Nummer 1)

In der Folge der eindeutigen Übertragung der Zuständigkeit
für das Führen der zentralen Sperrdatei auf das Land Hessen
im neu gefassten § 8 Absatz 1 Satz 2 ist die anderslautende
Zuständigkeitsregelung des § 27f Absatz 4 Nr. 1 aufzuheben.

Zu Nummer 4 (§ 27h Absatz 9)

Über die Entscheidungsrichtlinien des Verwaltungsrates wird
der Ländereinfluss auf die Aufgabenwahrnehmung durch das
Land Hessen sichergestellt (siehe Erläuterungen zu Nummer 2).
Bei den Entscheidungsrichtlinien handelt es sich um Ausle-
gungsvorgaben, an die das Land Hessen bei der Ausübung
der ländereinheitlichen Zuständigkeit gebunden ist. Da der
Verwaltungsrat insoweit außerhalb seiner Stellung als Organ
der Anstalt tätig wird und seine Entscheidungsrichtlinien
letztgültig sein sollen, darf er nicht der allgemeinen Rechts-
aufsicht des Sitzlandes Sachsen-Anhalt über die Anstalt un-
terliegen. Dies stellt Satz 2 klar. Ansonsten gäbe es eine
nicht aufzulösende Kollision unterschiedlicher Aufsichts-
strukturen. Die Rechtsaufsicht über die Führung der Sperr-
datei muss grundsätzlich beim länderübergreifend tätigen
Land Hessen verbleiben, sofern nicht der Verwaltungsrat ab-
weichende Entscheidungen trifft. 

Die Regelung zur Beschlussfassung über für den Vorstand
der Gemeinsamen Glücksspielbehörde der Länder bindende
Entscheidungsrichtlinien finden auf diese Entscheidungs-
richtlinien entsprechende Anwendung. Die Entscheidungs-
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richtlinien werden mit Zweidrittelmehrheit gefasst (§ 27h
Absatz 6 Satz 2). Der Beschluss kann auch gegen die Stimme
des Vertreters des Landes Hessen getroffen werden.

Damit die Länder über den Verwaltungsrat auch frühzeitig
Einfluss nehmen können, enthält § 27h Absatz 9 Satz 3 eine
Vorab-Informationspflicht über wesentliche Entscheidun-
gen (z. B. Änderung des für die Gesetzgebung der Länder re-
levanten Ablaufs des Anschlusses der Verpflichteten, kos-
tenintensive Maßnahmen oder grundlegende technische Um-
stellungen, Maßnahmen mit erheblichen Auswirkungen für
gesperrte Personen) sowie eine Berichtspflicht über laufen-
de Angelegenheiten und Verfahren.

Die Einfügung erfolgt als Absatz 9 hinter den Absatz 8, der
die näheren Regelungen der Satzung der Gemeinsamen
Glücksspielbehörde der Länder betrifft, weil der Verwaltungs-
rat im Hinblick auf die durch das Land Hessen zu führende
Spielersperrdatei außerhalb der Aufgaben und Zuständig-
keiten der Gemeinsamen Glücksspielbehörde der Länder tä-
tig wird und daher in der Satzung keine Bestimmungen
hierzu aufzunehmen sind. Er handelt insoweit nicht als Or-
gan oder Teil der Gemeinsamen Glücksspielbehörde der
Länder, sondern aus eigenem Recht. Der Rückgriff auf das
bestehende Gremium des Verwaltungsrates erfolgt aus Ver-
einfachungsgründen, um kein zweites Gremium zur Aus-
übung des Ländereinflusses bilden zu müssen. Ergänzende
Regelungen können daher in der Geschäftsordnung des Ver-
waltungsrates oder in einer ergänzenden Verwaltungsver-
einbarung, nicht jedoch in der Satzung der Gemeinsamen
Glücksspielbehörde der Länder, getroffen werden.

Zu Nummer 5 (§ 27p Absatz 4 Nummer 1)

Die Übergangsregelung in § 27p Absatz 4 Nummer 1 ist ob-
solet geworden und kann daher aufgehoben werden. 

Zu Nummer 6 (§ 32 Satz 1)

Im Rahmen der Evaluierung soll auch die Zuständigkeit des
Landes Hessen für die Führung der anbieter- und spielform-
übergreifenden Spielersperrdatei und deren Auswirkungen
auf den Spielerschutz evaluiert werden.

Zu Nummer 7 (§ 35 Absatz 6)

Für den Fall, dass das Land Hessen von seinem Recht nach
§ 35 Absatz 4 Satz 2 Gebrauch macht und den Staatsvertrag
kündigt, geht die Zuständigkeit für die Führung der Spieler-
sperrdatei und für den Anschluss der hierzu Verpflichteten
nach den §§ 8 bis 8d und 23 auf die Gemeinsame Glücks-
spielbehörde der Länder über. Im Zuge dessen hat das Land
Hessen der Anstalt sämtliche mit dem Spielersperrsystem
im Zusammenhang stehende erforderliche Informationen,
Unterlagen, Daten, Programme und Rechte zur Verfügung
zu stellen, welche diese benötigt, um ihre Aufgaben ord-
nungsgemäß wahrnehmen zu können. Die Vorschrift stellt
damit gleichzeitig die Rechtsgrundlage für die Weitergabe
der bei den Behörden der Länder vorhandenen Daten dar. 

Mit dem Zuständigkeitsübergang auf die Gemeinsame Glücks-
spielbehörde der Länder werden die Vorschriften zur Si-
cherstellung des Ländereinflusses auf die Aufgabenwahr-
nehmung des Landes Hessen obsolet und sind daher nicht
mehr anwendbar. Anstelle des Rechts des Landes Hessen
findet nach § 27a Absatz 3 das Recht des Sitzlandes Anwen-
dung.

Zu Artikel 2

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten zum 1. Januar 2023. Sollten
bis dahin nicht alle Ratifikationsurkunden hinterlegt sein,
wird der Staatsvertrag gegenstandslos.

Für das Land Baden-Württemberg:
Stuttgart, den 17. 3. 2022 K r e t s c h m a n n

Für den Freistaat Bayern:
München, den 7. 3. 2022 M. S ö d e r

Für das Land Berlin: 
Berlin, den 11. 3. 2022 Franziska G i f f e y

Für das Land Brandenburg: 
Potsdam, den 21. 3. 2022 Dietmar W o i d k e

Für die Freie Hansestadt Bremen: 
Bremen, den 23. 3. 2022 B o v e n s c h u l t e

Für die Freie und Hansestadt Hamburg: 
Hamburg, den 15. 3. 2022 Peter T s c h e n t s c h e r 

Für das Land Hessen: 
Wiesbaden, den 9. 3. 2022 V. B o u f f i e r

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:
In Vertretung für die Ministerpräsidentin
Schwerin, den 24. 3. 2022 S. O l d e n b u r g

Für das Land Niedersachsen: 
Hannover, den 11. 3. 2022 Stephan W e i l

Für das Land Nordrhein-Westfalen: 
Düsseldorf, den 9. 3. 2022 H. W ü s t

Für das Land Rheinland-Pfalz:
Mainz, den 18. 3. 2022 Malu D r e y e r

Für das Saarland: 
Saarbrücken, den 15. 3. 2022 Tobias H a n s
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Für den Freistaat Sachsen: 
Dresden, den 15. 3. 2022 Michael K r e t s c h m e r

Für das Land Sachsen-Anhalt: 
Magdeburg, den 10. 3. 2022 Reiner H a s e l o f f

Für das Land Schleswig-Holstein: 
Kiel, den 24. 3. 2022 G ü n t h e r

Für den Freistaat Thüringen: 
Erfurt, den 10. 3. 2022 Bodo R a m e l o w
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G e s e t z
zur Änderung des Gesetzes über ein 

Sonderprogramm zur Wirtschaftsförderung 
des Landes Niedersachsen

Vom 29. Juni 2022

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

Artikel 1

Dem § 4 Abs. 1 des Gesetzes über ein Sonderprogramm zur
Wirtschaftsförderung des Landes Niedersachsen in der Fas-
sung vom 16. Oktober 1997 (Nds. GVBl. S. 431), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10. Dezember 2020
(Nds. GVBl. S. 477), wird der folgende Satz 6 angefügt:

„6Im Haushaltsjahr 2022 wird dem Sondervermögen zusätz-
lich ein Betrag in Höhe von 459 500 000 Euro durch Umbu-
chung aus dem Bestand der allgemeinen Rücklage zugeführt;
dieser Betrag ist je zur Hälfte für Maßnahmen nach § 2 Nrn. 1,
2, 4 und 5 und für Maßnahmen nach § 2 Nrn. 7 und 8 zu ver-
wenden.“

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 29. Juni 2022

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen Gesetzes 
zur Durchführung der Marktüberwachung von 

harmonisierten Bauprodukten

Vom 29. Juni 2022

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Niedersächsische Gesetz zur Durchführung der Markt-
überwachung von harmonisierten Bauprodukten vom 6. April
2017 (Nds. GVBl. S. 116) wird wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 1 erhält folgende Fassung:

„1. der Verordnung (EU) 2019/1020 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 über
Marktüberwachung und die Konformität von Pro-
dukten sowie zur Änderung der Richtlinie 2004/
42/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 765/2008
und (EU) Nr. 305/2011 (ABl. EU Nr. L 169 S. 1),
soweit die Aufgaben Bauprodukte im Sinne des
Artikels 2 Nr. 1 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011
des Europäischen Parlaments und des Rates vom
9. März 2011 zur Festlegung harmonisierter Bedin-
gungen für die Vermarktung von Bauprodukten
und zur Aufhebung der Richtlinie 89/106/EWG
des Rates (ABl. EU Nr. L 88 S. 5; 2013 Nr. L 103
S. 10), zuletzt geändert durch die Verordnung (EU)
2019/1020 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 20. Juni 2019 (ABl. EU Nr. L 169 S. 1),
betreffen,“.

b) Die Nummern 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

„3. dem Marktüberwachungsgesetz (MüG) vom 9. Juni
2021 (BGBl. I S. 1723) in Bezug auf Bauprodukte
im Sinne des Artikels 2 Nr. 1 der Verordnung (EU)
Nr. 305/2011 sowie

4. dem Bauproduktengesetz (BauPG) vom 5. Dezem-
ber 2012 (BGBl. I S. 2449), zuletzt geändert durch
Artikel 5 des Gesetzes vom 27. Juli 2021 (BGBl. I
S. 3146).“

c) Nummer 5 wird gestrichen.

2. § 3 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird das Wort „nachfolgend“ gestrichen.

b) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Sie ist außerdem in den Fällen, in denen ein Bau-
produkt nach den Anforderungen der Verordnung
(EU) Nr. 305/2011 die in Bezug auf die Wesentlichen
Merkmale erklärte Leistung nicht erbringt oder eine
Gefahr im Sinne des Artikels 58 der Verordnung (EU)
Nr. 305/2011 darstellt, dafür zuständig, die den Markt-
überwachungsbehörden zustehenden Maßnahmen nach
der Verordnung (EU) Nr. 305/2011, dem Marktüber-
wachungsgesetz und der Verordnung (EU) 2019/1020
zu ergreifen.“

c) In Absatz 6 werden die Worte „Gesetzes über die öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung“ durch die Worte
„Polizei- und Ordnungsbehördengesetzes“ ersetzt.

d) Absatz 7 wird gestrichen.

3. Die §§ 4 und 5 werden gestrichen.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 29. Juni 2022

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen Straßengesetzes

Vom 29. Juni 2022

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Niedersächsische Straßengesetz in der Fassung vom
24. September 1980 (Nds. GVBl. S. 359), zuletzt geändert durch
Artikel 5 des Gesetzes vom 16. Dezember 2021 (Nds. GVBl.
S. 911), wird wie folgt geändert:

1. § 38 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Der Bau von Landes- und Kreisstraßen bedarf der
vorherigen Planfeststellung.“

bb) Es wird der folgende neue Satz 2 eingefügt:

„2Gleiches gilt für die Änderung von Landes- und
Kreisstraßen, durch die die Straße um einen oder
mehrere durchgehende Fahrstreifen für den Kraft-
fahrzeugverkehr baulich erweitert oder in sonsti-
ger Weise erheblich baulich umgestaltet wird.“

cc) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 3 und 4.

b) Absatz 6 erhält folgende Fassung:

„(6) Steht mit der Planung

1. des Baus oder Ausbaus einer Bundesautobahn oder

2. eines in den Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen
aufgenommenen Bau- oder Ausbauvorhabens

die Planung eines Baus oder einer Änderung einer an-
deren Straße oder eines anderen Teils derselben Straße
in sachlichem Zusammenhang, so kann die Behörde,
die hinsichtlich der anderen Straße oder des anderen
Teils derselben Straße Trägerin der Straßenbaulast,
Anhörungsbehörde oder Planfeststellungsbehörde ist,
die Wahrnehmung der sich aus diesen Zuständigkeiten
für ein Planfeststellungsverfahren ergebenden Aufgaben
und Befugnisse durch Vereinbarung ganz oder teil-
weise auf die Behörde übertragen, die hinsichtlich der
Bundesfernstraße Trägerin der Straßenbaulast, Anhö-
rungsbehörde oder Planfeststellungsbehörde ist; eine
Übertragung auf eine Behörde des Bundes ist ausge-
schlossen.“

2. In § 43 Abs. 7 Satz 2 werden die Worte „schriftliche
Erklärung“ durch die Worte „eine Erklärung in Text-
form“ ersetzt.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 29. Juni 2022

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Verordnung 

über sachliche Zuständigkeiten 
für die Verfolgung und Ahndung 

von Ordnungswidrigkeiten

Vom 28. Juni 2022

Aufgrund des § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten in der Fassung vom 19. Februar 1987
(BGBl. I S. 602), zuletzt geändert durch Artikel 31 des Geset-
zes vom 5. Oktober 2021 (BGBl. I S. 4607), wird verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung über sachliche Zuständigkeiten für die
Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten vom
30. Juni 2021 (Nds. GVBl. S. 442), wird wie folgt geändert:

1. § 2 Nr. 1 wird wie folgt geändert:

a) Am Ende des Buchstabens c wird das Semikolon durch
ein Komma ersetzt.

b) Es wird der folgende Buchstabe d angefügt:

„d) nach § 18 Abs. 1 des Tierschutzgesetzes in der
Fassung vom 18. Mai 2006 (BGBl. I S. 1206, 1313),
zuletzt geändert durch Artikel 105 des Gesetzes
vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436), beschränkt
auf Zuwiderhandlungen nach

aa) § 18 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. a des Tierschutzge-
setzes in Verbindung mit § 44 Abs. 1 der Tier-
schutz-Versuchstierverordnung (TierSchVersV)
vom 1. August 2013 (BGBl. I S. 3125), zuletzt
geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom
11. August 2018 (BGBl. I S. 3570),

bb) § 18 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b des Tierschutz-
gesetzes in Verbindung mit § 44 Abs. 2
TierSchVersV und mit § 3 der Versuchstier-
meldeverordnung vom 12. Dezember 2013
(BGBl. I S. 4145), zuletzt geändert durch Ar-

tikel 2 der Verordnung vom 11. August 2018
(BGBl. I S. 3570),

cc) § 18 Abs. 1 Nrn. 5 a, 11, 12 und 17 des Tier-
schutzgesetzes,

dd) § 18 Abs. 1 Nr. 20 des Tierschutzgesetzes in
Bezug auf Tätigkeiten nach § 11 Abs. 1 Satz 1
Nrn. 1 und 2 des Tierschutzgesetzes,

ee) § 18 Abs. 1 Nr. 20 a des Tierschutzgesetzes
wegen Anordnungen nach § 11 Abs. 5 Satz 6
und § 16 a Abs. 1 Sätze 1 und 2 Nrn. 1 und 3
des Tierschutzgesetzes, die in Bezug auf Tä-
tigkeiten nach § 11 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 und 2
des Tierschutzgesetzes getroffen wurden, und
wegen Anordnungen nach § 16 a Abs. 1 Satz 2
Nr. 4 und Abs. 2 und 3 des Tierschutzgesetzes,

ff) § 18 Abs. 1 Nr. 21 a des Tierschutzgesetzes,

gg) § 18 Abs. 1 Nr. 26 des Tierschutzgesetzes in
Bezug auf Tätigkeiten nach § 11 Abs. 1 Satz 1
Nrn. 1 und 2 des Tierschutzgesetzes;“.

2. § 3 Abs. 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung:

„3. nach § 18 des Tierschutzgesetzes, auch in Verbindung
mit einer nach diesem Gesetz erlassenen Verordnung,
soweit nicht nach § 2 Nr. 1 Buchst. d das Landesamt
für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit
zuständig ist;“.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft.

Hannover, den 28. Juni 2022

Die Niedersächsische Landesregierung

W e i l O t t e - K i n a s t
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Allgemeinen Zuständigkeitsverordnung

für die Gemeinden und Landkreise zur Ausführung 
von Bundesrecht

Vom 28. Juni 2022

Aufgrund des § 5 Abs. 1 Satz 1 des Niedersächsischen Ge-
setzes über Verordnungen und Zuständigkeiten vom 22. Ok-
tober 2014 (Nds. GVBl. S. 291), geändert durch Gesetz vom
17. Februar 2021 (Nds. GVBl. S. 65), wird verordnet:

Artikel 1

§ 1 Nr. 10 der Allgemeinen Zuständigkeitsverordnung für
die Gemeinden und Landkreise zur Ausführung von Bun-
desrecht vom 14. Dezember 2004 (Nds. GVBl. S. 589), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 15. Juni 2021 (Nds. GVBl.
S. 376), wird wie folgt geändert:

1. Im einleitenden Teil wird die Angabe „Artikel 141 des
Gesetzes vom 29. März 2017 (BGBl. I S. 626)“ durch die
Angabe „Artikel 105 des Gesetzes vom 10. August 2021
(BGBl. I S. 3436)“ ersetzt.

2. Buchstabe a erhält folgende Fassung:

„a) § 4 Abs. 3 Satz 3, § 8 Abs. 1, § 8 a Abs. 1 bis 3, § 11
Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 und 2, § 11 Abs. 5 und 7 in Be-
zug auf Tätigkeiten nach Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 und 2,
§ 11 a Abs. 4 Sätze 1 bis 3, § 15 Abs. 1 Satz 2, § 16
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, § 16 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 in Bezug
auf Tätigkeiten nach § 11 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 und 2,
§ 16 Abs. 2 und 3 in Bezug auf die ausgenommenen
Aufgaben, § 16 a Abs. 1 in Bezug auf Tätigkeiten
nach § 11 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 und 2 und § 16 a

Abs. 2 und 3 des Tierschutzgesetzes und den nach
§ 8 Abs. 5 und 6, § 8 a Abs. 4 und § 15 Abs. 5 des
Tierschutzgesetzes erlassenen Verordnungen,“.

3. Es werden die folgenden neuen Buchstaben c bis e einge-
fügt:

„c) §§ 1 und 2 der Versuchstiermeldeverordnung vom
12. Dezember 2013 (BGBl. I. S. 4145), zuletzt geändert
durch Artikel 2 der Verordnung vom 11. August 2021
(BGBl. I S. 3570),

d) § 7 Abs. 1 Nr. 1 der Ferkelbetäubungssachkunde-
verordnung vom 8. Januar 2020 (BGBl. I S. 96),

e) § 17 Abs. 2 der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung
in der Fassung vom 22. August 2006 (BGBl. I S. 2043),
zuletzt geändert durch Artikel 1 a der Verordnung
vom 29. Januar 2021 (BGBl. I S. 146), in Bezug auf
die Anerkennung eines Lehrgangs für den Erwerb
der Sachkunde,“.

4. Die bisherigen Buchstaben c und d werden Buchstaben f
und g.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft.

Hannover, den 28. Juni 2022

Die Niedersächsische Landesregierung

W e i l O t t e - K i n a s t
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